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Edeka liebt Tarifflucht 

Edeka-Tochter zahlt neu 
eingestellten Verkäuferin¬ 
nen keinen Tariflohn mehr, 
die nun von Hungerlöhnen 
leben müssen. 
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Drohnen für die 
Bundeswehr 

„Ethisch neutrale Waf¬ 
fen“ oder „Raubvögel 
für die Bundeswehr“? 
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Obama auf Jubel-Tour 

Zehn Jahre nach dem Irak¬ 
krieg demonstrierte Oba¬ 
ma der arabischen Welt die 
Kontinuität der US-Nahost- 
politik. 

Seite 7 


29. März 2013 - Nr. 13 - 45. Jahrgang 


PVSt K 4956 D - Entgelt bezahlt 




Bundeswehr zurück nach 












W enn es um die Durchsetzung 
ihrer imperialistischen Inte¬ 
ressen im Nahen Osten und 
Nordafrika geht, kennen die NATO- 
Staaten kein Halten mehr: Nach dem 
Irak, Afghanistan und Libyen stehen 
nun Mali und Syrien auf der Abschuss¬ 
liste. Die USA setzen alles daran, ihre 
Vormachtstellung zu verteidigen. Die 
deutsche Bundesregierung kann und 
will dabei nicht im Abseits stehen. Es 
gilt auch die Interessen der deutschen 
Banken und Konzerne in diesen Re¬ 
gionen abzustecken - und diese Inte¬ 
ressen heißen: Zugang zu Rohstoffen 
und Märkten sowie Absicherung von 
Einflusssphären. 


„Krieg ist keine Lösung“ 

Aus der Pressemitteilung des Bundesausschusses Friedensratschlag, 
2i. März: (...) In allen Ostermarsch-Aufrufen werden die Auslandseinsätze 
der Bundeswehr (von Afghanistan bis Mali) verurteilt und Regierung und 
Bundestag an den Grundgesetz-Auftrag erinnert, wonach die Bundeswehr 
nur der Landesverteidigung zu dienen habe. Mittlerweile wird ihr Umbau 
zu einer weltweit einsetzbaren Interventionsarmee („Armee im Einsatz“) 
zügig vorangetrieben. Die Friedensbewegung fordert den Abzug der Trup¬ 
pen aus den genannten Ländern sowie aus der Türkei. Der dortige „Patriot“- 
Einsatz verschärfe nach Ansicht der Ostermarschierer nurden Konflikt mit 
Syrien. Dasselbe würde auch die Beendigung des Waffenembargos der EU 
bedeuten. Jede äußere militärische Einmischung in den syrischen Bürger¬ 
krieg erhöht das Leiden der Bevölkerung und birgt die Gefahr eines regio¬ 
nalen Flächenbrandes. (...) 


Hause! 

Die Marschroute, die Kriegsminister 
Thomas de Maiziere im Oktober 2012 
auf einer Bundeswehrtagung ausgab, 
ist unmissverständlich: Die Bundes¬ 
wehr solle „auf alles Denkbare vor¬ 
bereitet“ und permanent einsatzfähig 
sein. Genau darauf ausgerichtet ist die 
Strukturreform der Bundeswehr. Es 
geht darum, die Effektivität der Trup¬ 
pe als Besatzerarmee zu erhöhen. Da¬ 
für will de Maiziere Kampfdrohnen 
anschaffen, Kampfhubschrauber in 
Aghanistan einsetzen und die Mili¬ 
tärausgaben ausweiten, während die 
Verelendung immer größerer Bevöl¬ 
kerungsteile aufgrund des Sozialkahl¬ 
schlags voranschreitet. 

Die „Verteidigung der Menschenrech¬ 
te“ führen die NATO-Krieger an, wenn 
sie andere Länder überfallen und be¬ 
setzen. 

Die Praxis der Bundesregierung zeigt 
aber deutlich, um welche Rechte es 
ihr eigentlich geht: Wenn die Bun¬ 
desregierung dem Export von ABC- 
Spürpanzern nach Saudi-Arabien zu¬ 
stimmt, geht es um das Recht des Waf¬ 
fenkonzerns Krauss Maffei Wegmann, 
seine Profite zu steigern - und es geht 
darum eine reaktionäre Regierung 
im Nahen Osten zu unterstützen, um 
jeglichen antiimperialistischen Wider¬ 
stand in der Region aus dem Weg zu 
räumen. Nur um eines geht es nicht: 
Menschenrechte. 

Die DKP fordert den sofortigen Ab¬ 
zug der Bundeswehr und anderer NA- 
TO-Truppen aus Mali und Afghanis¬ 
tan und ein Ende der Aggressionen 
gegen Syrien wie die Stationierung 
von Patriot-Raketenabwehrsystemen 
in der Türkei. Die DKP erteilt den Plä¬ 
nen der Bundesregierung, die EU-Mi- 
litärstrukturen auszubauen, eine Ab¬ 
sage. Die DKP fordert die Streichung 
der Militärausgaben und einen Rüs¬ 
tungsstopp. Die DKP sagt aber auch: 
Das Recht auf Frieden wird von keiner 
Bundesregierung verschenkt, sondern 
muss erkämpft werden - egal welche 
Parteien die Bundestagswahlen im 
Herbst gewinnen. Dafür gilt es bei den 
Ostermärschen und am 1. Mai auf die 
Straße zu gehen. Männe Grüß 


Euro-Chefs erzwangen Zyperns Unterwerfung 

Gerettet wurden die Banken - das Volk soll die „schmerzlichen Folgen“ tragen 


„Ich bin froh, dass wir jetzt das er¬ 
reicht haben, was immer unsere Po¬ 
sition war,“ sagte Bundesfinanzmi¬ 
nister Schäuble hoch zufrieden nach 
der dramatisch inszenierten „langen 
Nacht“ der Eurogruppe am vergange¬ 
nen Sonntag/Montag in Brüssel. Der 
erst kürzlich gewählte konservative 
zyprische Staatspräsident Anastasi- 
ades hatte zu pokern versucht, sich 
aber letztlich doch dem Diktat unter¬ 
worfen. 

Da war von den schönen EU-Wer¬ 
ten wie „Europäische Gemeinschaft“ 
oder gar „europäische Solidarität“ 
nicht mehr die Rede. Die deutsche Re¬ 
gierung gab über Merkel und Schäub¬ 
le hart und unnachgiebig die Richtung 
vor. Sie nutzte die Krise, um ihre Po¬ 
sition als die richtungsweisende Füh¬ 
rungsmacht in der EU noch mehr als 
bisher zu festigen. Es herrschte das 
brutale Gesetz der Stärke. Die Euro- 
Oberen wollten an dem kleinen und 
für die EU ökonomisch nicht so sehr 



ins Gewicht fallenden Zypern mit der 
Erpressung eines drohenden Staats¬ 
bankrotts und eines erzwungenen 
Ausscheidens aus dem Euro ein neu¬ 
es Exempel statuieren, wie es Völkern 
künftig gehen soll, wenn sie sich den 
von Berlin und EU-Zentralen diktier¬ 
ten Vorgaben und Bedingungen nicht 
willig unterordnen. 

Die von der Eurogruppe gebilligten 
„Schlüsselelemente für eine makro¬ 
ökonomische Anpassung“, wie die 
Vereinbarung im offiziellen Brüsse¬ 
ler Eurogruppen-Dokument genannt 
wird, sind alles andere als eine „Hilfe 
für Zypern“. In Wahrheit soll das zyp¬ 
rische Volk für den 10-Milliarden-Kre- 
dit aus dem Euro-Rettungsfonds, den 
der zyprische Staat bekommen soll, 
damit er die Banken vor einer „unge¬ 
ordneten“ Pleite retten kann, schwer 
bluten müssen. 


Weiter auf Seite 6 


Thema der Woche 


Für das werktätige 
Volk Zyperns 

... steht die AKEL - wie in ihrer gan¬ 
zen Geschichte - auch in den gegen¬ 
wärtigen Auseinandersetzungen. 

Der Parteivorstand der DKP sandte 
von seiner ersten Tagung eine Gruß¬ 
botschaft. 
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+++letzte meldung+++letzte 
meldung+++letzte meldung 

Krisenverursacher 


Berlin: Der Verursacher der Finanz¬ 
krise wurde gestern Abend in Berlin 
völlig überraschend festgenommen. 
Es handelt sich dabei um den dreiund- 
zwanzigjährigen Deutschen Günther 
M. - Er hatte gestern in der U-Bahn 
nach Charlottenburg um 21 Uhr 47 die 
Mitfahrenden darüber aufgeklärt, dass 
er jetzt eine sogenannte Straßenzeitung 
verkaufen will und um eine Spende bit¬ 
te, weil er obdachlos sei und ohne Ar¬ 
beit. Schuld daran wäre die Krise, an 
der er selbst schuld sei. Ein zufällig 
mitfahrender Zivilpolizist hatte die¬ 
ses Geständnis protokolliert und den 
Schuldigen an Ort und Stelle verhaf¬ 
tet. - Bislang ging die Bundesstaats¬ 
anwaltschaft immer davon aus, dass 
an der Wirtschaftskrise mehrere unbe¬ 
kannte Personen beteiligt sind. Umso 
mehr zeigte er sich nun verwundert, 
dass es sich offenbar bei dem Schul¬ 
digen an der Krise um einen Einzel¬ 
täter handelt. Auf den Krisenverursa¬ 
cher werden nach ersten Schätzungen 
Forderungen in Billiardenhöhe aus der 
ganzen Welt zukommen. - Allein die 
deutsche Bank hat Günter M. noch 
heute Nacht alle Kosten für alle deut¬ 
schen Rettungsschirme in Rechnung 
gestellt. Unklar ist gegenwärtig noch, 
ob Günther M. nach Verbüßen der ihn 
zu erwartenden Haft von 567 Jahren 
nach Griechenland ausgeliefert wird. 

Werner Lutz 


Keine Demo 
ohne UZ 

Am 13. April findet in zahlrei¬ 
chen Städten der dezentrale 
Aktionstag „UMfairTEILEN - 
Reichtum besteuern“ statt. Am 
gleichen Tag wird zum Auftakt 
des NSU-Prozesses bundesweit 
zu einer antifaschistischen De¬ 
monstration nach München 
aufgerufen. Die UZ wird an die¬ 
sem Wochenende beide The¬ 
men aufgreifen und sollte auf 
keiner Aktion fehlen. 


Damit möglichst viele UZ-Ex- 
emplare verteilt oder verkauft 
werden können, bieten wir die 
Zeitung zu besonders günsti¬ 
gen Bezugspreisen an. Nutzt 
bitte dieses Angebot, um die UZ 
bekannter zu machen und viele 
neue Leserinnen für unsere Wo¬ 
chenzeitung zu gewinnen! 


Preisbeispiele: 
10 UZ 
20 UZ 
50 UZ 
100 UZ 
200 UZ 


10,00 Euro 
20,00 Euro 
25,00 Euro 
30,00 Euro 
40,00 Euro 


Alle Preise inklusive Versand¬ 
kosten! Auch andere Liefermen¬ 
gen möglich. 

Bestellungen bitte bis spätes¬ 
tens Montag, 8. April an Gustl 
Ballin, ballin@odn.de. 
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Kolumne von Manfred Dietenberger 

Vereinbarte Hungerlöhne 


Tarifverträge, so ist man geneigt an¬ 
zunehmen, schützen vor Hungerlöh¬ 
nen. Weit gefehlt, nicht selten wer¬ 
den die Niedriglöhne sogar noch 
festgeschrieben. Zwar geht der An¬ 
teil der tariflichen Vergütungsgrup¬ 
pen mit Stundenlöhnen von unter 

8.50 Euro zurück, aber noch immer 
liegen rund elf Prozent der Eingrup¬ 
pierungen bei 8,50 Euro oder gar 
noch niedriger. Im September 2011 
lag der Anteil von Vergütungsgrup¬ 
pen mit Stundenlöhnen unter 8,50 
Euro sage und schreibe noch bei 13 
Prozent. 

Dieser entlarvende Einblick in die 
asoziale „Marktwirtschaft“ bietet 
eine neue Studie des gewerkschaft¬ 
lichen Wirtschafts- und Sozialwis¬ 
senschaftlichen Instituts (WSI), das 
dafür insgesamt 4 714 tarifliche Ver¬ 
gütungsgruppen aus 41 Wirtschafts¬ 
zweigen auswertete. Bei 282 Vergü¬ 
tungsgruppen, deren Tarifverträge 
von Mitgliedsgewerkschaften des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) abgeschlossen wurden, be¬ 
trägt der Stundenlohn - man mag es 
wirklich nicht glauben - weniger als 

7.50 Euro. Für Beschäftigte aus wei¬ 
teren 246 Vergütungsgruppen, liegt 
der Stundenlohn zwischen küm¬ 
merlichen 7,50 Euro und 8,49 Euro 
und damit immer noch unter dem 
vom DGB geforderten 8,50 Euro. 
Dies obwohl es klar ist, dass selbst 
mit einem Stundenlohn von 8,50 
Euro ein auskömmliches Leben 
nicht zu finanzieren ist. Wahrschein¬ 
lich nur der liebe Gott und der Lei¬ 
ter des WSI-Tarifarchivs Reinhard 
Bispinck, sind in der Lage zu ver¬ 
stehen, wie Gewerkschaften zu sol¬ 
chen Tarifverträgen die Hand rei¬ 
chen können. Die Gewerkschaften 
ständen eben immer wieder vor der 
schwierigen Entscheidung, bei Ta¬ 
rifverhandlungen entweder „niedri¬ 
gen Tarifen zuzustimmen oder ganz 
auf eine tarifliche Regulierung der 
Arbeitsbedingung zu verzichten“, so 
Bispinck. Und noch etwas Anderes 
brachte diese Studie an den Tag: In 
regionalen Tarifbereichen gibt es 
erschreckend viele Tarifverträge, 
die seit fünf oder noch mehr Jahren 
nicht mehr aktualisiert - sprich er¬ 
höht wurden und weil es zu keinen 
neuen Abschlüssen kam, sind die 
alten Tarife noch gültig. Das ist bit¬ 
ter und ein Geschenk an die Bosse. 
Kleinlaut wird vom WSI eingestan¬ 
den, dass die Gewerkschaften hier 
„ihrer eigentlichen Aufgabe“ nicht 
immer nachkämen. 

Doch damit nicht genug. Seit dem 
14. März verhandelt die DGB-Tarif¬ 
gemeinschaft nichtöffentlich und wi¬ 
der besseren Wissens, mit den Leih¬ 
arbeitsunternehmern über neue Ta¬ 



rifverträge. Damit wird wohl, so ist 
zu befürchten, zwar ein Mindestlohn 
von 8,50 Euro und eventuell auch 
noch Branchenzuschläge dabei her¬ 
auskommen, aber im Gegenzug auch 
die miesen Löhne unter 8,50 Euro 
verewigt. Würde der DGB ehemals 
abgeschlossene Tarifverträge kündi¬ 
gen statt neue auszuhandeln käme 
die equal-pay-Richlinie zum Tragen 
und alle bekämen den gleichen Stun¬ 
denlohn wie die Stammbelegschaft. 
Für die IG Metall ist Stefan Schaum¬ 
burg an den Verhandlungen mit von 
der Partie. Auf der Internetseite der 
IG Metall nimmt er zu diesem heik¬ 
len Thema Stellung. Seiner Meinung 
nach existieren juristische Hürden, 
die eine Durchsetzung von equal 
pay schwierig werden ließen und er 
befürchtet langwierige gerichtliche 
Auseinandersetzungen. Bekannte 
Arbeitsrechtler wie zum Beispiel 
Wolfgang Däubler, Mit-Verfasser 
des Standard-Kommentars zum Be¬ 
triebsverfassungsgesetz, haben sich 
mit dem Problem der Nachwirkung 
von Tarifverträgen beschäftigt, ka¬ 
men aber zu einem andern Schluss: 
Wenn sich ein Arbeitsvertrag auf 
die nachwirkenden Tarifverträge 
bezieht, kann das die Regelung im 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
über Gleichbezahlung und Gleich¬ 
behandlung von Leiharbeitskräften 
nicht außer Kraft setzen. Nur wenn 
ein Tarifvertrag aktuell noch gültig 
ist, kann er Gleichbezahlung verhin¬ 
dern. Das aber wäre der Fall, würde 
der DGB einen neuen Tarif aushan¬ 
deln. 

Schaumburg berichtet im Internet, 
man habe sich bewusst für einen 
Weg mit einem neuem Tarifvertrag 
entschieden, weil man die Gestaltung 
nicht dem Gesetzgeber überlassen 
wolle. Angesagt wäre aber eigent¬ 
lich, dass der DGB und seine Ge¬ 
werkschaften jetzt den Gesetzgeber 
mit Nachdruck auffordert, den Tarif¬ 
vorbehalt aus dem Arbeitnehmerü¬ 
berlassungsgesetz zu streichen und 
somit Tarifverträge als Instrument 
zur Verbesserung der Situation der 
Betroffenen Leiharbeitnehmerinnen 
zu machen. 


BAYER 

150 Jahre Bürgerproteste 


Die Firma BAYER feiert in diesem 
Jahr mit zahlreichen Festveranstaltun¬ 
gen ihr 150-jähriges Bestehen. Die Co- 
ordination gegen BAYER-Gefahren 
(CBG) startete im Februar eine Kam¬ 
pagne zu den Schattenseiten der Fir¬ 
mengeschichte. 

Jan Pehrke vom Vorstand der CBG: 
„In der offiziellen Firmen-Chronik 
kommen Themen wie chemische 
Kampfstoffe, Umweltschäden, töd¬ 
liche Pharmaprodukte wie Heroin 
oder die Kollaboration des Konzerns 
mit dem Dritten Reich nicht vor. Wir 
möchten deutlich machen, dass die 
150-j ährige Unternehmensgeschichte 
von Beginn an von Bürgerprotesten 
begleitet wurde. Hierdurch konnte in 
vielen Fällen der Schutz von Umwelt, 
Anwohnern und Belegschaft erstritten 
werden.“ 

Im Verlauf des Jahres wird die Coordi- 
nation gegen BAYER-Gefahren eine 
Serie von Artikeln veröffentlichen, u. a. 
zur Rolle des Konzerns im 3. Reich 
und zur „Entnazifizierung“ nach dem 
Krieg. 


Den Anfang macht ein Artikel des His¬ 
torikers Stefan Blaschke zur Werksge¬ 
schichte im 19. Jahrhundert. Von Be¬ 
ginn an sah sich das Unternehmen 
mit Protesten gegen die anhaltende 
Luft- und Wasserverschmutzung kon¬ 
frontiert. Diese führten zur ersten 
Werks Verlegung von Wuppertal-Bar¬ 
men nach Elberfeld. Auch in Lever¬ 
kusen gab es Klagen gegen das neue 
Unternehmen, besonders wegen der 
Verschmutzung des Rheins. Der voll¬ 
ständige Artikel von Stefan Blaschke 
findet sich unter: www.cbgnetwork. 
org/4867.html 



„Wir sind mehr wert!" 

Ausbildungsvergütungen erhöhen 


In Vorbereitung der Tarifrunde 2014 
in der Metallindustrie und bei VW 
fordert die Gesamtjugendvertretung 
(GJAV) von VW eine sofortige Vor- 
ab-Erhöhung von 50 Euro für alle Aus- 
bildungsjahre sowie die bundesweite 
überdurchschnittliche Erhöhung der 
Ausbildungsvergütungen. In der Re¬ 
solution der Jugendvertretung heißt es: 
Wir, die GJAV Volkswagen, treten da¬ 
für ein, dass in der Tarifrunde 2014 in 
allen Tarifkommissionen bei Volkswa¬ 
gen und der Metallindustrie eine über¬ 
durchschnittliche Erhöhung der Aus¬ 
bildungsvergütungen gefordert wird. 
Wir schlagen vor, dass zusätzlich zur 
prozentualen Erhöhung der Entgelte 
eine Vorab-Erhöhung von 50 Euro für 
alle Ausbildungsjahre gefordert wird 
und diese Vorab-Erhöhung dann in 
entsprechende, höhere Anbindungs¬ 
prozentsätze umgerechnet wird. 

Die gleiche Vorweganhebung soll 
auch für dual Studierende gelten. In 
den Tarifgebieten, in denen noch kei¬ 
ne Tarifverträge für dual Studierende 
gelten, sollten diese bundesweit gefor¬ 
dert werden. Da, wo schon Tarifverträ¬ 
ge existieren, sollte eine Vorab-Erhö¬ 
hung des Entgeltes um 50 Euro gefor¬ 
dert werden. 


Begründung: 

Die IG Metall Jugend fordert eine an¬ 
gemessene Ausbildungsvergütung. Sie 
muss existenzsichernd sein, die Teilha¬ 
be am gesellschaftlichen und kulturel¬ 
len Leben unabhängig von den Eltern 
bzw. von Transferleistungen des Staa¬ 
tes ermöglichen. Das Durchschnitts¬ 
alter neuer Berufsanfänger zu Beginn 
der Berufsausbildung steigt seit Jahren 
stetig an. Im Jahr 2010 lag das Durch¬ 
schnittsalter bereits bei 20 Jahren. Da¬ 
durch verändern sich auch die Anforde¬ 
rungen an eine Ausbildungsvergütung. 
Es entstehen andere Bedürfnisse, die 
über die Vergütung finanziert werden 
müssen, wie z.B. die eigene Mietwoh¬ 
nung oder ein Fahrzeug. Die derzeiti¬ 
ge Höhe der Ausbildungsvergütungen 
reicht dafür bei weitem nicht aus. Das 
wird bestätigt durch den hohen Anteil 
an Auszubildenden, die während der 
Berufsausbildung ihre Ausbildungs¬ 
vergütung durch Nebenjobs aufbessern 
müssen. Das BiBB stellte 2010 fest, 
dass ein Drittel der Auszubildenden 
einer Nebentätigkeit nachgehen, im 
Durchschnitt eines weiteren Arbeits¬ 
tages von 9,2 Stunden (BiBB 2010). 
Dies lässt sich auch bei den Volkswa¬ 
gen-Auszubildenden beobachten. 


Die demographische Entwicklung in 
den Betrieben und die Entwicklung 
bei den Schulabgangszahlen lassen 
die Ausbildungsbetriebe in den nächs¬ 
ten Jahren zunehmend vor der großen 
Herausforderung stehen, ausreichend 
Fachkräfte zu gewinnen. Nur attrak¬ 
tive Ausbildungsbetriebe werden den 
aufkommenden Wettbewerb um zu¬ 
künftige Fachkräfte bestehen. Zu ei¬ 
ner attraktiven Berufsausbildung ge¬ 
hört auch die Ausbildungsvergütung. 
So gaben über 70 % befragter Auszu¬ 
bildender an, dass die Höhe der Aus¬ 
bildungsvergütung wichtig bzw. sehr 
wichtig bei der Wahl des Ausbildungs¬ 
platzes war. 

Wir fordern alle Tarifkommissionen 
auf, unsere Vorschläge rechtzeitig zu 
diskutieren, so dass in 2014 eine ge¬ 
meinsame Position entwickelt werden 
kann. Den Vorstand der IG Metall for¬ 
dern wir auf, diesen Prozess zu koor¬ 
dinieren. 

Dies geht nur gemeinsam und bun¬ 
desweit koordiniert, in allen Tarif¬ 
kommissionen der Metall- und Elek¬ 
troindustrie und bei Volkswagen. 

11.3.2013, Die Gesamt-Jugend- und Auszu¬ 
bildendenvertretung Volkswagen AG 


Haste mal ‘nen Euro?! 

Soziale Verantwortung bei der Tarifforderung für den hessischen Einzelhandel 


Vor zwei Jahren startete der Fachbe¬ 
reich Handel der ver.di in Hessen den 
Versuch, die Unternehmer des Einzel¬ 
handels zu bewegen, einen tariflichen 
Mindestlohn in Höhe der untersten 
Gehaltsgruppe zu vereinbaren. Das 
war zu jener Zeit, als die CDU-FDP- 
Bundesregierung sich aus der Verant¬ 
wortung für die immer weiter um sich 
greifende Armut und unsichere Be¬ 
schäftigung stehlen wollte, indem sie 
die Forderung einiger Gewerkschaf¬ 
ten nach einem einheitlichen gesetzli¬ 
chen Mindestlohn rundweg ablehnte. 
Als angebliche „Alternative“ für alle 
Branchen regte sie an, einen solchen 
zwischen den jeweiligen Tarifvertrags¬ 
parteien auszuhandeln. 

Die Einzelhändler verstanden ihre 
Regierung wohl nicht oder doch rich¬ 
tig. Denn deren Vorschlag bedeutete 
im Klartext: Wichtig ist, dass es kei¬ 
nen gesetzlichen Mindestlohn für alle 
Wirtschaftsbereiche gibt, damit der 
Sumpf des Niedriglohnsektors nicht 
vollends ausgetrocknet wird. Schließ¬ 
lich bemühten sich schon mehrere 
Bundeskanzler/innen, um auf dem 
Weltmarkt „konkurrenzfähige“ Löh¬ 
ne und Gehälter, die es den Unter¬ 
nehmen ermöglichen sollten, für al¬ 
lerlei stressige, harte und schmutzige 
Arbeit mehr und mehr Menschen für 
klein(ste)es Geld „einkaufen“ zu kön¬ 
nen. Mit den Niedrigeinkommen ging 
die Unsicherheit solcher Arbeitsplät¬ 
ze einher, weil die so Beschäftigten ge¬ 
heuert und gefeuert werden konnten, 
wie sich die Arbeitgeber das schon 
lange wünschten. 

Heute fordert ver.di einen gesetzli¬ 
chen Mindestlohn von anfangs 8,50 
Euro mit einem schnellen Anstieg auf 
10 Euro. Denn wer kann bei Vollzeitar¬ 
beit mit einem Monatslohn von unter 
1 400 Euro leben, eine Familie durch¬ 
bringen und den Kindern eine qualifi¬ 
zierte Ausbildung finanzieren? Doch 
wer im Einzelhandel ist überhaupt 
noch in Vollzeit beschäftigt? Wie vie¬ 
le sind bereits darauf angewiesen, sich 
dazu noch einen Nebenjob auf der Ba¬ 
sis von 450 Euro zu suchen? Den Un¬ 
ternehmern kann das natürlich einerlei 
sein, profitieren sie doch nicht schlecht 
an den Minijobbern und an der Kne¬ 
belung der übrigen Beschäftigten mit 
Teilzeitarbeitsverträgen. Wer dauer¬ 
haft in solcher Abhängigkeit gehalten 
wird oder werden kann, der überlegt 
sich dreimal, ob er oder sie angesichts 
schlechter Bezahlung und manch¬ 
mal skandalösen Arbeitsbedingungen 
„aufmuckt“. 


Selbst wenn nach fast zehnjährigen 
Bemühungen von ver.di und anderen 
DGB-Gewerkschaften „nur“ ein ge¬ 
setzlicher Mindestlohn von 8,50 Euro 
erreicht würde, dann wäre dies für gut 
8 Millionen Menschen ein wahrer „Se¬ 
gen“, da sie derzeit einen wesentlich ge¬ 
ringeren Stundenlohn erhalten - und 
die meisten von ihnen bisher glauben, 
sich dagegen nicht wehren zu können. 
Vor diesem Hintergrund ist die dies¬ 
jährige Tarifforderung der ver.di für 


metallzeitung 



Jetzt reden wir über Geld - so titelte 
die Mitgliederzeitschrift der IG Metall 
zum Internationalen Frauentag am 
8 . März. Im Einzelhandel ist immer 
„Frauentag“,denn zwei Drittel der 
Beschäftigten sind weiblich. Sie 
wollen in der diesjährigen Tarifrunde 
auch nur über Geld „reden“ und eine 
spürbare Lohnerhöhung durchsetzen. 


den hessischen Einzelhandel zu se¬ 
hen: 1 Euro mehr pro Stunde für alle 
Beschäftigten und 50 Cent mehr pro 
Stunde für alle Auszubildenden. Sich 
so hohe Ziele in einer Tarifrunde zu 
setzen, das heißt nicht, (vergeblich) 
auf ein „Wunder“ oder auf die „Ein¬ 
sicht“ der Arbeitgeber zu hoffen. Viel¬ 
mehr ist dies der Ausdruck der sozialen 
Verantwortung und dringenden Not¬ 
wendigkeit für die im Einzelhandel Ar¬ 
beitenden. 

Wer nämlich als Verkäufer/in ohne Be¬ 
rufsausbildung in diese Branche ein¬ 
steigt - und das sind sehr viele -, erhält, 
wenn das Unternehmen tarifgebun¬ 
den ist, bei Vollzeit ein Monatsgehalt 
von brutto 1 392 Euro (= 8,54 Euro/ 
Std.). Würde die geforderte Lohnerhö¬ 
hung von 1 Euro erreicht, dann stie¬ 
ge der Stundenlohn um 11,7 Prozent 
und das monatliche Gehalt auf brutto 
1 555 Euro. Selbst vorausgesetzt, diese 
Verkäufer/innen könnten in Vollzeit 


arbeiten, so wäre das noch kein Ein¬ 
kommen, mit dem sich halbwegs „gro¬ 
ße Sprünge“ machen ließen. Insofern 
erscheint eine derart deutliche Lohn¬ 
steigerung „bei Licht besehen“ als im¬ 
mer noch maßvolle Erhöhung. Und sie 
wäre mühelos bezahlbar. Denn jede/r 
Beschäftigte, einerlei ob in Voll- oder 
Teilzeit, erwirtschaftet im Einzelhan¬ 
del jeden Monat für die Unternehmen 
einen Gewinn von 644 Euro; das ist 
eine Steigerung seit 2000 um etwa 77 
Prozent. 

Wenn also ver.di bei den am 7. Mai 
2013 für den hessischen Einzelhan¬ 
del beginnenden Tarifverhandlung 
fordert: Haste mal nen Euro!, dann 
müssten die Unternehmer - hätten 
sie tatsächlich ein soziales „Gewissen“ 
und würden sie ihrer Fürsorgepflicht 
gegenüber den Beschäftigten wirklich 
gerecht - eigentlich ohne langes Zö¬ 
gern in eine solche Lohnerhöhung ein¬ 
willigen. Doch wie schon vor zwei Jah¬ 
ren werden sie wieder jammern und 
theatralisch vorführen, wie „schlecht“ 
es ihnen geht, wie sie der (von ihnen 
selbst geschürte) Wettbewerb angeb¬ 
lich drückt und welche finanziellen 
Entlastungen sie bei den Personalkos¬ 
ten bräuchten, um mit der Billig- und 
Schmutzkonkurrenz endlich mithalten 
zu können. Selbst Dieter Bohlen wäre 
wie so manches Mitglied der ver.di-Ta- 
rifkommission erstaunt, welche schau¬ 
spielerischen Qualitäten sich hinter 
den häufig biederen Erscheinungen 
der Topmanager des Einzelhandels 
verbergen. 

Trotz eines solchen Theaters wird 
wohl niemand der Illusion anhän- 
gen, die Tarifforderung könnte „auf 
den Cent“ in eine Erhöhung der Ge¬ 
hälter, Löhne und Ausbildungsvergü¬ 
tungen umgemünzt werden. Dennoch 
sind die verlangten „1 Euro mehr pro 
Stunde für alle Beschäftigten und 50 
Cent mehr pro Stunde für alle Aus¬ 
zubildenden“ keine bloß symbolische 
Forderung nach mehr Geld und grö¬ 
ßerer sozialer Verantwortung. Sie sind 
das erklärte Ziel der ver.di für den 
hessischen Einzelhandel. Wie nahe 
das Ergebnis ihm kommt, hängt nicht 
in erster Linie vom „guten Willen“ 
der Unternehmen, sondern von der 
Kampfkraft und Aktionsbereitschaft 
der Beschäftigten ab. Das muss al¬ 
len klar sein und werden, dann rückt 
selbst das durchaus hohe Ziel in greif¬ 
bare Nähe. „Es gibt nichts Gutes; au¬ 
ßer: Man tut es“, so wusste schon der 
Schriftsteller Erich Kästner. 

Horst Gobrecht 
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Edeka liebt Tarifflucht 

Edeka-Tochter K&U zahlt neu eingestellten Verkäuferinnen keinen Tariflohn mehr 


D ie Edeka-Genossenschaft ist 
die Nummer Eins im deutschen 
Lebensmittelhandel. 1 500 Ge¬ 
schäfte gehören allein zur Offenburger 
Edeka-Südwest, einer der sieben Re¬ 
gionalgesellschaften der „Einkaufsge¬ 
nossenschaft der Kolonialwarenhänd¬ 
ler“ - abgekürzt Edeka. 
Edeka-Südwest versorgt die Bundes¬ 
länder Baden-Württemberg, Saarland, 
Rheinland-Pfalz und Südhessen und 
hatte 2011 rund 7,1 Milliarden Euro 
Umsatz. Um die Märkte zu versorgen, 
sind 200 eigene Lastwagen unterwegs. 
Jeden Tag werden mehr als 40 000 Roll¬ 
container mit Waren transportiert. Zu 
Edeka-Südwest gehört ein Fleischwerk 
bei Karlsruhe, die Bäckerei K&U in 
Neuenburg, die Ortenauer Weinkelle¬ 
rei, der Mineralbrunnen Schwarzwald¬ 
sprudel sowie der Schinkenhersteller 
Lutz in Blumberg. Wenn trotzdem we¬ 
nig über Edeka bekannt ist, dann liegt 
das an der verschachtelten Struktur. 
Die Regionalgesellschaften mit 4 500 
selbstständigen Kaufleuten stellen die 
Basis. Diesen Genossenschaften ge¬ 
hört die Edeka-Zentrale in Hamburg, 
die ihrerseits an den Regionalgesell- 
schaften beteiligt ist. Die Regionalge- 
sellschaften fungieren als Großhändler 
und versorgen die Einzelhandelsfilialen 
mit Waren. Was Kunden nicht erken¬ 
nen können ist: Edeka fährt zweigleisig. 
Von den 1 500 Geschäften der Edeka- 
Südwest sind 500 sogenannte Regiebe¬ 
triebe der Offenburger Zentrale, 1 000 
gehören selbstständigen Kaufleuten. 


Die Großbäckerei K&U, eine Tochter 
des Edeka-Handelskonzerns, ist die 
viertgrößte deutsche Bäckerei und hat 
Standorte in Neuenburg, Mannheim, 
Reutlingen und Hilzingen mit rund 
600 Beschäftigten. K&U ist der einzi¬ 
ge industrielle Bäcker im Südwesten. In 
mehr als 700 Filialen - auch in Edeka- 


Supermärkten - sind 4 000 Malocher 
angestellt, darunter viele an- und un¬ 
gelernte Verkäuferinnen. Noch bekom¬ 
men die Verkäuferinnen für ihre Arbeit 
am Ende des Monats zwischen 1 580 
und 1778 Euro. Das wird wohl kaum so 
bleiben. Wer aber neu eingestellt wird, 
bekommt ein Rundschreiben der Fili¬ 
alleiter: ab sofort nur noch miese 1 403 
Euro. Das Gehalt für neue Fachverkäu- 
ferinnen, bisher zwischen 1 876 Euro 


und 2 038 Euro, wird auf 1 568 Euro 
heruntergestutzt. Dieser ungeheuerli¬ 
che und kaltschnäuzige Lohnraub von 
bis zu 23 Prozent trägt sicher nicht dazu 
bei die Attraktivität der Jobs der Back¬ 
warenindustrie zu erhöhen, trägt aber 
dazu bei Sozialpartnerschaftsillusio¬ 
nen zu zerstören. Noch vor zwei Jah¬ 


ren versprach K&U, im Verband Deut¬ 
scher Großbäckereien zu bleiben, um 
Zugeständnisse für einen Filialvertrag 
zu bekommen. Jetzt aber wandelt K&U 
seine Mitgliedschaft im Unternehmer¬ 
verband bezüglich der Verkäuferinnen 
in eine Ohne-Tarif-Mitgliedschaft um. 
Mit diesem Taschenspielertrick können 
so neue Verkäuferinnen unter Tarif be¬ 
zahlt und mit Hungerlöhnen abgespeist 
werden. 


„Wer über Fachkräftemangel klagt, 
kann nicht parallel dazu die Löhne 
absenken“ sagt Kollege Hildebrandt 
von der Gewerkschaft NGG. Tatsäch¬ 
lich wird seit Jahren im Nahrungs¬ 
mittelhandwerk auf fehlenden Nach¬ 
wuchs und offene Stellen verwiesen. 
Im letzten Ausbildungsjahr haben im 


Bereich der Handwerkskammer Frei¬ 
burg nur 65 Bäckerlehrlinge neu be¬ 
gonnen. Bei den Frisören waren es mit 
213 deutlich mehr. Edeka-Südwest- 
begründet den Rückzug aus der Ta¬ 
rifbindung damit, dass „die Struktur 
der übrigen Mitglieder des Verbands 
nicht mit dem Aufbau unserer Back¬ 
sparte vergleichbar ist“. K&U sei das 
letzte im Verband verbliebene Unter¬ 
nehmen mit Tarifbindung gewesen, 


Konkurrenten zahlten schon längst 
unter Tarif. Künftig wird K&U wie all 
die anderen Backshops auch, die aus¬ 
gebackenen Brötchen von unter Ta¬ 
rif bezahlten Kräften unter die Leute 
bringen. Der Preis zeige, „dass unser 
Unternehmen mit seiner Philosophie 
der sozialen Verantwortung, Ethik und 
Wertschätzung Maßstäbe setzt“, wie 
Ausbildungsleiterin Corinna Krefft- 
Ebner bei der Preisverleihung erklär¬ 
te. Edeka-Sprecher Deutscher sieht 
in der Tarifflucht keinen Widerspruch 
dazu. Für die Gewerkschaft NGG hat 
die Sache eine politische Dimension, 
sie will den Vorgang in der Allianz für 
Fachkräfte der Landesregierung zur 
Sprache bringen. 

In einem Flugblatt warnt die NGG 
die Beschäftigten vor den drohen¬ 
den weiteren Folgen der Tarifflucht 
von K&U: „Schlechte Bezahlung für 
alle! Weitere Verdrängung der tarifli¬ 
chen Arbeitsplätze! Und im Flugblatt 
fragt die NGG die Beschäftigten von 
K&U: „Glaubt ihr, K&U belässt es 
langfristig bei Einschnitten für Neu¬ 
beschäftigte? Der Manteltarifver¬ 
trag ist bereits gekündigt! K&U will 
u.a. die Sonntagsarbeit festschrei¬ 
ben! Wann kommt wohl der Angriff 
auf weitere tarifliche Regelungen wie 
Urlaubsgeld, Urlaubszeit, Jahresson¬ 
dervergütung etc.?“ Ohne entschie¬ 
dene gewerkschaftliche Gegenwehr 
schon recht bald, das ist sicher - oder 
wer glaubt noch an den Osterhasen? 

Manfred Dietenberger 



Ich Qp gute Arbeit. 

EDEKA ist das größte Unternehmen im Einzel¬ 
handel in Deutschland - und für die meisten 
Beschäftigten gilt Kein Tarifvertrag. 5 ie haben auch 
keine Betriebsräte zur Sicherung ihrer Rechte. 

Das wollen wir ändern Unterstützen Sie uns dabei 


Mit dieser Kampagne für einen Tarifvertrag, der für alle Beschäftigten der EDEKA verbindlich ist, sowie für die Wahl von 
Betriebsräten wirbt ver.di Hamburg für Unterschriften unter den Hamburger Appell. 

(Siehe auch www.faidea.de/kampagne/edeka) 


Deutsche Exportwalze rollt und rollt und ...!? 

Der Sieg im internationalen Konkurrenzkampf geht zu Lasten der Lohnarbeiter - Niedrigste Lohnstückkosten wesentlich für die deutschen Exporterfolge 


Im Jahr 2012 wurden von Deutschland 
Waren im Wert von fast 1,1 Billionen 
Euro (1.097,4 Mrd.) exportiert, so viel 
wie noch nie. Trotz Rezession in Eu¬ 
roland ein Plus von 3,4 %; die Impor¬ 
te stiegen lediglich um 0,7 %. Damit 
erzielte die deutsche Wirtschaft einen 
Exportüberschuss von 188 Milliarden 
Euro, den zweithöchsten Exportüber¬ 
schuss in der Geschichte der BRD und 
kaum weniger als der Rekord von 2007 
mit 195 Milliarden Euro. Es ist zugleich 
der höchste Handelsbilanzüberschuss 
eines Landes weltweit, höher als der 
von Exportweltmeister Chi¬ 
na (178 Mrd. Euro). Der An¬ 
teil des Warenexportes am 
BIP beträgt bei Deutschland 
im Jahr 2012 41,5 % bei Chi¬ 
na 27,5 %. 

Die deutschen Exporterfol¬ 
ge sind umso bemerkens¬ 
werter, als die Ausfuhren 
in die EU stagnieren und 
in den Euroraum rückläufig 
sind. In die EU insgesamt 
wurden um -0,3 % weniger 
Waren ausgeführt, in die 
Eurozone um -2,1 % weni¬ 
ger. Aufgrund des Spardik¬ 
tats der Troika und den wirt¬ 
schaftlichen Depressionen 
in den Peripherieländern, 
können diese immer weni¬ 
ger Waren aus Deutschland 
einführen. „Die Eurokrise 
frisst sich langsam in die Exportwirt¬ 
schaft“, sagt Kai Carstens, Leiter der 
Konjunkturabteilung am Ifo-Institut. 
Dadurch verminderte sich der Anteil 
der Eurozone an den deutschen Aus¬ 
fuhren auf jetzt 37,5 %, vor der Krise 
im Jahr 2006 waren es noch 44 %; der 
Anteil der EU-Länder an den deut¬ 
schen Exporten betrug 2012 57 %, ge¬ 
genüber 64,6 % im Jahr 2006. 

Exportoffensive in Drittländer 

Doch der Rückgang der Ausfuhren in 
EU und Eurozone konnte durch eine 
verstärkte deutsche Exportoffensive 
in Drittländer, vor allem Asien (Chi¬ 
na, Japan) und USA mehr als wettge¬ 
macht werden. Die Exporte in Dritt¬ 
länder stiegen um 8,8 %, womit diese 
jetzt einen Anteil von 43 % erreichen, 
gegenüber 35,4 % im Jahr 2006. 

Die Exportwalze hat sich nicht ver¬ 
langsamt, sondern wurde umgelenkt. 


Das war möglich, weil Deutschland 
sich in den vergangenen Jahren und 
auch in der Krise 2009 eine starke 
industrielle Basis erhalten hatte und 
infolge der Kurzarbeiterregelung die 
industriellen Kapazitäten nach der 
Rezession schnell hochfahren konn¬ 
te (...). Das zahlte sich in schnell an¬ 
steigende Ausfuhren nach den USA 
(Nachholbedarf nach Investitionsgü¬ 
tern; Konjunkturprogramm) und Asi¬ 
en aus. Die trotz globaler Finanzkrise 
schnell wachsende Schwellenländer 
fragten vor allem Investitionsgüter für 


den weiteren Auf- und Ausbau ihrer 
Ökonomien und Infrastruktur nach. 
Jim 0‘Neill, der Vorsitzende der Ver¬ 
mögensverwaltung der Investment¬ 
bank Goldman Sachs stellte Ende 
2012 fest: „In diesem Jahr trugen die 
vier BRIC-Länder Brasilien, Russland, 
Indien und China zusammen etwa 2,2 
Billionen Dollar zusätzlich zum welt¬ 
weiten BIP bei; das entspricht jähr¬ 
lich einem weiteren Italien“ (HB, 18. 
12. 2012). Mehr als die Hälfte davon 
entfällt auf China, mit 1,3 Billionen 
„jährlich ein weiteres Spanien“, Und 
aus diesem zusätzlichen jährlichen 
Kuchen will sich die deutsche Ex¬ 
portindustrie ein gehöriges Stück he¬ 
rausschneiden. Ob das auf Dauer aus¬ 
reicht, die wegbrechende europäische 
Nachfrage auszugleichen, ist eine an¬ 
dere Frage. Die Situation ist jedenfalls 
grotesk: Noch vor zehn und mehr Jah¬ 
ren wurden bei Rezessionen in den 


kapitalistischen Metropolen, die Ent¬ 
wicklungsländer regelmäßig in deren 
Krisenstrudel gezogen. Heute bangen 
die führenden Industrieländer (G-7), 
dass der Boom in den Schwellenlän¬ 
dern anhält und für sie zur „Anschub¬ 
hilfe aus dem Osten“ (0‘Neill) wird. 

Mit Lohndumping geschmierte 
Exportmaschine 

Der Sieg im internationalen Konkur¬ 
renzkampf geht zu Lasten der Lohn¬ 
arbeiter. Wesentlich für die deutschen 
Exporterfolge ist weiterhin die durch 
niedrigste Lohnstückkos¬ 
ten erreichte dominie¬ 
rende Konkurrenzfähig¬ 
keit im Vergleich zu allen 
Wettbewerbern auf dem 
Weltmarkt (...). Beim 
Wettbewerbs-Rennen 
werden die Unternehmen 
in Deutschland seit Jahr 
und Tag zudem staatlich 
gedopt, durch einen staat¬ 
lich sanktionierten und 
geförderten, wachsenden 
Niedriglohnsektor sowie 
durch sinkende Steuern 
und minimierte Sozialab¬ 
gaben. Die Lohnneben¬ 
kosten wurden auch unter 
Schwarz-Gelb weiter her¬ 
untergefahren, z. B. durch 
Senkung der Beiträge für 
Arbeitslosenversicherung 
und zuletzt durch Senkung des Ren¬ 
tenversicherungsbeitrages. Deutsch¬ 
land ging in diesem Wettlauf des So¬ 
zial- und Lohndumpings - dem Race 
to the bottom - als Sieger hervor, die 
Kostenvorteile gegenüber anderen 
Ländern wurden immer größer. Die¬ 
se Position will sich Deutschland im 
Standortwettbewerb unbedingt erhal¬ 
ten, um auf den Märkten der Schwel¬ 
lenländer und insbesondere in Asien 
gegen die chinesischen Produzenten 
konkurrenzfähig zu sein. Zugleich soll 
diese Lohn- und Sozialdumping-Stra¬ 
tegie als Richtschnur für alle EU-Län¬ 
der dienen. EU-Handelskommissar De 
Gucht: „Deutschland macht, was alle 
Länder der Europäischen Union ma¬ 
chen sollten: mehr exportieren“. 
Schließlich profitiert die deutsche Ex¬ 
portindustrie wie kein anderes Land 
von der Euro-Schwäche. Der Eurokurs 
ist im Hinblick auf die gigantischen 


deutschen Leistungsbilanzüberschüsse 
zu niedrig bewertet. Die Leistungsbi¬ 
lanzdefizite der meisten Euroländer - 
insbesondere der Krisenländer und 
auch Frankreichs - und die damit ver¬ 
bundene Schuldenmisere, führen zu ei¬ 
ner vergleichsweise niedrigen Bewer¬ 
tung des Euro. Der Euro hat vom Hö¬ 
hepunkt der Finanzkrise im September 
2008 bis zum Juli 2012 gegenüber dem 
US-Dollar um 25 % an Wert verloren 
(vgl. Schuhler, isw-report 90, S. 10). An¬ 
ders herum: Bei einem Auseinander¬ 
brechen des Euros und Wiedereinfüh¬ 
rung nationaler Währungen würde die 
D-Mark stark aufwerten, die anderen 
Währungen dagegen abwerten. Das 
Angebot deutscher Exporteure wür¬ 
de damit am Weltmarkt entsprechend 
teurer, die Waren der Abwertungslän¬ 
der würden sich dagegen verbilligen. 

Exportüberschuss befeuert 
Kapitaloffensive 

Die enormen deutschen Handelsbi¬ 
lanzüberschüsse sind der Kern der ho¬ 
hen Aktivsalden der Leistungsbilanzen 
der BRD. Umgekehrt kumulieren sich 
die Leistungsbilanzdefizite, wie sie die 
meisten Euroländer zu verzeichnen 
haben zu immer höheren Schulden 
und Kapitalbedarf gegenüber dem 
Ausland, insbesondere in den Krisen¬ 
ländern (siehe isw-wirtschaftsinfo 46, S. 
7). In den ersten drei Quartalen 2012 
erwirtschaftete Deutschland einen 
Leistungsbilanzüberschuss von 120 
Milliarden Euro, Frankreich im glei¬ 
chen Zeitraum dagegen ein Defizit von 
35,3 Mrd. Euro, Spanien -15,8 Milliar¬ 
den, Italien -12,8, Griechenland -3,3, 
Portugal -2,1 und das Nicht-Euroland 
Großbritannien ein Minus von 56,2 
Milliarden Euro. Der Aktivsaldo der 
deutschen Wirtschaft ermöglicht den 
aus Deutschland operierenden Trans¬ 
nationalen Konzernen wiederum, dass 
sie dem Warenexport eine Offensive 
des Kapitalexports folgen lassen kön¬ 
nen, d.h. verstärkt im Ausland Firmen 
übernehmen oder Filialen gründen. 
In der Leistungsbilanz 2012 erzielte 
Deutschland einen Überschuss von 
166,9 Milliarden Euro, ein Zuwachs 
von über 13 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Er kommt zustande aus dem 
Exportüberschuss von 188 Milliarden 
Euro, plus dem „Erwerbs- und Ver¬ 
mögenseinkommen“ in Höhe von 51,8 


Milliarden, also Profite und Zinsen, die 
deutsche Konzerne, Finanzinvestoren 
und andere Spekulanten im Ausland 
erzielt haben. Negativ schlagen zu Bu¬ 
che: Saldo der Dienstleistungsbilanz 
-6,7 Milliarden Euro; „laufende Über¬ 
tragungen“ (z.B. Überweisungen von 
Gastarbeitern in ihre Heimatländer; 
Zahlungen an EU und internationale 
Organisationen) -37,1 Milliarden Euro 
sowie „Ergänzungen zum Außenhan¬ 
del“ -29,2 Milliarden Euro. 

Der Leistungsbilanzüberschuss 
Deutschlands lag mit einem Anteil von 
6,3 % am Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
über dem von der EU definierten 
Schwellenwert für „Ungleichgewich¬ 
te“ von sechs Prozent des BIP. Eigent¬ 
lich wäre eine Rüge aus Brüssel fällig, 
denn die EU-Kommission definiert 
Leistungsbilanzüberschüsse ab sechs 
Prozent als erhebliche Gefahr für die 
wirtschaftliche Stabilität und Verstär¬ 
kung der globalen Ungleichgewichte 
und insbesondere im Euroraum. Der 
Vorwurf lautet, Deutschland tue zu 
wenig für die Binnenkonjunktur und 
damit die Belebung der Importe und 
fördere stattdessen übermäßig die Ex¬ 
porte. Die Bundesregierung argumen¬ 
tiert dagegen, dass sich in den letzten 
beiden Jahren die Überschüsse gegen¬ 
über dem Euroraum merklich verrin¬ 
gert hätten. Aus der Not der Krisenlän¬ 
der, sich weniger deutsche Einfuhren 
leisten zu können, wird so noch eine 
deutsche Tugend gemacht. 

Ob die deutsche Exportstrategie auch 
weiterhin aufgeht ist eine andere Fra¬ 
ge. Im vierten Quartal brachen die 
Exporte ein, minus 2,0 % gegenüber 
dem Vorquartal. Da die Importe nur 
um 0,6 Prozent zurückgingen, hatte der 
Außenbeitrag - also die Differenz aus 
Exporten und Importen - einen nega¬ 
tiven Effekt auf die Entwicklung des 
BIP (-0,8 Prozentpunkte). Da die Bin¬ 
nennachfrage schwach ausfiel, ging das 
BIP gegenüber dem Vorquartal um 0,6 
% zurück, so stark wie seit der Krise 
2009 nicht mehr. Ob es sich lediglich 
um einen konjunkturellen Dämpfer 
oder um den Einstieg in die Rezessi¬ 
on handelt, wird das nächste Quartal 
zeigen. Es spricht viel dafür, dass jetzt 
auch Deutschland in die tiefe europä¬ 
ische Wirtschaftskrise driftet. 

Fred Schmid (isw) 
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Gastkolumne von Thomas Willms 

Apparate und Verbote 



Gedenken an ermordete Kommunisten 

Gottesdienst in Dachau 


„Dummheit kann man nicht verbie¬ 
ten“. Das war Philipp Rösters Kern¬ 
satz zum Thema NPD-Verbot. Er 
begründete damit die ablehnende 
Haltung der von der FDP gestellten 
Bundesminister und beendete effek¬ 
tiv Spekulationen darüber, ob sich 
die Bundesregierung mit einem eige¬ 
nen Antrag an dem Verbotsverfahren 
beteiligen wird. Wer verfolgt hat, mit 
welcher ungenierten Dummdreistig¬ 
keit gerade Röster während seiner 
Amtszeit agiert hat, wird sich über 
die sich hier ausdrückende Selbst¬ 
überschätzung zwar nicht wundern, 
aber - je nach Temperament - mit 
dem Kopf schütteln oder den Zäh¬ 
nen knirschen. 

Seine Auslassungen bieten Gele¬ 
genheit auf die Funktionsweise der 
politischen Klasse zu sprechen zu 
kommen. Wer gelegentlich im Bun¬ 
destag zu tun hat, kennt das Gefühl, 
eine Welt für sich zu betreten. Hinter 
den Sperren und Kontrollen ticken 
die Uhren anders. Was von außen 
wie das Ringen um Wege, Inhalte, 
Ziele, zu bestimmten Terminen auch 
Ideale aussieht, entpuppt sich als ein 
fortwährendes Ringen um Macht. Es 
geht um die Macht in den Fraktionen, 
zwischen den Fraktionen, über den 
Apparat, über Geld, über die Medi¬ 
en und natürlich immer über Men¬ 
schen. Ob es dabei um das NPD-Ver- 
bot oder eine Autobahnauffahrt geht 
ist zweitrangig. Dass sich die FDP ge¬ 
meinsam mit den Grünen vehement 
gegen das Verfahren aussprechen ist 
in erster Finie Mittel im Selbstdar¬ 
stellungskampf. Dass sich der Bun¬ 
desinnenminister mal für, mal dage¬ 
gen äußert, zeigt wie vollkommen 
gleichgültig ihm das Thema an sich 
ist. Am 27. Januar demonstrierte er in 
Berlin auf einer Konferenz zum Ho¬ 
locaust-Gedenktag was ihn eigent¬ 
lich umtreibt. Ohne einen Hauch von 
Selbstkritik an seinen Behörden im 
Zusammenhang mit den NSU-Mor- 
den zu zeigen, räsonierte er 30 Minu- 


Ghettorente: Kein 
Stück Gerechtigkeit für 
die Überlebenden 

Am 21. März hat der Deutsche Bun¬ 
destag mit der Mehrheit der Koaliti¬ 
onsfraktionen eine Auszahlung der 
Ghettorente ab 1997, wie sie von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und der Fin¬ 
ken gefordert wurde, abgelehnt. Ob¬ 
wohl sogar das Bundessozialgericht 
und alle Experten einer Meinung dar¬ 
über sind, dass den Überlebenden, die 
ihre Anträge vor dem Stichtag 30. 06. 
2003 gestellt haben, die Rente ab 1997 
eigentlich zusteht und eine gesetzliche 
Präzisierung erforderlich ist. 

Die Abgeordneten der Regierungsko¬ 
alition wussten es besser und sagen: 
Kein Handlungsbedarf - obwohl be¬ 
reits ein Fösungsvorschlag für die of¬ 


ten vor 500 düpierten Zuhörern über 
den „wehrhaften Staat“. 

Von allen Bundestagsparteien ist 
seit Jahren einzig die SPD geschlos¬ 
sen für das Verfahren. Sie hält es sich 
dieser Tage besonders zugute, dass 
ihre Reichstagsabgeordneten als 
einzige gegen das Ermächtigungsge¬ 
setz gestimmt haben. Dass die Ab¬ 
geordneten einer gewissen anderen 
Partei am 24. März 1933 bereits auf 
der Flucht waren oder in den Ge¬ 
fängnissen saßen - „unentschuldigt 
gefehlt“ vermerkte das Parlament¬ 
sprotokoll - unterließen Steinmeier 
und Steinbrück bei ihrem Frühlings¬ 
empfang im Reichstagsgebäude zu 
erwähnen. 

Ja, und dann ist da noch die FINKE 
mit ihren ganz eigenen Machtkämp¬ 
fen und auch hier ist das NPD-Verbot 
ein Schlachtfeld unter vielen, trotz 
einer überwältigenden Mehrheit pro 
Verbot in der Basis der Partei. 
Überlassen darf man die Frage der 

nonpd 

Fegalität faschistischer Organisatio¬ 
nen den Apparaten also auf keinen 
Fall. Gleichzeitig sind aber Verbote 
nur möglich, wenn sie sich in die rich¬ 
tige Richtung bewegen. Daran wer¬ 
den wir weiter arbeiten, egal ob es 
Konjunktur hat oder nicht. 

Übrigens: Verlässt man den Bundes¬ 
tag wieder, kommt man an konser¬ 
vierten russischen Graffiti vorbei, die 
Soldaten der Roten Armee im Mai 
1945 hinterlassen haben. Ob sich we¬ 
nigstens ab und zu einige der zustän¬ 
digen Politiker beim Hinauseilen ver¬ 
gegenwärtigen, dass diese eine Men¬ 
ge mit der Frage des NPD-Verbots 
zu tun haben? 

Thomas Willms ist Bundes geschäfts- 
führer der VVN-BdA 


fensichtliche Ungerechtigkeit aus dem 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales vorlag! Dies ist ein erneuter 
Schlag in das Gesicht aller Überle¬ 
bender des Nazi-Regimes. Deutsch¬ 
land drückt sich erneut vor seiner Ver¬ 
antwortung und zeigt, dass von dieser 
Bundesregierung außer Sonntagsre¬ 
den nichts zu erwarten ist - zynisch al¬ 
lerdings ist es, die Ablehnung von Teis¬ 
tungen auch noch mit der Sorge um 
die hoch betagten Überlebenden zu 
begründen, wie es die Abgeordneten 
Weiß (CDU), Kolb (FDP) und Strau- 
binger (CSU) getan haben. 

Wir schämen uns angesichts dieses 
schäbigen Verhaltens deutscher Volks¬ 
vertreter. 

Quelle: Bundesverband Information 
und Beratung für NS-Verfolgte e. V 


B is auf den letzten Platz besetzt 
war am Sonntag, 24. März 2013, 
die evangelische Versöhnungskir¬ 
che auf dem Gelände der Gedenkstät¬ 
te des ehemaligen Konzentrationslagers 
Dachau. Eine ungewöhnliche Situation: 
Gläubige unterschiedlicher Konfessio¬ 
nen gedachten ermordeter Kommunis¬ 
ten, und zahlreiche Münchner Kom¬ 
munistinnen waren unter den Teilneh¬ 
merinnen des Gottesdienst. Der Anlass: 
Die evangelische Landeskirche erinner¬ 
te mit einem Gedenkgottesdienst an die 
ersten vier Mordopfer - darunter drei 
Kommunisten - des vor 80 Jahren er¬ 
richteten Konzentrationslagers. Vertre¬ 
terinnen der katholischen Kirche, der 
islamischen Glaubensgemeinschaft und 
des Landesverbandes der israelitischen 
Kultusgemeinden nahmen ebenfalls an 
dem Gedenken teil. 

In der Einladung an die DKP schrieb 
Pfarrer Dr. Björn Mensing, landes¬ 
kirchlicher Beauftragter für evange¬ 
lische Gedenkstättenarbeit: „Im Mit¬ 
telpunkt des Gottesdienstes steht das 
namentliche Gedenken an die ersten 
ermordeten Häftlinge des Konzentra¬ 
tionslagers Dachau. Vor 80 Jahren, am 
22. März 1933, verschleppten die Nati¬ 
onalsozialisten die ersten Männer ins 
KZ Dachau: Kommunisten, Sozialde¬ 
mokraten, Gewerkschafter - unter ih¬ 
nen auch einige Juden.... Am 11. April 
1933 übernahm die SS das Komman¬ 
do und begann sofort mit der brutalen 
Misshandlung der Häftlinge. Schon am 
zweiten Tag führten SS-Männer vier 
Juden aus dem Lager, um sie ,auf der 
Flucht 4 zu erschießen: Die beiden jun¬ 
gen Fürther KPD-Mitglieder Dr. Ru¬ 
dolf Benario und Ernst Goldmann so¬ 
wie der Würzburger Medizinstudent 
Arthur Kahn.“ 

„Gedächtnisschwund“ 

In einem ganzseitigen Artikel hatte die 
Süddeutsche Zeitung unter der Über¬ 
schrift „Gedächtnisschwund“ an die 
Eröffnung des Konzentrationslagers 


Dachau vor 80 Jahren erinnert. (SZ, 
22.3.2013). In dem Artikel wird kriti¬ 
siert: „Im Gedenken an Nazi-Opfer 
werden die Kommunisten vernachläs¬ 
sigt. Von ihnen will die Politik nicht viel 
hören - eine Folge des Kalten Kriegs.“ 
Der kommunistische Widerstand sei 
aus der öffentlichen Erinnerung fast 
verschwunden, Kommunisten, die von 
Anfang an Hitler bekämpften, seien 
dem Vergessen anheim gefallen. 
Pfarrer Mensing wird zitiert, dass es 
eine „nachhaltige Hemmung“ gebe, 
bei offiziellen Gedenkfeiern auch nur 
das Wort Kommunisten auszusprechen. 
Weniger Hemmung habe dagegen das 
bayerische Innenministerium, den Zeit¬ 
zeugen Ernst Grube, Holocaust-Über¬ 
lebender und stellvertretender Vorsit¬ 
zender der Lagergemeinschaft Dachau 
als Verfassungsfeind zu stigmatisieren. 
Grube ist Mitglied der DKP. 

Im „staatlich gelenkten Gedenken“ 
schreibt die SZ, „steht der kommu¬ 
nistische Widerstand gegen die Nazis 
nicht gerade an prominenter Stelle, vor 
allem als Folge des Kalten Krieges nach 
1945, in dem Kommunisten wieder dis¬ 
kriminiert und verfolgt waren.... Fast 
vergessen sind auch die überlebenden 
Kommunisten, die nach Kriegssende für 
eine Gedenkstätte in Dachau gekämpft 
hatten.“ 

Gegen dieses Vergessen „treten die 
evangelische und katholische Kirche an 
der KZ-Gedenkstätte an. Am 24 März 
wollen sie explizit an den kommunis¬ 
tischen Widerstand erinnern“, heißt es 
weiter. Pfarrer Björn Mensing wolle 
über „weltanschauliche Feindschaf¬ 
ten“ hinaus ein Zeichen setzen, indem 
die Kirchen auch den Münchner DKP- 
Sprecher Leo Mayer zu diesem Ge¬ 
denkgottesdienst einladen. 

Die Kommunisten legten 
Zeugnis für Menschlichkeit ab 

In dem Gedenkgottesdienst wurde 
dann namentlich, mit kurzen Abläufen 
ihres Lebens und Ermordens, der vier 


Antifaschisten gedacht. In bewegen¬ 
den Predigten betonten sowohl Pfar¬ 
rer Mensing wie auch Landesbischof 
Dr. Heinrich Bedford-Strohm, dass es 
Kommunisten, Sozialdemokraten und 
Gewerkschafter waren, die mit ihrem 
Widerstand Zeugnis ablegten für Hu¬ 
manismus und Gerechtigkeit, während 
die Kirchen geschwiegen hätten. Ob¬ 
wohl die Zeitungen über die Errich¬ 
tung des Konzentrationslagers und die 
ersten Todesfälle berichteten und die 
Kirchen frühzeitig von denVerbrechen 
erfuhren, gab es keine Proteste. Statt- 
dessen wurde die verharmlosende und 
zynische NS-Propaganda von „mensch¬ 
licher Behandlung“ im KZ über kirch¬ 
liche Zeitschriften verbreitet. Bis heu¬ 
te sei es eine bedrückende Frage: Wie 
konnte die Kirche schweigen zu all dem 
Unrecht, zu den ungeheuerlichen Nazi- 
Verbrechen? 

Aber nicht um nachträgliche Verurtei¬ 
lung gehe es heute, sondern darum, den 
neuen Anfängen braunen Ungeistes zu 
wehren, in Fußballstadien ebenso wie 
auf den Straßen. 

In einem Grußwort beim Empfang 
nach dem Gottesdienst forderte Max 
Mannheimer, Dachau-Überlebender, 
Vorsitzender der Lagergemeinschaft 
Dachau und Vizepräsident des Comi- 
te International de Dachau vehement 
das Verbot der NPD. Mannheimer kri¬ 
tisierte, dass die Bundesregierung ei¬ 
nen eigenen Verbotsantrag abgelehnt 
hatte und sagte: Damit hat die Bun¬ 
desregierung eine Chance verpasst, ein 
Zeichen für wehrhafte Demokratie zu 
setzen. 

Am 5. Mai, anlässlich der Feierlichkei¬ 
ten zur Befreiung des Konzentrations¬ 
lagers Dachau, werden Christinnen 
und Kommunistinnen in der Gedenk¬ 
stätte Dachau wiederum gemeinsam 
der Opfer des Faschismus gedenken 
und zum Widerstand gegen Rassismus, 
Ausländerhass und Faschismus aufru- 
fen. 

wl,lm 


Wie gerecht ist Deutschland? 

Das Allensbacher Institut hat eine neue Studie veröffentlicht 


Im Auftrag der „Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft“ haben die Meinungs¬ 
forscher vom Bodensee vor wenigen 
Wochen eine „Gerechtigkeitsumfrage 
2013“ vorgelegt. Den Vorstellungen des 
Auftraggebers entsprechend kann - so 
analysiert die Studie - soziale Gerech¬ 
tigkeit „weder durch die Wirtschaft noch 
durch die Gewerkschaften, auch nicht 
durch das Wirtschaftssystem sicherge¬ 
stellt werden“. Die Verantwortung wird 
allein der „Politik“ zugeschoben. 

Die Antworten auf die Frage „Was mei¬ 
nen Sie, wie gerecht ist Deutschland?“ 
können, wer die Meinungsumfragen in 
den letzten Jahren verfolgt, nicht über¬ 
raschen: 69 Prozent antworteten mit 
„ungerecht“, 15 Prozent mit „gerecht“ 
und 14 Prozent geben sich „unentschie¬ 


den“. In der Umfrage wurde abgefragt, 
durch welche Chancen sich mehr Ge¬ 
rechtigkeit ergeben könnten. Und dabei 
wurden besonders hervorgehoben die 
Bildungspolitik, die Familienförderung 
und die Entlohnung. 

70 Prozent meinten zum Beispiel: „Da¬ 
für sorgen, dass Schüler besser auf 
das Berufsleben vorbereitet werden“, 
56 Prozent sahen in der besseren Förde¬ 
rung von Kindern im Vorschulalter eine 
Chance, 54 Prozent sprachen sich für die 
Abschaffung der Studiengebühren und 
52 Prozent für die Schaffung ausreichen¬ 
der Studienplätze aus. 

Besonders ragten die Werte für die Ver¬ 
besserung der Familienförderung her¬ 
aus. 72 Prozent wünschten eine Verbes¬ 
serung von Familie und Beruf. 69 Pro¬ 


zent forderten, die Erziehungszeiten 
bei der Rente stärker zu berücksichti¬ 
gen. 53 Prozent verlangten, die Kinder¬ 
gartengebühren gänzlich abzuschaffen. 
Ähnlich hohe Werte gab es auch bei 
Entlohnung. 73 Prozent fordern „glei¬ 
che Bezahlung für gleiche Leistung“. 
72 Prozent verlangen, ein „Mindestein¬ 
kommen für Arbeitnehmer“ sicherzu¬ 
stellen und 70 Prozent sind für die Ein¬ 
führung einer „Zuschussrente für Rent¬ 
ner, die viele Jahre gearbeitet haben und 
trotzdem nur eine geringe Rente erhal¬ 
ten“. 

Die meisten Forderungen werden üb¬ 
rigens im politischen Raum seit Jahren 
diskutiert, aber finden keinen Gefallen 
in den Unternehmerkreisen. 

Neben diesen bemerkenswerten Un¬ 
tersuchungsergebnissen sollten die im 
Kapitel „Marktwirtschaft und Gerech¬ 
tigkeit“ Beachtung finden. 53 Prozent 
der Befragten attestiere, dass sich Leis¬ 


tungen in diesem Wirtschaftssystem loh¬ 
nen; nur jeder Vierte widerspreche dem. 
Davon seien besonders Bevölkerungs¬ 
kreise mit durchschnittlichem und über¬ 
durchschnittlichem Einkommen über¬ 
zeugt, während das Meinungsbild in 
den unteren Einkommensschichten ge¬ 
spalten sei. Und auch in West- und Ost¬ 
deutschland gebe es sehr unterschiedli¬ 
che Meinungen dazu. In Westdeutsch¬ 
land sei von dieser Betrachtung eine 
Mehrheit überzeugt, in Ostdeutschland 
glauben daran nur 39 Prozent. „Auch 
mehr als zwanzig Jahre nach der Wie¬ 
dervereinigung“, so Allensbach, „steht 
die ostdeutsche Bevölkerung dem Wirt¬ 
schaftssystem distanzierter gegenüber 
als die westdeutsche Bevölkerung.“ 

Das zeige sich auch besonders ausge¬ 
prägt bei der Einschätzung, ob „ein frei¬ 
es Wirtschaftssystem zu mehr oder we¬ 
niger sozialer Gerechtigkeit“ führe. Ins¬ 
gesamt seien nur 17 Prozent der Bürger 


überzeugt, dass die Marktwirtschaft au¬ 
tomatisch zu mehr sozialer Gerechtig¬ 
keit führe. 43 Prozent sind der Meinung, 
dass ein „freies Wirtschaftssystem eher 
dem Ziel sozialer Gerechtigkeit“ ent¬ 
gegenstehe. In Westdeutschland glau¬ 
ben das 38 Prozent, in Ostdeutschland 
glauben das 61 Prozent. Die ostdeutsche 
Bevölkerung sieht also mehrheitlich ei¬ 
nen „Konflikt zwischen Marktwirtschaft 
und Gerechtigkeit“, zieht Allensbach ein 
Fazit. 

Es kann bei dieser vom Unternehmer¬ 
lager beauftragten Untersuchung nicht 
verwundern, dass das von ihnen be¬ 
herrschte und maßgeblich gestaltete 
Wirtschaftssystem in dieser Umfrage 
„gut wegkommt“. Schuld an allem sei 
eben die Politik. Es muss jedoch erlaubt 
sein, die Frage zu stellen, wer denn diese 
Politik in Wahrheit bestimmt. 

Rolf Priemer 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Unser Kriegskabinett 

Drohnen für die Bundeswehr 


A uf dass sich die geschürten 
Terrorismus-Ängste zur Be¬ 
gründung für angewandten Fa¬ 
schismus als Politikersatz nicht ver¬ 
flüchtigen, schaffen wir ihnen eine 
eindrucksvolle Bedrohtheits-Kulisse 
und erzeugen schließlich den Schre¬ 
cken selbst. Solch ordinärer Staatster¬ 
rorismus ist weder auf die muslimische 
Welt beschränkt noch andererseits von 
einem einzelnen Massenmörder Ob- 
ama verursacht, vielmehr eine weit 
verbreitete Hirnkrankheit (laut Gal- 
lup-Umfrage befürworten 87 Prozent 
der US-Bevölkerung Obamas Mord¬ 
serie mittels Drohnen, soweit sie kei¬ 
ne US-Bürger trifft). Terrorismus per 
Drohnen ist nicht nur Ausdrucksform 
zionistischer Besatzungspolitik und 
Landraubs. Mittels Drohnenterrors - 
im vorgeblichen Kampf gegen Terro¬ 
rismus - werden gänzlich unterschied¬ 
liche, präzise beschreibbare politische 
Ziele verfolgt. Auch deutsche Politik 
bedient sich dieses Mittels. 

Nicht nur Kriegsminister de Mai¬ 
ziere, CDU, steht dafür. Wir haben 
zwei von seiner Sorte. Den Genann¬ 
ten für Deutschlands Kriege auswärts, 
demnächst auch mittels Kampfdroh¬ 
nen. Die Zielsetzung und Implikati¬ 
onen der Bundeswehr-Ausstattung 
mit dieser „ethisch neutralen Waffe“ 
(de Maiziere) hat Arno Klönne tref¬ 
fend beschrieben („Raubvögel für die 
Bundeswehr“, Ossietzky 4/2013). Mit 
Hans-Peter Friedrich, CSU, haben wir 
den zweiten Bellizisten. Für Kriegsfüh¬ 
rung im Inneren. Auch er ist versessen 
auf Drohnen. 

Vor wenigen Wochen berichteten un¬ 
sere Konzernmedien, Friedrich wolle 


S eit 1. Januar 2013 zahlen zig Milli¬ 
onen Rundfunkhörer, Fernsehzu¬ 
schauer und Internetnutzer keine 
Rundfunkgebühren mehr, sondern ei¬ 
nen sogenannten Rundfunkbeitrag. Da 
der in den meisten Fällen bei 17,98 Euro 
im Monat geblieben ist, hat sich in den 
Augen vieler scheinbar nichts geän¬ 
dert. Alle sechzehn Landtage hatten 
in den Vorjahren dem „15. Rundfun¬ 
känderungsstaatsvertrag“ zugestimmt. 
Grundsätzlich wird der Beitrag künftig 
von allen Haushalten erhoben, ebenso 
von Betriebsstätten. Die gravierendste 
Änderung ist aber, dass es in vielen Fäl¬ 
len keine Möglichkeit mehr gibt, sich 
der Zahlung legal zu entziehen, was 
insbesondere reine Radiohörer und 
Haushalte ohne jedes Empfangsgerät 
oder Internetzugang betrifft. 

Politiker und Intendanten der öffent¬ 
lich rechtlichen Rundfunkanstalten 
waren voll des Lobes für die Neurege¬ 
lung und stellten deren Vorteile heraus. 
Und tatsächlich gibt es wohl auch eini¬ 
ge Hunderttausend Nutzer, die besser 
gestellt wurden als zuvor. Dazu gehö¬ 
ren zum einen bei den Eltern leben¬ 
der erwachsene Kinder mit eigenen 
Einkommen, die wie Bewohner von 
Wohngemeinschaften nicht mehr ein¬ 
zeln gebührenpflichtig sind. Teurer wird 
es aber für viele Firmen. Das soll hier 
nicht unsere Sorge sein, aber der Voll¬ 
ständigkeit halber erwähnt. So klagt 
eine bekannte Drogeriekette vor dem 
bayrischen Verfassungsgerichtshof, 
weil sie statt bisher 39 500 Euro monat¬ 
lich künftig rund 200 000 Euro bezah¬ 
len soll, nach der Übernahme eine von 
einer Reihen Filialen eines bankrotten 
Konkurrenten sogar knapp 300 000. 
Auch große Autovermieter erwägen 
zu klagen. 

Etwas anders sieht das schon bei den 
Kommunen aus. Gerade Städte und 
größere Gemeinden mit dezentralen 
und deshalb zumindest räumlich bür¬ 
gernahen Einrichtungen befürchten, 
ein Vielfaches an Beiträgen gegenüber 
den bisherigen Gebühren zahlen zu 
müssen. Auch ist großteils unklar, wie 
viel sie nun konkret bezahlen müssten. 


israelische Drohnen vom Typ „Heron 
1“ anschaffen. Für welche seiner no¬ 
blen Kampftruppen? Bundespolizei, 
Verfassungsschutz, Bundeskriminal¬ 
amt - alle kommen infrage. Die leicht 
durchschaubare ministerielle Akzep¬ 
tanzstrategie: Friedrich schiebt huma¬ 
nitäre Ziele vor - was sonst. 

Die Drohnen sollen „zunächst im Küs¬ 
tenbereich“ eingesetzt werden „zum 
Beispiel bei der Suche nach Schiffbrü¬ 
chigen“. Wie hochherzig gedacht! In 
deutschen Gewässern sterben in zehn 
Jahren weit weniger Schiffbrüchige, 
als Muslime in den zehn Minuten des 
von Oberst Georg Klein angerichteten 
Massakers in Afghanistan. Von schiff¬ 
brüchigen Taliban in der Ostsee aber 
hat ja noch keiner was gehört. 

Ebenso vordergründig das zweite Be¬ 
schaffungsmotiv: mittels Drohnen 
Kriminelle aufspüren. Aus der Luft? 
Man baut auf Computersysteme, die 
an der Carnegie Mellon University in 
Pittsburgh, USA, entwickelt wurden, 
möglicherweise unter Mitwirkung der 
Technischen Hochschule Aachen (zwi¬ 
schen beiden Forschungsstätten gibt 
es regen Austausch). Elektronische 
Überwachungsrechner „analysieren“ 
die per Videokamera erfassten Men¬ 
schen, indem sie die Aufnahmen in 
einzelne Bildsequenzen auflösen und 
diese anhand vorgegebener Muster un¬ 
tersuchen. Damit lässt sich angeblich 
erkennen, welche Art Aktion gerade 
stattfindet. 

Die Entwicklungsvorgabe wurde ver¬ 
gangenen Dezember auf der „Interna¬ 
tional Conference on Semantic Tech¬ 
nologies“ im japanischen Nara skiz¬ 
ziert: Ein Computersystem, das nicht 


Die Stadt Köln will deshalb laut Presse¬ 
meldungen die Beitragszahlungen boy¬ 
kottieren und sich rechtlich zur Wehr 
setzen. 

Nach wie vor gibt es Möglichkeiten, 
sich vom Rundfunkbeitrag befreien zu 
lassen oder zumindest einen vermin¬ 
derten Satz zu bezahlen. Das betrifft 
z.B. Bewohner von Pflegeheimen oder 
Menschen mit bestimmten schweren 
Behinderungen. Auf der offiziellen In¬ 
ternetseite heißt es zudem: „Wer we¬ 


nig Geld hat und bestimmte staatli¬ 
che Sozialleistungen wie zum Beispiel 
Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe oder 
Grundsicherung erhält, kann sich auf 
Antrag vom Rundfunkbeitrag befreien 
lassen.“ Hier ist es notwendig, dass Be¬ 
troffene sich ggf. von Juristen oder ein¬ 
schlägigen Beratungsstellen vor dem 
Hintergrund ihrer persönlichen Ver¬ 
hältnisse beraten lassen. Freistellungen 
etc. von vor dem 1.1.2013 sollen weiter 
gelten, es ist aber ratsam, das im Einzel¬ 
fall zu überprüfen. 

Draufzahlen müssen seit Januar eini¬ 
ge Hunderttausend Menschen, denen 
ein Radio als elektronische Informa¬ 
tionsquelle bis dato ausreichte. Statt 


nur Life-Aufnahmen nach Handlungs¬ 
arten analysiert, sondern auch vorher¬ 
sagt, was die beobachteten Menschen 
als nächstes tun werden. Was in Japan 
als Konzept für den zivilen Sektor 
vorgeführt wurde, haben die USA al¬ 
lerdings schon in militärischer Erpro¬ 
bung: den gedankenlesenden Compu¬ 
ter. 

Zuvörderst finanziert werden entspre¬ 
chende Experimente unter dem Na¬ 
men „Mind‘s Eye“ - wörtlich: geistiges 
Auge - von DARPA (Defense Advan¬ 
ced Research Projects Agency), einem 
Institut des US-Verteidigungsministe¬ 
riums, das schon die Grundlagen für 
den militärischen Vorläufer des Inter¬ 
net entwickeln ließ, auch für den Tarn¬ 
kappenbomber und andere mensch¬ 
heitsdienliche Erfindungen. „Mind‘s 
Eye“ soll in Bälde zum Arsenal von 
polizeilichen Überwachungsdrohnen 
gehören. 

Drittens sollen die Drohnen deutsche 
Küsten „bewachen.“ Springers Die 
Welt präzisiert: „Flüchtlingsströme be¬ 
obachten.“ Von Flüchtlings-Tsunamis 
überrollt zu werden gehört bekannt¬ 
lich zu den Kerngefahren deutscher 
Gegenwart. Daran erinnerte Friedrich 
ja erst kürzlich wieder, als er vor den 
aus Rumänien und Bulgarien herein¬ 
drängenden Armutsflüchtlingen warn¬ 
te, die nur das deutsche Sozialsystem 
aussaugen wollen, weshalb, so Fried¬ 
rich, „härtere Bandagen“ erforderlich 
seien. Wohlgemerkt: Gegen EU-Bür- 
ger, die ihr Recht auf Freizügigkeit 
nutzen. 

Was noch nicht am helllichten Tag 
in Deutschland möglich ist, bereiten 
unsere Berliner Chargen erst einmal 


5,76 Euro müssen sie künftig 17,98 Euro 
und damit mehr als das dreifache be¬ 
zahlen, ohne etwas davon zu haben. 
Verlierer sind auf jeden Fall alle Men¬ 
schen, die bis dato kein empfangsberei¬ 
tes Gerät (z.B. Radio,Fernseher, inter¬ 
netfähiger PC) bereithielten. Hier galt 
der Grundsatz, dass eine Gebühr nur 
der entrichten musste, wer die damit 
verbundene Leistung nutzt oder zu¬ 
mindest nutzen könnte. 


Das ist jetzt anders: Da grundsätzlich 
alle Wohnungsinhaber zahlen müssen, 
hat der Rundfunkbeitrag den Charak¬ 
ter einer Kopfsteuer, auch wenn die 
Bemessungsgrundlagen nicht die Per¬ 
sonenzahl, sondern die Wohnung oder 
das Einfamilienhaus sind. Namhafte 
Verfassungsrechtler sehen den Beitrag 
auch als Steuer an und bezweifeln die 
Kompetenz der Bundesländer, diese 
zu erheben. Abseits verfassungsrecht¬ 
licher Betrachtungen könnte sich diese 
Kopfsteuer zur „Einstiegsdroge“ entwi¬ 
ckeln. Erinnert sei daran, dass gerade 
bei der Krankenversicherung FDP-Po- 
litiker immer wieder einen kopfbezo¬ 
genen Beitrag forderten. Dann müsste 


unter europäischem Deckmantel vor. 
Interessantes über drohnenbezogene 
Technik und Absichten lieferte kürz¬ 
lich das Internet-Magazin Telepolis des 
Heise-Verlags. Die Europäische Union 
betreibe zum Beispiel ein Forschungs¬ 
projekt, um Autos und Boote aus der 
Luft stoppen zu können, ohne Total¬ 
schäden zu verursachen. 

Polizei mit Inlands-Luftwaffe. Der viel¬ 
sagende Name dieses aus Deutschland 
mitfinanzierten Wunderwerks: AERO- 
CEPTOR. Ebenso vielsagend die Liste 
der daran beteiligten „Europäer“: da¬ 
runter das Israelische Ministerium für 
öffentliche Sicherheit, der israelische 
Konzern „Rotem Technological Soluti¬ 
on“ (ein Unternehmen, das u. a. chemi¬ 
sche Produkte herstellt) und selbstre¬ 
dend der israelische Rüstungskonzern 
IAI, der „Heron“-Drohnen-Produzent. 
Staunenswert debil die (englischspra¬ 
chige) Projektbegründung zu finden 
auf der Website des EU-Informati- 
onsdienstes Cordis: Kriminelle und ter¬ 
roristische Banden verwendeten ihre 
Fahrzeuge zum Transport von Waffen, 
Drogen und zum Menschenschmuggel. 
Solche Transporte normal zu kontrol¬ 
lieren sei für die Polizei gefährlich und 
gelinge nicht effektiv genug. Dringend 
seien deshalb neue Kontrollverfahren 
und Stopp-Methoden erforderlich. 
(http ://cordis. europa. eu/search/index. 
cfm?fuseaction-proj.document&PJ_ 
RCN-13 481433) 

Diese Aussage reiht sich logisch in die 
Plattitüden unseres parlamentarischen 
Diskurses ein. 

Laut „Cordis“ ist an dem EU-Projekt 
auch der französische Pyrotechnik- 
Hersteller „Etienne Lacroix“ betei¬ 


der Herr Generaldirektor nur den glei¬ 
chen Beitrag bezahlen wie seine Putz¬ 
frau mit Minijob. Damit würde der so¬ 
wohl im Steuer- als auch im Sozialver- 
sichungswesen geltende Grundsatz der 
Heranziehung nach der individuellen 
Leistungsfähigkeit abgeschafft werden. 
Dass der z.B. durch Steuergeschenke 
an Millionäre und Milliardäre oder so¬ 
genannte Zuzahlungen bei der medi¬ 
zinischen Versorgung schon ziemlich 
durchlöchert ist, sei der Vollständigkeit 
halber hier erwähnt. 

Angesichts massiver Kritik an der von 
vielen als Zwangsabgabe bezeichneten 
Rundfunkgebühr meinte der Intendant 
des WDR laut Presseberichten Kriti¬ 
kern vorwerfen zu dürfen, sie kündig¬ 
ten „jede Form von gesellschaftlicher 
Solidarität auf“. Starker Tobak, vor al¬ 
lem wenn man mal reale Zahlen zu¬ 
grunde legt. Ein allein lebender Nied¬ 
riglöhner mit zirka 1 000 Euro brutto 
und 770 Euro netto hat in der Regel 
keinen Anspruch auf staatliche Trans¬ 
ferleistungen. Mit 17,98 Euro Rund¬ 
funkbeitrag zahlt er gut 2,3 Prozent 
seines Nettoeinkommens. Schon bei 
einem Industriearbeiter in reguliertem 
und tarifierten Arbeitsverhältnis liegt 
der Anteil unter 1 Prozent. Was der 
Herr Intendant monatlich bekommt, 
ist hier nicht bekannt. Der Anteil der 
Gebühr an seinem Nettoeinkommen 
dürfte aber im unteren Promillebereich 
liegen. Da kann man dann gut von ge¬ 
sellschaftlicher Solidarität reden, wenn 
die Kleinen für die Großen zahlen. 
Der neue Rundfunkbeitrag entpuppt 
sich als Kopfsteuer, verfassungsrecht¬ 
lich bedenklich und sozial verwerflich. 
Gerade im Vorfeld der Bundestagswahl 
sollte man die Vertreter der bürgerli¬ 
chen Parteien, aber auch der SPD, da¬ 
mit konfrontieren. Die Mindestforde¬ 
rung ist ein Zurück zu einem Gebüh¬ 
rensystem, bei dem Nichtnutzer auch 
nichts zahlen und jene, die sich z.B. 
mit dem Radio zufriedengeben, weni¬ 
ger bezahlen. 

Volker Metzroth 


ligt. Das, so Telepolis , deute auf Kon¬ 
zepte hin, mittels Leuchtraketen oder 
Blendgranaten, verschossen von Droh¬ 
nen, Fahrzeuge zu stoppen. Die deut¬ 
sche Bundespolizei teste im Übrigen in 
Spanien bereits Heron-Drohnen. 

Um die unvermeidlichen Kollate- 
ralschäden eines Drohnenbeschusses, 
so folgern wir, kümmern sich hernach 
Ärzte und Seelsorger. Wer aber hilft 
den hirnkranken Politikern, in deren 
Menschen- und Gesellschaftsbild sol¬ 
che Monstrositäten wuchern? Wer¬ 
den sie demnächst „Flüchtlingswel¬ 
len“ nicht nur beobachten, sondern 
mit „nicht-tödlichen“ Waffen brechen 
wollen? Was haben wir als Reaktion 
auf vorgespiegelte Terrorismusgefah¬ 
ren noch zu gewärtigen? Kampfdroh¬ 
nen auch im Polizeiarsenal? 

Nein? Wirklich nicht? 

Veralbern konnten wir uns bisher ohne 
Friedrichs Hilfe. Dessen Chefin, Kanz¬ 
lerin Merkel, ich bisher nur deshalb 
nicht erwähnte, weil ihre Äußerungen 
zum Thema Innere Sicherheit intellek¬ 
tuell derart defizitär sind, dass sich der 
Aufwand des Zitierens nicht lohnt. 
Ex-Forschungsministerin Schavan ließ 
„Methoden zum Aufspüren von Be¬ 
drohungen der zivilen Sicherheit“ er¬ 
forschen (siehe „Ab mit Schavan“ Os¬ 
sietzky 4/2013) Innenkriegsminister 
Friedrich will Drohnen für paramilitä¬ 
rischen Polizeieinsatz. Außenkriegsmi¬ 
nister de Maiziere beschafft todbrin¬ 
gende Kampfdrohnen. Ein bienenflei¬ 
ßiges Kriegskabinett. 

Volker Bräutigam 

Mit freundlicher Erlaubnis der Politik- 
Zeitschrift „ Ossietzky “ 


Griechische Faschisten 
in Deutschland 

„Zwischen der faschistischen Partei 
Goldene Morgenröte in Griechenland 
und deutschen Neonazis bestehen 
Kontakte“, erklärte die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion „Die Linke“, 
Ulla Jelpke, nach der Antwort der Bun¬ 
desregierung auf eine Kleine Anfrage 
zu „Aktivitäten der neofaschistischen 
griechischen Partei Goldene Morgen¬ 
röte in der Bundesrepublik“. 

Jelpke weiter: „Die Bundesregierung 
hat Erkenntnisse über Treffen zwischen 
der Goldenen Morgenröte sowie der 
NPD und Nazikameradschaften wie 
dem Freien Netz Süd. So beteiligte sich 
am 13. Februar 2011 eine Delegation 
der Goldenen Morgenröte auf Einla¬ 
dung der NPD am Naziaufmarsch in 
Dresden. Deutsche Rechtsextremisten 
nahmen ihrerseits an Veranstaltungen 
in Griechenland teil. 

Der Bundesregierung liegen bis¬ 
lang keine bestätigten Erkenntnisse 
vor, dass die Goldene Morgenröte in 
Deutschland Fuß gefasst hat. Ihr ist 
lediglich eine Website der Partei be¬ 
kannt, auf der von der Gründung ei¬ 
ner Parteizelle in Nürnberg berichtet 
wird. Immerhin fanden Ende Januar/ 
Anfang Februar 2013 Kooperations¬ 
gespräche zwischen der Polizeibehör¬ 
de Nürnberg und den Verantwortlichen 
der Griechischen Gemeinde Nürnberg 
e. V.“ zur Thematik der Goldenen Mor¬ 
genröte statt...“ 

Neofaschistische Musikszene 
auf dem Vormarsch 

Das faschistische Netzwerk „Blood& 
Honour“ will am 13. April in der nord¬ 
ungarischen Stadt Komarom ein Kon¬ 
zert veranstalten. 

Neben ungarischen Szene-Bands wird 
auch die sächsische Neonazi-Band 
„Blutzeugen“ angekündigt. Eines der 
Lieder der 2011 gegründeten Kom- 
bo „Blutzeugen“ heißt „Ein Volk, ein 
Weg, wie früher“. 

„Blood&Honour“ ist zwar in Ungarn 
ebenso verboten wie in Deutschland, 
doch die rechte Regierung in Buda¬ 
pest unternimmt ganz offensichtlich 
keine Anstalten, das braune Treiben 
zu unterbinden. 

Quelle: blick nach rechts 


Mögliche „Einstiegsdroge“ 

Rundfunkbeitrag ist kein Fortschritt 
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Euro-Chefs erzwangen Zyperns Unterwerfung 

Die Banken werden gerettet, das Volk soll zahlen • Fortsetzung von Seite i 


Schwere Geburt 

Welche Regierung für Italien 

Italiens Staatspräsident Giorgio Na- 
politano hat am Wochenende den Vor¬ 
sitzenden der Demokratischen Partei 
(DP), Luigi Bersani, mit der Regie¬ 
rungsbildung beauftragt. Er mahnte, 
„den tugendhaften Weg“ des Über¬ 
gangspremiers Mario Monti fortzuset¬ 
zen. Der bestand bekanntlich in der 
Durchsetzung des rigorosen Sparkur¬ 
ses der EU, wofür er von den Wählern 
abgestraft wurde. Dass der Sozialde¬ 
mokrat Bersani zu Monti eine gewisse 
Distanz wahrte, brachte ihm zwar die 
Mehrheit im Parlament, aber nicht im 
Senat, wo er auf die Stimmen entweder 
der 5-Sterne-Bewegung (M5S) Beppe 
Grillos oder der rechtsextremen Par¬ 
tei Volk der Freiheit (PdL) Berlusco¬ 
nis angewiesen ist. Bersani kündigte 
eine „Regierung des Wechsels“ an und 
rief Grillo auf, dazu einen Beitrag zu 
leisten. 

Der von mehreren Strafprozessen 
bedrohte Berlusconi sieht seine Ret¬ 
tung in einer großen Koalition, in der 
er selbst das Wirtschaftsressort bean¬ 
sprucht. Bersani lehnte bisher ab. Be¬ 
obachter in Rom sind sich jedoch unsi¬ 
cher, ob es dabei bleiben wird. Zumal 
der Staatspräsident appellierte, alle 
Kräfte sollten „im Geist des Zusam¬ 
menhalts“ zur Lösung der Regierungs¬ 
frage beitragen. Der Chef der Links¬ 
partei Umwelt und Freiheit (SEL), 
Nicchi Vendola, hatte noch unlängst 
angekündigt, das Mitte-Links-Bündnis 
bei einem Zusammengehen mit Berlus¬ 
coni zu verlassen. Aber seine Partei 
stellt inzwischen den Parlamentsprä¬ 
sidenten. 

In dieser Krise sonnt sich Grillo, der 
nicht nur eine Regierungsbeteiligung, 
sondern auch jede parlamentarische 
Unterstützung für Bersani ablehnt. In 
seiner Blog-Partei beginnt es jedoch 
zu kriseln. Bei der Wahl des Präsiden¬ 
ten des Parlaments als auch des Senats, 
letzteren stellt die DP, stimmte eine be¬ 
trächtliche Zahl Grillianer für die Mit- 
te-Links-Kandidaten, was ihr Partei¬ 
chef wütend kritisierte und dafür Par¬ 
teiausschluss angedroht hatte. Aber das 
hätte wohl eine Spaltung von M5S be¬ 
deutet, in der nach Meinung der „Re- 
pubblica“ Sprachrohr der DP, über 60 
Prozent zu Mitte-Links tendieren. Eine 
Gruppe der Grillo-Partei hat öffentlich 
an ihren Chef appelliert, Mitte-Links 
zu unterstützen, um eine Regierung mit 
Berlusconi zu verhindern. Die SEL hat 
inzwischen die Ignorierung der M5S 
beendet. Obwohl Bersani nicht chan¬ 
cenlos ist, hat er bereits angedeutet, das 
Risiko einer Minderheitsregierung ein¬ 
zugehen. Auch dann setzt er auf Unter¬ 
stützung von M5S. 

Als dritte Möglichkeit bleibt, dass der 
Staatspräsident als Übergangslösung 
erneut ein „technisches Kabinett“ 
einsetzen könnte, wie es unter Monti 
seit November 2011 im Amt war. Ob 
der Lieblingskandidat von Berlin und 
Brüssel allerdings noch einmal bereit 
wäre, sich für das EU-Diktat zu ver¬ 
schleißen, ist ungewiss. Im Gespräch 
ist bereits Ferrari-Chef Cordereo di 
Montezzemolo. Dieses Kabinett stünde 
vor der Aufgabe, für kommende Neu¬ 
wahlen ein neues Wahlgesetz ohne die 
absurde Bonusverteilung ausarbeiten. 
Vor allem aber, so der Verband der 
Großindustriellen Confmdastria, müsse 
es weiteren Sozialabbau durchsetzen. 
Ganz gleich wie die Lösung aussehen 
könnte, ein langes Leben dürfte einer 
solchen Regierung kaum beschieden 
sein. So blieben Neuwahlen, für die 
dann erst der im Mai neu zu wählen¬ 
de Staatspräsident den Weg freima¬ 
chen könnte. Nachdem der 88-jährige 
Napolitano erklärte, nicht noch einmal 
anzutreten, hat offener Postenschacher 
eingesetzt. Die extreme Rechte bringt 
den früheren Führer der AN-Faschis- 
ten Fini ins Spiel, deutet aber auch 
Unterstützung für Monti an. Überra¬ 
schend hat dieser selbst den früheren 
mehrmaligen Ministerpräsidenten Ro¬ 
mano Prodi vorgeschlagen. Bersani zog 
gleich drei Asse aus dem Ärmel: Er prä¬ 
sentierte drei Spitzenpolitiker der frü¬ 
heren Democrazia Cristiana, die dem 
konservativen Flügel der DP zuzurech¬ 
nen sind. Gerhard Feldbauer 


N achdem der erste Anlauf der 
„Euro-Retter“ mit dem Zugriff 
auf die Masse der zyprischen 
Kleinsparer (wie noch in der letzten 
UZ beschrieben) am vereinten Wi¬ 
derstand aller Abgeordneten des zy¬ 
prischen Parlaments gescheitert war, 
weil selbst die Parlamentarier der kon¬ 
servativ-liberalen Regierungskoaliti¬ 
on aus Furcht vor dem Volkszorn dem 
ausgehandelten „Rettungsplan“ nicht 
zustimmten, steht jetzt die „Schrump¬ 
fung“ des zyprischen Bankensektors im 
Mittelpunkt des neuen „Anpassungs¬ 
programms “Wörtlich schreibt das Eu- 
rogruppen-Papier Zypern eine „an¬ 
gemessene Verkleinerung des Finanz¬ 
sektors“ auf eine von der Eurogruppe 
genehmigte Norm innerhalb der nächs¬ 
ten fünf Jahre vor. 

Dies bedeutet aber keineswegs nur die 
Heranziehung der in Zypern statio¬ 
nierten „Russen-Gelder“ und „Groß¬ 
anleger“ zur Sanierung der zyprischen 
Banken, wie vor allem das von der 
deutschen Regierung gesponserte Me¬ 
dienecho glauben machen will. 

In Wirklichkeit befördert das neue 
Euro-Diktat einen weiteren Konzent¬ 
rationsprozess des in Zypern ansässi¬ 
gen und gebunkerten Kapitals und die 
Zerstörung einer Bank, die bisher in 
überwiegend öffentlichem Eigentum 
war. Die unseren „Volksbanken“ ver¬ 
gleichbare Laiki-Bank (Cyprus Popu¬ 
lär Bank - Zyprische Volksbank) soll 
völlig zerschlagen werden. Ihr „gesun¬ 
der Teil“ wird mit der größten Bank 
des Landes, der „Bank of Cyprus“ fu¬ 
sioniert, die überwiegend in privatem, 
weitgehend ausländischem, besonders 
russischem und britischem Kapital¬ 
besitz ist. Die „schlechten“ Teile der 
Laiki-Bank, wo die Rückzahlung der 
ausgegebenen Kredite zweifelhaft er- 


Nach Angaben der britischen Polizei 
ist der russische Oligarch Beresowski 
am vergangenen Samstag in seiner Vil¬ 
la nicht weit von London tot aufgefun¬ 
den worden. Es gäbe allerdings keine 
Anzeichen für einen gewaltsamen Tod, 
heißt es weiter. Wer war diese schillern¬ 
de Figur, die im Zuge der Konterrevo¬ 
lution in Russland zum Multimilliardär 
und damit einem der reichsten Männer 
in der Welt geworden ist? 

Beresowski war der Sohn eines jü¬ 
disch-russischen Akademiker-Paares. 
Er studierte Elektrotechnik und ma¬ 
thematische Mechanik und war an¬ 
schließend in mehreren Forschungsin¬ 
stituten tätig. Mit Beginn der Perestroi¬ 
ka stieg er in die Privatwirtschaft ein. 
Gemeinsam mit Managern des Auto¬ 
konzerns AwtoWas (Lada) gründete 
er die Autohandelsfirma LogoWAS. Er 
baute das größte Autohandelsnetz in 
Russland auf und erwarb bei der Pri¬ 
vatisierung große Anteile von Awto- 
WAS. Er baute sein Firmenimperium 
immer weiter aus, wurde Hauptaktio¬ 
när der Fernsehgesellschaft ORTV, 
erwarb mehrere einflussreiche Zei¬ 
tungen und Anteile beim Ölkonzern 
Sibneft sowie bei der Fluggesellschaft 
Aeroflot. 

Im Wahlkampf 1996 unterstützte der 
Oligarch mit seinem Sender ORT und 
seinen Zeitungen, aber auch mit be¬ 
trächtlichen finanziellen Mitteln maß¬ 
geblich die Wiederwahl Jelzins zum 
russischen Präsidenten. Er initiierte zu 
diesem Zweck die so genannte „Sie- 
ben-Bankiers-Bande“, einen Zusam¬ 
menschluss von Oligarchen, die mit viel 
Geld den in Umfragen nur bei drei bis 
vier Prozent liegenden Jelzin im zwei¬ 
ten Wahlgang noch einmal gegen den 
KPRF-Vor sitzenden Sjuganow ins Prä¬ 
sidentenamt hieven konnten. 

Im Gefolge erreichte Beresowski gro¬ 
ßen Einfluss auf Jelzin. Er wurde zur 
Schlüsselfigur der „Jelzin-Familie“, dem 
Küchenkabinett des Präsidenten, in 
dem über die Köpfe der Präsidenten- 
Administration und der Regierung hin¬ 


scheint, sollen über eine „Bad Bank“ 
abgewickelt werden. Dies könnte für 
die Gläubiger bzw. Kontoinhaber laut 
Presseangaben mit Verlusten bis zu 40 
Prozent verbunden sein. Die Gutha¬ 
ben der kleinen Sparer bis zu 100 000 
Euro sollen allerdings jetzt von Abga¬ 
ben verschont bleiben - zweifellos ein 
Ergebnis des massiven Protests der 
letzten Woche. Sie werden aber eben¬ 
falls in die Bank of Cyprus überführt. 
Guthaben über 100 000 Euro dagegen 
sollen in noch näher zu bestimmender 
Form durch Zwangsabgaben an der 
Bankensanierung beteiligt werden. 

Mit dieser „Umstrukturierung“ verbun¬ 
den ist de facto die EU-diktierte Zer¬ 
störung eines Wirtschaftsmodells, von 
dem die zyprische Wirtschaft in den 
letzten Jahrzehnten wesentlich gelebt 
hat. Das wird nicht nur die „Großan¬ 
leger“ treffen, sondern krasse Folgen 
für die zyprische Wirtschaft als Gan¬ 
zes und damit vor allem für die große 
Mehrheit der Bevölkerung haben. Auch 
wenn man der Meinung sein kann, dass 
sich der zyprische Finanzsektor in den 
letzten dreißig Jahren dank höherer 
Zinsen für Kapitalanlagen und niedri¬ 
ge Besteuerung der Kapitalerträge als 
anderswo „überdimensional“ zu einer 
Art Steuerparadies für Reiche entwi¬ 
ckelt hat, bleibt festzuhalten, dass die 
nun von der Eurogruppe verordnete 
Zwangstherapie einer relativ abrupten 
und ziemlich radikalen Verkleinerung 
dieses Wirtschaftssektors dramatische 
Folgen haben wird. Die Zyprer fürchten 
zu Recht massive Arbeitsplatzverluste, 
unter anderem durch die Reduzierung 
der Bankbelegschaften, wogegen die 
Bankangestellten in der letzten Woche 
auf die Straße gingen. 

Es kommen aber weitere Auswirkun¬ 
gen hinzu. Nicht umsonst wurde in 


weg die eigentlichen Entscheidungen 
getroffen wurden. 

Jelzin ernannte Beresowski zum Vi¬ 
zepräsidenten des Nationalen Sicher¬ 
heitsrats und später zum Exekutivse¬ 


kretär der GUS. Beide Posten muss¬ 
te er allerdings wieder aufgeben, den 
ersten wegen des Verdachts illegaler 
Bankgeschäfte in Tschetschenien und 
den zweiten, als die Staatsanwaltschaft 
wegen illegaler Geschäfte und Geldwä¬ 
sche im „Fall Aeroflot“ gegen ihn er¬ 
mittelte. Bei den Duma-Wahlen 1999 
erlangte er dann einen Parlamentssitz 
und damit Immunität. 

Da sich abzeichnete, dass Jelzin als Prä¬ 
sident nicht mehr zu halten war, wurde 
im Kreis der „Jelzin-Familie“ 1999 dann 
die Entscheidung getroffen, Putin ins 
Amt des Ministerpräsidenten zu hieven 
und ihn bald darauf nach dem Rücktritt 
Jelzins über eine Interims-Präsident¬ 
schaft für die Wahl ins Präsidentenamt 
vorzubereiten. Eine maßgebliche Rolle 


das Eurogruppen-Dokument auch ein 
Absatz aufgenommen, in dem die zy¬ 
prischen Behörden ermahnt werden, 
ihre Verpflichtung einzuhalten, „An¬ 
strengungen auf den Gebieten der 
Haushaltskonsolidierung, strukturel¬ 
ler Reformen und Privatisierung zu 
beschleunigen“. 

Es geht also nicht nur um Banken¬ 
privatisierung und Bankenverkleine¬ 
rung, sondern auch um Einschnitte in 
die öffentlichen Haushalte gemäß den 
Sparzwangdoktrinen des neoliberalen 
EU-Dogmas und um die Privatisierung 
weiterer öffentlicher Unternehmen wie 
Stromversorgung, Telekom und Hafen¬ 
betriebe. 

Der Eurogruppen-Text pocht zudem 
auf „weitere Maßnahmen“ wie die An¬ 
hebung der Körperschafts- und der Ka¬ 
pitalertragssteuer für auf Zypern an¬ 
sässige Unternehmen. Dies wird nicht 
nur zyprische, britische und russische 
reiche Vermögensbesitzer treffen, son¬ 
dern bei der überwiegend klein- und 
mittelständischen Struktur der zyp¬ 
rischen Wirtschaft in erster Linie auch 
die Großzahl der klein- und mittel¬ 
ständischen Unternehmen in diesem 
Land - mit zerstörerischen Folgen für 
Beschäftigung und Arbeitsplätze. „Zy¬ 
pern und die Anleger werden Merkels 
Wirtschaftsdogma geopfert“, schrieb 
die bürgerliche zyprische Zeitung „To 
Vima“ nicht zu Unrecht. 

Die Menschen fürchten, dass Zypern 
durch das Eurogruppen-Diktat ähnlich 
wie Griechenland in eine schwere Re¬ 
zession getrieben wird. 

In einem Artikel von „Spiegel.online“ 
wurden die Folgen so skizziert: „Der 
EU-Kommission zufolge ist Zyperns 
Wirtschaft 2012 um 2,3 Prozent ge¬ 
schrumpft. 2013 dürften es minus 3,5 
Prozent sein. Falls die Verwerfungen 


dabei soll Beresowski gespielt haben. 
Nachdem Putin als Präsident damit 
begann, im Tausch gegen die Garan¬ 
tie, das zusammengeraffte Eigentum 
der Oligarchen unangetastet zu lassen, 


diese aus der Politik zu verdrängen, 
entstanden jedoch Konflikte zwischen 
dem Präsidenten und einigen Oligar¬ 
chen, darunter auch mit Beresowski. 
Sie führten schließlich dazu, dass Bere¬ 
sowski Russland verlassen musste und 
in Großbritannien, dem Refugium rus¬ 
sischer Wirtschaftskrimineller, um po¬ 
litisches Asyl nachsuchte. Von dort ver¬ 
suchte er immer wieder Einfluss auf die 
russische Politik zu nehmen, über die 
Unterstützung der Anti-Putin-Oppo- 
sition bis hin zu Aufrufen zum gewalt¬ 
samen Sturz Putins und der russischen 
Regierung. 

Beresowski war aber nicht nur der zeit¬ 
weilig reichste russische Oligarch, die 
graue Eminenz Jelzins und der Intim¬ 
feind Putins, sondern wohl auch einer 


im zyprischen Bankensektor nicht noch 
viel Schlimmeres angerichtet haben. 
Die Löhne im öffentlichen Dienst sin¬ 
ken bereits. Russische Geschäftsleute 
verlassen das Land. Und in dem Insel¬ 
staat, in dem jahrelang Vollbeschäfti¬ 
gung herrschte, liegt die Arbeitslosig¬ 
keit bereits bei 11 Prozent. Tendenz 
steigend.“ 

Andros Kyprianou, Generalsekretär 
der linken „Fortschrittspartei des ar¬ 
beitenden Volkes“ (AKEL), hat die 
Situation in seiner Rede im zyprischen 
Parlament am 19. März so zusammen¬ 
gefasst: „Zypern ist mit dem brutals¬ 
ten Gesicht der Europäischen Union 
konfrontiert.“ Er verwies darauf, dass 
überall, wo die auf den drei Säulen 
Sparzwang - Kürzungen - Privatisie¬ 
rung beruhende EU-„Schocktherapie“ 
bisher eingeführt wurde, diese „nicht 
nur nicht geholfen hat, die Folgen der 
Krise zu überwinden, sondern sie noch 
verschärfte“. 

Mit der jetzigen Vereinbarung ist die 
„Zypernkrise“ allerdings noch nicht 
endgültig unter Dach und Fach. Was 
auf dem Tisch liegt, ist nur eine Grund¬ 
satz- oder Rahmenvereinbarung. In ih¬ 
rem Text heißt es, dass die „Troika“ und 
die zyprische Regierung die Einzelhei¬ 
ten erst noch in einem „Memorandum 
of understanding“ (MoU) bis Anfang 
April auszuhandeln haben. Erst danach 
wollen die Euro-Finanzminister einen 
„formellen Beschluss“ über die tatsäch¬ 
liche Bereitstellung des 10-Milliarden- 
Kredits fassen, vielleicht in der dritten 
Aprilwoche. Das zyprische Parlament 
soll sinnigerweise über den neuen 
„Rettungsplan“ nicht mehr abstimmen, 
weil es alle erforderlichen Gesetze an¬ 
geblich bereits am letzten Wochenende 
verabschiedet hat - es lebe die Demo¬ 
kratie in der EU! Georg Polikeit 


der bekanntesten wegen wirtschafts- 
krimineller Delikte im Fadenkreuz der 
internationalen Justiz stehenden russi¬ 
schen Wirtschaftsfürsten. So nennt Wi- 
kipedia folgende Vorwürfe der Justiz: 
In Russland wurde der Oligarch seit 
2001 per Haftbefehl gesucht. Er soll 
bei seinen Transaktionen mit Lada 
Autos im Wert von 13 Mio. US-Dollar 
unterschlagen haben. Die Anklage er¬ 
ging im September 2002. Im April 2007 
erhob die russische Generalstaatsan¬ 
waltschaft Anklage gegen ihn wegen 
Beteiligung als Helfershelfer bei der 
illegalen Aneignung von 214 Mio. Ru¬ 
bel (6,2 Mio. Euro) bei Aeroflot Anfang 
der 1990er Jahre. 

Im August 2007 erging von einem Mos¬ 
kauer Gericht ein weiterer Haftbefehl. 
Beresowski wurde vorgeworfen, sich 
bei der Bank SBS-Agro einen Kredit 
über umgerechnet 9,4 Mio. Euro zum 
Kauf eines Hauses an der französischen 
Cöte d Azur erschlichen zu haben. 
Beresowski wurde in Russland in Ab¬ 
wesenheit zu insgesamt 13 Jahren Haft 
verurteilt. 

In der Schweiz nahm die Bundesan¬ 
waltschaft im November 2003 Ermitt¬ 
lungen gegen Beresowski wegen des 
Verdachts der Geldwäsche und der 
Mitgliedschaft in einer kriminellen 
Vereinigung auf. In Sao Paulo, Brasili¬ 
en, wird gegen Beresowski wegen mut¬ 
maßlicher Verwicklung in einen Geld¬ 
wäscheskandal im Zusammenhang mit 
dem SC Corinthians ermittelt. Ein bra¬ 
silianisches Gericht erließ in dieser Sa¬ 
che im Juli 2007 einen Haftbefehl. 
Schließlich meldete die Agentur Ria 
Novosti noch am 30. Januar dieses Jah¬ 
res, dass die Anwaltschaft in Marseille 
Beresowski Geldwäsche vorwirft und 
London davon unterrichtete, dass ge¬ 
gen ihn ein Strafverfahren in dieser Sa¬ 
che eröffnet sei. Zudem entdeckten die 
Ermittler ein ganzes Netz von mit dem 
Oligarchen verbundenen Offshore- 
Firmen. Gesperrt wurden Vermögens¬ 
werte und Bankkonten für insgesamt 
74 Mio. Euro. Willi Gerns 


Der Tod des Oligarchen 

Boris Beresowski - graue Eminenz Jelzins, Intimfeind Putins und Wirtschaftskrimineller 



Boris Beresowski (Bildmitte), hier bei einer Anti-Putin-Demonstration in London, 
war ein unermüdlicher Kämpfer für freie Wahlen, die in seinem Sinne ausgehen. 
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Mit leeren Händen 


Der Friedensnobelpreisträger auf Jubel-Tour in Israel 



Obama und Netanjahu sind einander nicht unbedingt zugewandt. 


M an kann der Obama-Admi- 
nistration den Sinn für Ti¬ 
ming nicht absprechen. Ziem¬ 
lich exakt zehn Jahre nach dem zweiten 
Angriffskrieg gegen Irak demonstrierte 
der Friedensnobelpreisträger allen in 
der arabischen Welt, die es nicht ohne¬ 
hin verstanden hatten, dass die Konti¬ 
nuitäten und Eckpfeiler US-amerikani¬ 
scher Nahostpolitik nicht von Personen 
abhängig sind. Von einem „Tear down 
this wall, Mr. Netanjahu“ war Obama 
weiter entfernt denn je. 

Am 4. Juni 2009 hatte der Change-Prä¬ 
sident in Kairo mit seiner Rede „Ein 
Neuanfang“ noch einige Hoffnungen 
wecken können. Zwar kam er im Kern 
über Höflichkeiten, Schmeicheleien 
und Selbstverständlichkeiten kaum hi¬ 
naus, rechtfertigte die Intervention in 
Afghanistan und mäkelte ein bisschen 
am Irak-Krieg, aber immerhin hatte 
Obama sich klar für die israelisch-pa¬ 
lästinensische Zweistaatenlösung aus¬ 
gesprochen, den Siedlungsbau für il¬ 
legitim erklärt und hatte versprochen 
sich „mit all der Geduld und Hingabe, 
die diese Aufgabe erfordert, persön¬ 
lich für dieses Ziel einzusetzen“. Und 
ausdrücklich auch dem Iran wurde 
das Recht auf friedliche Nutzung der 
Kernenergie eingeräumt. Statt atoma¬ 
rer Aufrüstung Irans und ein Wettrüs¬ 
ten in der Region sei das Ziel eine Welt, 
„in der kein Land Atomwaffen besitzt“. 
Bekanntlich wurde nicht eine israeli¬ 
sche Atomwaffe verschrottet noch der 
Siedlungsbau gestoppt noch ein Paläs¬ 
tinenserstaat ermöglicht. Nicht einmal 
einem palästinensischen Beobachter¬ 
status bei der UNO mochte Frau Clin¬ 
ton zustimmen. Obama kam mit leeren 
Händen in den Nahen Osten. Zumin¬ 
dest was die arabische Seite betrifft. 
Die bigotte Attitüde, auf niemanden 
Druck aufbauen zu wollen, verhilft na¬ 
türlich den (mit reichlich US-Hilfe) oh¬ 
nehin Starken in Jerusalem zu freiem 
Handeln, während die in ihren Ghettos 
eingemauerten Palästinenser alle rati¬ 
onale Hoffnung fahren lassen können, 
so dass ihnen letztlich nur der Marsch 
in den Aberglauben, zu den Gottes¬ 
kriegern der Hamas, verbleibt. Eine 
Drift, die nicht auf die Palästinenser 
beschränkt ist. 

Die zionistischen Machthaber haben 
in den letzten Jahren weiter Fakten ge¬ 
schaffen. Die Landnahme dessen, was 
Ultraorthodoxe ohnehin als Eretz Isra¬ 
el, als israelisches Staatsgebiet, verste¬ 


hen, hat eine Dimension erreicht, die 
eine realistische Aussicht auf einen le¬ 
bensfähigen Palästinenserstaat an eine 
gewaltsame Deportation der Siedler 
durch die israelische Regierung be¬ 
ziehungsweise die israelische Armee 
knüpfen würde. Davon ist nicht nur 
die rechtsextreme Regierung Netanja¬ 
hu meilenweit entfernt. Der expansi¬ 
ve Siedlungsbau als soziales Ventil er¬ 
scheint dem von Verarmung bedrohten 
Mittelstand durchaus als Perspektive. 
Eine ernsthafte Reaktion, beispiels¬ 
weise Einstellung der Militärhilfe oder 
Sanktionen gegen ihre völkerrechts¬ 
widrige Vertreibungspolitik, mussten 
die zionistische Regierungen ohne¬ 
hin nie befürchten. Die Dominanz des 
„Westens“ tolerierte ja nicht nur die 
Landnahme und den dazu erforderli¬ 
chen Staatsterror ihres Vorpostens im 
Nahen Osten, sondern half auch, ihn 
atomar und konventionell maximal 
aufzurüsten. 

In dieser Lage beließ es der zum Droh- 
nen-Bomber geschrumpfte Hoffnungs¬ 
träger bei einem gut durchchoreogra- 
phierten Blendax-Besuch vor vielen 
schönen Fahnen. Statt eines „Neuan¬ 
fangs“ war gepflegtes Desinteresse zu 
besichtigen. Den „Neuanfang“ haben 
in der Zwischenzeit andere gemacht. 
Die Lage in den MENA-Staaten (Na¬ 
her Osten und Nordafrika) hat sich 
seit Obamas Kairo-Rede radikal ge¬ 
wandelt. Nicht zuletzt mit Hilfe der 
Bellizisten im Elysee und in der Dow¬ 
ning Street (gleich welcher politischen 
Couleur). 

Obama hatte in Kairo die Sklavenbe¬ 
freiung im eigenen Land auf ein „fried¬ 
liches und entschlossenes Beharren auf 
den Idealen, die bei der Gründung der 
Vereinigten Staaten das Kernstück 
waren“ zurückgeführt und Gewaltlo¬ 
sigkeit auch bei seinen Zuhörern an¬ 
gemahnt. Das war natürlich schon his¬ 
torisch Unsinn. Aber angesichts seines 
Drohnenkrieges und der israelischen 
Gazabeschießungen dürfte die bittere 
Ironie seiner Worte ihre Wirkung kaum 
verfehlen: „Es ist weder ein Zeichen 
von Mut noch von Macht, Raketen auf 
schlafende Kinder zu schießen oder ei¬ 
nen Bombenanschlag auf alte Frauen 
in einem Bus zu verüben. So erlangt 
man keine moralische Autorität; so gibt 
man sie auf.“ In der Tat. 

Da wundert es kaum, dass angesichts 
der ungelösten sozialökonomischen 
Probleme einerseits und der ungebro¬ 


chenen Arroganz militärischer Über¬ 
legenheit andererseits sich das frohge¬ 
mute Herbeibomben des „arabischen 
Frühlings“ längst als ein veritables 
Aufrüstungsprogramm für den sunni¬ 
tischen Fundamentalismus erwiesen 
hat. Und wie die Wahl des Islamisten 
Ghassan Hitto zum Exilpremier zeigt, 
in Syrien auch erweisen dürfte. So dass 
selbst langgedienten Vasallen des Wes¬ 
tens wie dem jordanischen König Ab¬ 
dullah vor der rasch wachsenden Macht 
der Muslimbrüdern ganz mulmig wird. 
Jenseits der Besuchssymbolik steht 
ausschließlich schlichtes Machtma¬ 
nagement der komplizierten regiona¬ 
len Interessenkonflikte auf dem Pro¬ 
gramm. Die wieder engere Anbindung 
des ambitionierten Erdogan-Regimes 
an das stabilisierte Bündnis der regi¬ 
onalen und der globalen Vormacht. 
Die - vorläufige - Beschränkung des 
Kriegs gegen Iran auf ökonomische, ge¬ 
heimdienstliche und informationstech¬ 
nologische Bereiche. Aus den Schieß¬ 
scharten ihrer einbetonierten Festung 
gesehen, würden die Falken der Netan¬ 
jahu-Regierung natürlich lieber heute 
als morgen losbomben. 

Aus der globalen Perspektive des He¬ 
gemonen stellt sich die unangenehme 
Widersprüchlichkeit dieses Unilatera¬ 
lismus deutlicher dar. Für die zionisti¬ 
sche Führung ist prägend, alle Konflikte 
letztlich mit Waffengewalt gewonnen 
und aus den sechs Prozent jüdischer 
Siedlungen vor dem UN-Teilungsplan 


nun fast das ganze britische Mandats¬ 
gebiet erobert und seine ursprüngliche 
Bevölkerung in abgeriegelte Ghettos 
gezwungen zu haben. Aber selbst für 
die Verbohrtesten im Pentagon dürfte 
klar sein, dass es auf Dauer nicht gut 
gehen wird, um alles was einem nicht 
passt eine Mauer zu ziehen und die un¬ 
liebsamen Personen per Hubschrauber 
oder Drohne ins Jenseits zu befördern. 
Und einige andere gleich mit. Auch 
wenn das momentan offenbar auch für 
die USA zum Mittel der Wahl avan¬ 
ciert. 

So fehlt es denn nicht an warnenden 
Stimmen auch in den Leitmedien der 
USA. Neue, potente Akteure treten 
auch im Nahen Osten auf den Plan. 
Eine ausschließlich auf militärischer 
Stärke beruhende Vorherrschaft wird 
dem auf Dauer nicht gewachsen sein. 
Was auffällt ist die resignierende Wir¬ 
kungslosigkeit dieser Kommentare. 
Wie im fiskalisch-ökonomischen Kri¬ 
semanagement ist auch außenpolitisch 
eine Blockade notwendiger Entschei¬ 
dungen zu beobachten. Die Kraft zu 
einem entschlossenen Umsteuern zu 
einem integrativeren Kurs ist in der 
durch radikalen Egoismus der Rei¬ 
chen geprägten US-Politik nicht mehr 
vorhanden. Die, im Herrschaftssinne, 
destruktiven Prozesse verselbstständi¬ 
gen sich zunehmend. Selbst wenn sie 
als bedrohlich erkannt werden, fehlt 
die Kraft sie zu unterbinden oder auch 
nur zu steuern. Klaus Wagener 


Fortschritte in Havanna 

Tanja Nijmeijer: „Der Kampf ist eine moralische Pflicht“ 


In einem gemeinsam herausgegebenen 
Kommunique vor einer Gesprächspau¬ 
se bis zum 2. April haben sich die Re¬ 
volutionären Streitkräfte Kolumbiens 
(FARC) und die Regierung des süd¬ 
amerikanischen Landes am 20. März 
erfreut über die Fortschritte bei den 
Verhandlungen für einen dauerhaften 
Friedensschluss gezeigt. 

Beim ersten Punkt der Agenda, der 
Landfrage, sei man zufriedenstellend 
vorwärts gekommen. Dieses Thema 
wurde allgemein als schwierigstes an¬ 
gesehen. Dabei geht es um Vereinba¬ 
rungen bezüglich Zugang und Nut¬ 
zung des Landes, mit Augenmerk auf 
ungenutzte Ländereien, Eigentums¬ 
fragen und Schutzzonen. Angesichts 
der Fortschritte baten beide Seiten das 
UN-Büro in Kolumbien und das Frie¬ 
denszentrum der Nationalen Univer¬ 
sität in Bogota um die Vorbereitung 
eines öffentlichen Forums zum zwei¬ 
ten Thema der Gesprächsagenda (Po¬ 
litische Teilhabe der Opposition), das 
Ende April begonnen werden soll. Die¬ 
se Gremien hatten bereits im Novem¬ 
ber mit einem erfolgreichen Forum 
zur Landfrage der kolumbianischen 
Gesellschaft die Möglichkeit zur Dis¬ 
kussion mit den Verhandlungspart¬ 
nern gegeben. Im Gegensatz zur Re¬ 
gierung hatten die FARC von Beginn 
an auf eine Teilnahme der Gesellschaft 
an den Verhandlungen gedrängt. Um 



Tanja Nijmeijer in Havanna 


das zu verhindern, hatte die Regierung 
Friedensgespräche davon abhängig ge¬ 
macht, dass diese im Ausland stattfän¬ 
den. Der öffentliche Druck wurde dann 
aber so groß, dass das kolumbianische 
Volk nicht weiter auszugrenzen war 
und die These der „terroristischen und 
unpolitischen“ Guerilla nicht länger zu 
halten war. 

In einem Interview mit dem französi¬ 
schen Internetportal „Oulala“ hat die 
niederländische Guerillera Tanja Nij¬ 
meijer, die an den Verhandlungen in 
Havanna teilnimmt, am 21. März die¬ 
sen Fakt mit dem Satz „Ist die Tatsa¬ 
che, dass die kolumbianische Regie¬ 
rung sich mit uns in Havanna zusam¬ 
mensetzt und spricht, nicht Fakt genug, 
dass wir als politische Organisation an¬ 


erkannt sind?“ kommentiert. Die Nazis 
seien die ersten gewesen, die über die¬ 
jenigen, die den Mut hatten gegen sie 
Widerstand zu leisten, gesagt hatten, sie 
seien Terroristen. 

Tanja Nijmeijers Rolle in den FARC ist 
seit Jahren international von den Me¬ 
dien aufgegriffen worden; besonders 
die Kampagne, nach der sie in Wirk¬ 
lichkeit von den FARC entführt wor¬ 
den sei, hatte Aufsehen erregt, endete 
aber peinlich. Tanjas Kommentar war 
damals gewesen, man möge kommen 
um sie zu befreien, sie warte im Ur¬ 
wald mit einem Maschinengewehr auf 
ihre Befreier. Sie ist seit 2002 Teil der 
FARC-Strukturen. 

„Jeder Bürger der Welt hat das Recht 
und die Pflicht seine Solidarität mit 
dem Kampf der Völker auszudrücken“, 
sagt sie in dem Interview. Interessan¬ 
terweise würde immer nur nach ihrem 
Engagement in Kolumbien gefragt; 
dass die USA „eine Klassensolidari¬ 
tät mit Kriegsverbrechern wie Alva- 
ro Uribe (Präsident von 2002-2010)“ 
ausübten, überrasche dagegen nie¬ 
manden. Der Fakt, dass die kolumbi¬ 
anische Regierung spätestens mit dem 
„Plan Patriota“ der Guerilla jede me¬ 
diale Ausdrucksmöglichkeit verwehrt 
habe, führte dazu, dass in den städti¬ 
schen Gebieten, wo der Kontakt mit 
den FARC nicht so direkt ist, viele 
Menschen davon überzeugt worden 


seien, dass die FARC-Kämpfer/innen 
bloße Kriegsmaschinen sind, die die Zi¬ 
vilbevölkerung angreifen - Propagan¬ 
da derer, die am Krieg verdienten. Der 
Kampf der FARC gehe aber um den 
Frieden und man müsse auch in Europa 
ein Bewusstsein darüber schaffen, dass 
die, die den Frieden wollen, weit mehr 
sind als die Kriegstreiber. „Die Waffen 
sind Garantie für das Leben der Gue- 
rilleros, aber sobald es wirkliche politi¬ 
sche, wirtschaftliche und gesellschaftli¬ 
che Teilhabe gebe, werden sie ihre Auf¬ 
gabe verlieren.“ 

Auf die Frage nach ihrer Rolle in Ha¬ 
vanna sagte Tanja Nijmeijer, die in der 
Guerilla den Kampfnamen „Alexand¬ 
ra“ trägt, dass von allen Mitgliedern der 
Delegation immer nur ihr diese Frage 
gestellt würde. Sie sei Guerillera wie an¬ 
dere auch und derzeit sei das Kampfge¬ 
biet die Verhandlung auf Kuba, was für 
sie „paradoxerweise nicht viel Unter¬ 
schied“ ausmache. Sie sei auch nicht die 
einzige Internationalistin in den FARC 
oder in anderen Organisationen in der 
Welt. „Für mich ist das eine moralische 
Pflicht; nicht normal finde ich dagegen, 
da zu sitzen und nichts zu tun!“ Sollte 
es zu einem Friedensschluss kommen, 
sei sie bereit in der kolumbianischen 
Politik mitzuwirken. Alle Guerilleros 
würden schließlich sowohl militärisch 
als auch politisch ausgebildet 

Günter Pohl 


Chrysi Avgi - 
Vorhut des Kapitals 

Lohnkürzungen bei Manesis 

Im Stahlwerk von Aspropyrgos hatte 
der achtmonatige Streik bis zum Juli 
letzten Jahres die Entlassungen und 
Lohnkürzungen nicht verhindern kön¬ 
nen. Nicht zuletzt in den Zweigwerken 
im Bezirk Magnisia nördlich von Athen 
hatten der Stahlbaron Manesis und die 
Regierung im Zusammenspiel mit den 
opportunistischen Gewerkschaftsfüh¬ 
rungen die Beschäftigten von Solidari¬ 
tätsstreiks abhalten können. 

Wenige Monate nach Streikende hat¬ 
te Manesis den Stahlwerkern in Volos 
„zum Dank“ angekündigt, sie hätten 
neben betriebsbedingten Kündigungen 
nun auch dauerhafte Kurzarbeit und 
Lohnsenkungen nach dem Muster von 
Aspropyrgos zu schlucken. Der Unru¬ 
he unter den Stahlarbeitern in den drei 
Betrieben folgte nun der nächste An¬ 
griff des Industriellen auf deren Exis¬ 
tenzbedingungen: Manesis kündigte 
an, die Löhne erneut um 18 Prozent zu 
kürzen - und das, obwohl im Gegensatz 
zu vielen krisengeschüttelten Stahlbe¬ 
trieben in Europa die Auftragsbücher 
in Aspropyrgos und Volos gefüllt sind. 
Von Großaufträgen aus Libyen und 
Algerien wird gesprochen. 4 000 Über¬ 
stunden im Monat maximieren die Pro¬ 
fite des Stahlkapitalisten. 

In diese Zusammenhänge passt das ka¬ 
pitalorientierte Gebaren der faschisti¬ 
schen Szene um Chrysi Avgi. Neben der 
von den Medien interessiert begleiteten 
Hetze gegen Migranten wird deren so¬ 
zialreaktionäres Programm weniger be¬ 
achtet. Kein Wort gegen das Profitsys¬ 
tem, im Gegenteil: Dort, wo die Löhne 
am meisten gekürzt und die Arbeitshet¬ 
ze besonders zugespitzt wird, treten sie 
mit Lohnforderungen auf, die sich an 
den prekären Arbeitsverhältnissen der 
Migranten orientieren. 

Für die Großbauern der Region Mag¬ 
nisia haben sie griechische Landarbei¬ 
ter für 18 Euro Tageslohn „vermittelt“: 
Tor zur Armut, exklusiv nur für griechi¬ 
sche Arbeitskräfte. Zugleich rief Chrysi 
Avgi die Stahlwerker auf, „Verständnis 
für die schwierige Lage“ des Stahlba¬ 
rons zu zeigen und die angekündigten 
Lohnkürzungen zu akzeptieren. 

Das Gewerkschaftsbündnis PAME ver¬ 
sucht seit Monaten, den einheitlichen 
Widerstand gegen das Stahlkapital und 
gegen die Verarmung der Arbeiterklas¬ 
se sowie der bäuerlichen Bevölkerung 
zu entwickeln und mit Geduld die Wut 
und Verzweiflung der Betroffenen in 
organisierten Widerstand zu verwan¬ 
deln. Udo Paulus 

Neuauszählung 
der Duma-Wahl 

Experten: KPRF stärkste Partei 

Eine Expertengruppe des „Zentrums 
für Problemanalyse und staatliche Pla¬ 
nung“ hat die Ergebnisse der Duma- 
Wahlen von 2011 aus den Regionen und 
der Zentralen Wahlkommission erneut 
durchgerechnet. Sie kommt zu dem 
Ergebnis, dass viele Ergebnisprotokol¬ 
le gefälscht wurden. Die reale Wahl¬ 
beteiligung habe nur etwa 50 Prozent 
betragen. Stärkste Partei sei in Wirk¬ 
lichkeit die KPRF mit 25 bis 30 Pro¬ 
zent der Stimmen geworden, „Einiges 
Russland habe dagegen nur 20 bis 25 
Prozent erzielt. Auf Platz drei habe mit 
15 bis 20 Prozent die Partei „Gerechtes 
Russland“ gelegen. 

Bei den Präsidentenwahlen 2012 sei¬ 
en Putin etwa 13 Prozent der Stimmen 
vom Wahlapparat „gutgeschrieben“ 
worden. Er sei aber real auf mehr als 
52 Prozent gekommen und folglich le¬ 
gitimer Präsident. Nach der Expertise 
entfielen auf den KPRF-Vorsitzenden 
Sjuganow etwa 20 Prozent. 

Der Kreml äußerte sich skeptisch zu 
dem Bericht: „Offizielle Wahlergeb¬ 
nisse sollten nicht in Berichten, son¬ 
dern vor Gericht mit konkreten Fakten 
angefochten werden“. Und der Vorsit¬ 
zende der Wahlkommission, Wladimir 
Tschurow, empfiehlt, sich für Kommen¬ 
tare zu dem Bericht an psychiatrische 
Anstalten zu wenden. W.G. 
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Aus der Partei / PV-Tagung 


Einig im Handeln 

Der Parteivorstand beriet am Wochenende in Hannover über 
kommende Aufgaben und wählte ein Sekretariat 


Was ist jetzt zu tun? 

Auszüge aus dem Referat von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, 
auf der i. Tagung des neugewählten Parteivorstandes 


„Wo es ums Eingreifen geht, sind wir 
uns verdammt einig“ , so Patrik Köbe¬ 
le im Schlusswort der konstituierenden 
Tagung des neuen Parteivorstandes, die 
am vergangenen Wochenende in Han¬ 
nover stattfand. Er wünsche sich, dass 
auch das und nicht nur der Streit in der 
Partei ankomme. Zum Eingreifen der 
Partei fasste die erste PV-Tagung drei 
Wochen nach dem ersten Teil des 20. 
Parteitages eine Reihe von Beschlüs¬ 
sen, darunter die Orientierung auf die 
Blockupy-Proteste am 31. Mai und am 
1. Juni in Frankfurt am Main sowie die 
dezentralen Aktionen im Rahmen der 
Kampagne „Umfairteilen“ am 13. Ap¬ 
ril. Der Parteivorstand hielt dazu in sei¬ 
nem Beschluss fest: „Die Forderungen 
der Kampagne ,Umfairteilen 4 können 
in politischen Kämpfen nur ihre Kraft 
entfalten, wenn sie eingebunden sind, in 
die Formierung von Widerstand in den 
Kommunen gegen die Durchsetzung der 
Schuldenbremse.“ Dauerhaft könne das 
zunehmende Ungleichgewicht in der 
Vermögensverteilung zudem nur in der 
Aufhebung der kapitalistischen Eigen¬ 
tumsverhältnisse überwunden werden. 
Noch vor den Aktivitäten allerorts am 
1. Mai orientierte die Tagung natürlich 
auf die Ostermärsche an diesem Wo¬ 
chenende. 

Festgelegt wurde der Termin für den 
3. Tag des 20. Parteitages. Er wird am 
25. Mai in Hannover stattfinden. Die 
Mitglieder des Parteivorstandes be¬ 
schlossen zudem eine Solidaritätserklä¬ 
rung an die zypriotische Schwesterpar¬ 
tei AKEL sowie die Arbeiterklasse und 
das Volk Zyperns und einen Antrag zur 
finanziellen Unterstützung der SDAJ. 
Die konstituierende PV-Tagung hatte 
die Aufgabe ein Sekretariat aus seinen 
Reihen zu wählen. Neben dem bereits 
vom Parteitag gewählten Vorsitzen¬ 
den und seinen Stellverterinnen Nina 
Hager (UZ-Chefredakteurin), Wera 
Richter (Organisationspolitik) und 
dem Stellvertreter Hans-Peter Bren¬ 
ner (marxistische Theorie und Bildung) 
wurden Olaf Harms aus Hamburg für 
den Bereich Betriebs- und Gewerk- 


Der 20. Parteitag und seine bisherigen 
Ergebnisse - sein 3. Tag mit der Ver¬ 
abschiedung der „Antworten der DKP 
auf die Krise“ und weiterer wichtiger 
Anträge steht ja noch aus - ist nicht 
ohne seinen Vorgänger zu verstehen. 
Der 19. Parteitag hatte etwas bis dahin 
noch nicht Dagewesenes getan. Er hat¬ 
te die vom damaligen Sekretariat des 
Parteivorstandes erstellten program¬ 
matischen „Thesen“, als ein offizielles 
Parteidokument abgelehnt, weil es in 
wichtigen Teilen als nicht vereinbar 
oder zumindest in einem Spannungs¬ 
verhältnis zum Parteiprogramm der 
DKP stehend eingeschätzt wurde. Die 
„Thesen“, hatten das politische Selbst¬ 
verständnis anders als unser Partei¬ 
programm und Statut definieren wol¬ 
len: Der Marxismus-Leninismus erhielt 
darin den Anstrich des Dogmatischen. 
Trotz Ablehnung dieser Auffassungen 
durch den 19. Parteitag hielten Tei¬ 
le der alten Parteiführung - auch die 
neue Parteivorsitzende Bettina Jür- 
gensen und ihr Stellvertreter Leo May¬ 
er - an der Substanz der abgelehnten 
„Thesen“, fest. Die Aufgabe der DKP 
als einer Kraft, die politisches Klassen¬ 
bewusstsein und marxistisches Wissen 
zu vermitteln hat, wurde insbesonde¬ 
re von Leo Mayer reduziert auf einen 
gemeinsamen „Lernprozess" innerhalb 
eines „Netzes“ progressiver Bewegun¬ 
gen. Der Marxismus-Leninismus wurde 
als Ausdruck von Starrheit und Ortho¬ 
doxie angesehen. 

Dies musste - ganz im Sinne der Wei¬ 
chenstellung des 19. Parteitages - 
schließlich dazu führen, dass eine neue 
Parteiführung gewählt wurde, die sich 
bewusst in die Kontinuität der Pro¬ 
grammatik der DKP und ihres Selbst¬ 
verständnisses als einer autonomen, 
marxistisch-leninistischen Partei der 
Arbeiterklasse stellt. 


Schaftspolitik, Günter Pohl aus Hat¬ 
tingen als Leiter der Internationalen 
Kommission, Michael Grüß aus Berlin 
für den Bereich Öffentlichkeitsarbeit 
und der bestätigte Bundeskassierer 
Werner Sarbok aus Recklinghausen 
in das Sekretariat gewählt. Zusätzlich 
hat der Parteivorstand eine Reihe von 
Arbeitskreisen und Kommissionen be¬ 
schlossen, darunter die Jugendkommis¬ 
sion unter Leitung von Axel Koppey 
aus Offenbach, die AG Kuba-Solidari¬ 
tät mit der Leiterin Nicole Drücker aus 
Hamburg und die Ostkoordination mit 
Mario Berrios aus Wildau in Branden¬ 
burg als Verantwortlichen. Weitere Be¬ 
reiche wie der Frauenarbeitskreis und 
die Kulturkommission werden auf der 
folgenden PV Tagung besetzt. 

Der Parteivorstand löste Michael 
Maercks aus Berlin als Chefredak¬ 
teur von www. kommunisten.de ab 
und forderte Leo Mayer aus Mün¬ 
chen auf, die Domaine und das Nach¬ 
richtenportal des Parteivorstandes an 
diesen zu übergeben. Mit Mehrheit 
(18 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen, 2 
Enthaltungen) wurden die Beschäf¬ 
tigungsverhältnisse der ehemaligen 
Vorsitzenden Bettina Jürgensen und 
des Bundesgeschäftsführers been¬ 
det. Wera Richter aus Berlin wird 
zum 1. Mai als Hauptamtliche ein¬ 
gestellt. In einer persönlichen Erklä¬ 
rung sprach sich Uwe Fritsch auch aus 
seiner Erfahrung als Betriebsrat ge¬ 
gen die Nichtverlängerung bzw. das 
Auslaufen der Arbeitsverträge aus, 
die er als „zutiefst unsozial“ und als 
nicht vereinbar mit seinen kommu¬ 
nistischen Idealen bewertete. Es sei 
bisher in unserer Partei gute Traditi¬ 
on gewesen, Genossinnen und Genos¬ 
sen, die aus ihrer Funktion ausgeschie¬ 
den sind, an anderer Stelle weiter zu 
beschäftigen. Seine Erklärung sowie 
eine Entgegnung von Patrik Köbele, 
Hans-Peter Brenner und Wera Rich¬ 
ter wird in der PV-Information veröf¬ 
fentlicht und ist unter www.dkp-on- 
line.de/pv zu finden. 

Wera Richter 


In meinem Diskussionsbeitrag auf dem 
20. Parteitag habe ich auf die Aktua¬ 
lität und die neuen Chancen für eine 
auf unserer marxistisch-leninistischen 
Programmatik wirkenden Partei ver¬ 
wiesen und zum Selbstverständnis 
der DKP gesagt: „Sie gründet sich auf 
und arbeitet weiter an der Theorie von 
Marx, Engels und Lenin. Das ist hoch¬ 
aktuell. Ich habe hier die Titelseite des 
Handelsblattes vom 12.10.12 mit dem 
Portrait von Karl Marx. Hier, im Organ 
des Finanzkapitals wird er als der wich¬ 
tigste klassische Theoretiker zum Ver¬ 
ständnis der Krise des Finanzkapitalis¬ 
mus vorgestellt. Das wichtigste klassi¬ 
sche ökonomische Werk überhaupt sei 
das Marxsche „Kapital“. Wenn man das 
sieht und die mittlerweile über 25 wei¬ 
teren Beiträge zur „System"-Serie in 
der SZ verfolgt, dann kann man doch 
nicht anders als zu sagen: Der Mar¬ 
xismus-Leninismus ist so aktuell wie 
kaum in den letzten Jahren.“ 

Ich gehe davon aus, dass wir als neuge¬ 
wählte Parteiführung eine große Ver¬ 
antwortung dafür haben, dass wir uns 
als Gesamtpartei wieder mehr mit den 
Grundlagen unserer Programmatik be¬ 
schäftigen. 

Nicht im Sinne von steriler Text-Exe¬ 
gese und Buchstabengelehrtheit. Der 
„ME 4 besteht nicht aus Buchweishei¬ 
ten, sondern er soll und will - ausge¬ 
hend von den Realitäten der Gegen¬ 
wart und in Anwendung und Weiter¬ 
entwicklung der von Marx, Engels und 
Lenin entwickelten Grundlagen - zum 
Verständnis der Gegenwart des Kapi¬ 
talismus und zur Veränderung der „ver¬ 
steinerten Verhältnisse“ führen. 

Darin sehe ich auch meine eigene zen¬ 
trale Aufgabe im Kollektiv der neuen 
Parteiführung. 

Hans-Peter Brenner 
Stellv. Vorsitzender der DKP 


Im Folgenden dokumentieren wir ei¬ 
nen Auszug aus dem Referat des Vor¬ 
sitzenden der DKP, Patrik Köbele, auf 
der konstituierenden Sitzung des neu¬ 
en Parteivorstandes am 23./24 März in 
Hannover. Das vollständige Referat, 
eingeleitet durch eine Einschätzung 
der aktuellen politischen Situation und 
sich daraus ergebender Aufgaben der 
DKP, steht unter www.dkp.de 

V or drei Wochen war der erste 
Teil unseres 20. Parteitags. Er 
hat in der Generaldebatte 
und mit dem Referat ein Bild auf 
das vorhandene Eingreifen der Par¬ 
tei geworfen und hat deutlich ge¬ 
macht, die DKP ist aktiv und, so 
klein sie ist, sie greift ein. Dabei 
streitet sie sich über grundsätzliche 
Fragen, aber in diesem Streit geht 
die Meinungsbildung durchaus vor¬ 
an. Ein neuer Parteivorstand wurde 
gewählt, auch er ist Ausdruck dieser 
Weiterentwicklung der Meinungs¬ 
bildung. Das finden diejenigen 
nicht gut, die anderer Meinung sind 
und trotzdem ist es Ergebnis eines 
demokratischen Prozesses der Ge¬ 
samtpartei und des Parteitages. 

Der erste Teil des Parteitages hat 
wichtige Beschlüsse gefasst, diese 
meist einmütig und ebenfalls im 
Ergebnis einer demokratischen 
Debatte und Entscheidungsfindung 
und keineswegs, wie leider auch zu 
hören ist, im Vorbeigehen, als Pausen¬ 
füller. (...) Wir haben Beschlüsse zum 
Eingreifen der Partei in die aktuellen 
Kämpfe gefasst, die sich sehen lassen 
können. Sowohl der Beschluss zur Fra¬ 
ge der Arbeitszeitverkürzung, als auch 
der Grundsatzbeschluss zur Kommu¬ 
nalpolitik sind dabei von grundsätzli¬ 
cher Bedeutung und beinhalten eine 
langfristige Orientierung auf die Inte¬ 
ressenvertretung der Arbeiterklasse in 
der Produktions- und Reproduktions¬ 
sphäre. (...) Im Bereich der Kommu¬ 
nalpolitik haben wir dies noch ergänzt 
durch Beschlüsse zur Mietenpolitik - 
aus meiner Sicht und auch angesichts 
der schon vorhandenen Aktivitäten 
der Partei ein zunehmend wichtiges 
Handlungsfeld. Hier haben wir es zu 
tun mit Zwangsumzügen in der Folge 
der Hartz-Gesetze und dem Ausbluten 
der Kommunen, aber auch im Gefolge 
von Spekulation mit Wohnraum. Und 
hier gibt es bereits Aktionsbeispiele 
von großer Breite, sie reichen von der 
Verhinderung bzw. dem Kampf gegen 
Zwangsräumung in Berlin bis zur kon¬ 
tinuierlichen Interessensvertretung in 
Mietervereinen, wie zum Beispiel in 
Essen. Der Ansatz diese verschiedenen 
Erfahrungen auszuwerten und zusam¬ 
menzubringen, den müssen wir unbe¬ 
dingt umsetzen. 

Dann hat der Parteitag etwas nicht 
beschlossen, was aber durchaus auch 
zu unterschiedlichen Interpretationen 
führt. Er hat nicht beschlossen, den 
Beschluss des alten Parteivorstands 
zu den Bundestagswahlen zu verän¬ 
dern. Dieser alte Beschluss beinhaltet 
das inhaltliche Eingreifen der Partei in 
den Wahlkampf und die Orientierung 
auf Erststimmen- also Wahlkreiskan¬ 
didaturen. Einer Ausweitung dieses 
Beschlusses auf den Kampf um Lan¬ 
deslisten mochte der Parteitag nicht 
folgen. Ich glaube, das ist meine Inter¬ 
pretation, weniger weil er dies generell 
nicht wollte, sondern einerseits wegen 
des Zeitproblems - zwischen Partei¬ 
tag und Bundestagswahlen lagen ge¬ 
rade sechs Monate - und wegen der 
Koppelung an die Beschlussfassung 
des Leitantrags, die wir ja noch nicht 
geschafft haben. 

Jetzt mag ich mit meiner Interpretati¬ 
on falsch liegen. Dies muss und wird 
sich aber aus meiner Sicht in der Fra¬ 
ge zeigen, wie wir die Europawahlen 
2014, die Kommunal wählen 2014, die 
in den Bundesländern Bayern, Baden- 
Württemberg, Brandenburg, Mecklen¬ 
burg-Vorpommern, NRW, Rheinland- 
Pfalz, Saarland, Sachsen, Thüringen 
und Hamburg stattfinden und die Be¬ 


triebsratswahlen 2014 vorbereiten. Auf 
alle diese Wahlen müssen wir JETZT 
beginnen uns vorzubereiten und nicht 
dann, wenn es zu spät ist. Für die Eu¬ 
ropawahlen und die Kommunalwahlen 
2014 möchte ich zumindest meine Po¬ 
sition zur Diskussion stellen. Bei der 
Europawahl bin ich eindeutig für eine 
eigenständige Kandidatur der DKP mit 
den Positionen, wie wir sie mit der end¬ 
gültigen Beschlussfassung des Leitan¬ 
trags haben werden. Bei den Kommu¬ 
nalwahlen bin ich dafür, an möglichst 


vielen Orten entweder mit gleichbe¬ 
rechtigten Bündnissen oder mit der 
Kandidatur der DKP einzugreifen. (...) 
Jetzt komme ich noch zu zwei Punk¬ 
ten, bei denen es aus meiner Sicht eine 
Legendenbildung um den ersten Teil 
des Parteitags gibt. Es wird behauptet 
der Parteitag habe einen programma¬ 
tischen Bruch mit den bisherigen Aus¬ 
sagen der DKP zur Krise und zu den 
Gewerkschaften beschlossen. Interes¬ 
sant ist, dass ich bislang noch nirgends 
gehört habe, wo, an welchem Beschluss 
sich das festmachen lässt. Wenn das 
aber nicht an Beschlüssen nachgewie¬ 
sen werden kann, dann bleibt es eine 
Legende und zwar eine, die mit ihrer 
Verbreitung der Partei nicht nützt, son¬ 
dern schadet. Zur Gewerkschaftsfrage 
habe ich das bereits im Schlusswort auf 
dem Parteitag deutlich gemacht. Zur 
Krisendefinition bin ich gerne ebenso 
bereit das auszuargumentieren. (...) 
Nicht geschafft haben wir die komplet¬ 
te Behandlung des Leitantrags, rund 80 
der über 200 vorliegenden Änderungs¬ 
anträge haben wir behandelt. Den Rest 
hat der Parteitag per Beschluss auf ei¬ 
nen dritten Tag verschoben. Das gibt 
den Delegierten, aber auch der Partei 
insgesamt, Zeit sich auch mit dem von 
Hans-Peter Brenner entworfenen Än¬ 
derungsantrag, der die Berliner Hand¬ 
lungsorientierung mit der Handlungs¬ 
orientierung des Ursprungsantrags zu¬ 
sammenführt, zu befassen. (...) 

Klar muss uns sein, dass wir unsere 
Meinungsunterschiede nur in einer 
Kombination aus theoretischen Debat¬ 
ten und praktischem Handeln überwin¬ 
den können. Deswegen sollten wir auch 
unser Hauptaugenmerk darauf richten, 
wie wir genau das anpacken. Wir schla¬ 
gen Euch folgende Dinge vor: 

1) Wir sollten sehr schnell ein Material 
erarbeiten, mit dem unsere Gliederun¬ 
gen langfristig daran arbeiten können, 
die Forderung nach der 30-Stunden- 
Woche bei vollem Lohn- und Perso¬ 
nalausgleich ins Bewusstsein der Ar¬ 
beiterbewegung zu tragen. 

2) Wir halten es für richtig und notwen¬ 
dig die Frage unserer Gewerkschafts¬ 
politik auch theoretisch zu diskutieren. 
Wir schlagen vor, im Herbst zu diesem 
Thema eine theoretische Konferenz 
durchzuführen. Dies sollten wir durch¬ 
aus in Verbindung zum 45. Jahrestag 
der Neukonstituierung der DKP set¬ 
zen und dabei auch die Kontinuität 
von KPD und DKP mit einem diffe¬ 
renzierten Blick auf die Erfolge und 
Rückschläge unserer Gewerkschafts¬ 
politik verbinden. 


3) Wir sollten mit dieser PV-Tagung 
bereits Signale geben, was das enge 
Verhältnis von DKP und SDAJ be¬ 
trifft. Ganz konkret wollen wir sehr 
zügig ein erstes Gespräch zwischen 
dem neuen Sekretariat, das wir auf 
dieser PV-Tagung wählen wollen 
und der Bundesgeschäftsführung 
der SDAJ zur Organisierung der Zu¬ 
sammenarbeit führen. Wir sollten 
darum ringen, dass möglichst viele 
PV-Mitglieder an den Pfingstcamps 
der SDAJ teilnehmen und wir sollten 
in den Kreisen und Gruppen für 
die Teilnahme vieler Genossinnen 
und Genossen werben. Dies gilt 
auch für die noch laufende Veran¬ 
staltungsreihe der SDAJ zur Soli¬ 
darität mit den Cuban 5. Es liegt 
Euch ein Antrag vor, mit dem wir 
beschließen wollen einen Dau¬ 
erspenderkreis aufzubauen, mit 
dem wir die SDAJ auch finanzi¬ 
ell unterstützen können. (Siehe 
Seite 15) 

4) Im Bereich der Parteibildung und 
der ideologischen Arbeit stehen wir 
vor drei miteinander verbundenen 
Aufgaben: Wir müssen die Reorga- 
nisationeunserer Bildungsstruktu¬ 
ren in den Bezirken und zunächst 
auf der Ebene des Parteivorstands 
| und der Bezirksvorstände durch die 
I Einrichtung einer funktionsfähigen 
I Bildungskommission durchführen. 
Die inhaltliche Schwerpunktset¬ 
zung der Parteibildungsarbeit muss 
mit Nachdruck auf die Vermittlung 
von Grundlagenwissen für die Mehr¬ 
heit der Mitglieder in allen drei Be¬ 
standteilen des Marxismus-Leninis¬ 
mus gesetzt werden: materialistische 
Philosophie, politische Ökonomie des 
modernen Monopolkapitalismus/Im- 
perialismus und revolutionäre Strate¬ 
gien und Taktik. Es muss dabei zum 
A&O unserer Bildungsmaterialien 
und Bildungsveranstaltungen gehören, 
dazu die Kernaussagen der Klassiker¬ 
texte im Original zu studieren und zu 
diskutieren und diese mit Daten, Fak¬ 
ten und Analysen unserer Zeit zu un¬ 
terlegen. 

Zu diesen Themen muss es - wie auch 
generell für die Durchführung von 
Grundlagenschulungen - auch zu einer 
stärkeren Kooperation mit der Karl- 
Liebknecht -Schule kommen. 

5) Zum Jahreswechsel 2013/2014 steht 
als organisationspolitische Herausfor¬ 
derung die Neuausgabe der Mitglieds¬ 
bücher vor uns. Gleichzeitig gibt es An¬ 
regungen, eine Kampagne/Aufgebot 
zur Stärkung der Partei durchzuführen. 
Das Ganze gehört natürlich zusammen 
mit den Überlegungen und Anträgen 
zur Durchführung eines UZ-Presse- 
fests im kommenden Jahr. All das ist 
heute noch nicht entscheidungsreif, 
muss es aber schnell werden. Deshalb 
schlagen wir Euch vor, die kommende 
PV-Tagung, die noch vor den Sommer¬ 
ferien stattfindet, unter den Schwer¬ 
punkt dieser Fragestellungen zu stellen. 

6) Wir schlagen vor, eine Ost-Koor¬ 
dination im Parteivorstand zu bilden. 
Diese soll vor allem der Hilfe beim 
Aufbau und der Weiterentwicklung un¬ 
serer Parteigliederungen im Osten die¬ 
nen. Bis zum Herbst soll sie auch einen 
Beschluss Vorschlag entwickeln, wie wir 
zu funktionierenden Bezirksorganisati¬ 
onen kommen. 

7) Wir wollen zügig mit dem Rotfuchs 
und der jungen Welt ein Gespräch über 
die Zusammenarbeit führen. Dies be¬ 
trifft die Zusammenarbeit zwischen 
den Zeitungen, aber durchaus auch sol¬ 
che Fragen, wie die Rosa-Luxemburg- 
Konferenz und die Zusammenarbeit 
zwischen der Partei und den Rotfuchs- 
Vereinen. 

8) Zur Umsetzung der vom Parteitag 
gefällten Beschlüsse zum Thema Kom¬ 
munalpolitik und speziell Wohnen und 
Miete möchten wir die Bezirke Ham¬ 
burg, Berlin und Ruhr-Westfalen bitten, 
uns möglichst bis zum Mai einen Vor¬ 
schlag zu erarbeiten, wie wir hier Im¬ 
pulse für das stärkere Eingreifen der 
Partei geben können. 


Besinnung auf das „K“ 

Zur Auswertung des 20. DKP-Parteitages 
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Britische Militärstützpunkte 


Bilder oben: Die Teilung trifft das Land nach wie vor hart. Nach der türkischen 
Invasion flohen 160 000 Menschen in den weniger fruchtbaren Süden. Eine 
UN-Pufferzone („Green Line“) wurde eingerichtet. Bis heute - bald 40 Jahre nach 
der türkischen Invasion - ist das Schicksal vieler griechischer Zyprioten aus dem 
Norden nicht geklärt... 

Bilder unten: Die Menschen in der Republik Zypern wehren sich gegen das 
Diktat der Troika. 





Für das werktätige Volk Zyperns 

... steht die AKEL auch in den gegenwärtigen Auseinandersetzungen 


I m August 1926 wurde die Kommu¬ 
nistische Partei Zyperns (KKK) ge¬ 
gründet. Sie trat von Anfang an für 
die Unabhängigkeit von Zypern ein 
und lehnte die Hauptforderung der 
meisten griechischen Zyprioten nach 
der „Enosis“ (Vereinigung der mehr¬ 
heitlich von Griechen bewohnten Ter¬ 
ritorien mit dem griechischen Staat) ab. 
Nach nationalen Aufständen und den 
ihnen folgenden Einschränkungen der 
Bürgerrechte durch die britische Ko¬ 
lonialverwaltung wurde die KKK 1931 
verboten. 

1941 gründeten unter anderem auch 
führende Mitglieder der KKK im Un¬ 
tergrund die AKEL („Fortschrittspar¬ 
tei des werktätigen Volkes“). 1944 wur¬ 
de die KKK mit der AKEL vereint. Die 
antifaschistische AKEL unterstützte 
die Beteiligung Zyperns am Zweiten 
Weltkrieg und an der Befreiung Völ¬ 
ker Europas vom faschistischen Joch. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 
der antikoloniale Kampf für die Unab¬ 
hängigkeit Zyperns zum Hauptschwer¬ 
punkt ihrer Politik. Sie orientierte da¬ 
bei aber immer auf den antiimperialis¬ 
tischen Kampf und auf Klassenkampf. 


Die Unabhängigkeit Zyperns feier¬ 
te die AKEL als Erfolg eines harten 
Kampfes, vergaß dabei aber nicht den 
langen Weg und die vielen Schwierig¬ 
keiten, die Zypern noch bevorstanden. 
Obwohl die AKEL der Politik des ers¬ 
ten Präsidenten Makarios in den meis¬ 
ten Punkten nicht zustimmte, gehörten 
ihre Mitglieder zu jenen, die 1974 unter 
Einsatz ihres Lebens für die Demokra¬ 
tie in den Kampf zogen - gegen die fa¬ 
schistische griechische Militärjunta auf 
der einen Seite und gegen türkische In¬ 
vasoren auf der anderen Seite. 

Seitdem setzt sich die AKEL für eine 
friedliche Lösung der Zypernfrage ein. 
Sie fordert den Abzug der türkischen 
Besatzungsmacht und die Wiederverei¬ 
nigung Zyperns. Sie fordert aber auch 
die Gleichstellung von türkischer und 
griechischer Gemeinde innerhalb einer 
zypriotischen Föderation. Den Annan- 
Plan zur Wiedervereinigung sah die 
AKEL als Grundlage für weitere Ver¬ 
handlungen an, erkannte aber auch die 
Schwächen, die in ihm lagen - vor allem 
die Bevorteilung der türkischen Posi¬ 
tionen. Da es allerdings seitens der UN 
keinerlei Bereitschaft gab, Vorschläge 


der AKEL anzuhören, sah diese sich 
gezwungen zur Ablehnung des Planes 
aufzurufen. 

Den Beitritt der Republik Zypern zur 
EU am 1. Mai 2004 befürwortete die 
AKEL als Möglichkeit neue Wege zur 
Lösung der Zypernfrage zu finden - 
aber ohne sich Illusionen darüber zu 
machen, dass die EU und die führen¬ 
den Mächte in der EU natürlich auch 
eigene Interessen mit dem Beitritt Zy¬ 
perns (etwa die Sicherung der EU-Au¬ 
ßengrenze) verfolgen. 

Nach wie vor ist die Wiedervereini¬ 
gung Zyperns eines der Hauptziele 
der AKEL - eine Wiedervereinigung, 
die sowohl den türkischen als auch den 
griechischen Zyprioten gerecht wird. 
Die AKEL und ihre Jugendorganisa¬ 
tion EDON (siehe das Foto oben von 
den aktuellen Protesten) stehen heute 
in vorderster Linie beim Widerstand 
gegen die Kürzungs- und Erpressungs¬ 
politik der Troika und der eigenen kon¬ 
servativen Regierung 
(Siehe UZ vom 22. März, Seiten 1 und 6, 
siehe in dieser Ausgabe Seite 1 und Seite 
6). MHad 


Solidarität mit der Arbeiterklasse und dem Volk von Zypern 

An das ZK der AKEL 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

der Parteivorstand der DKP sendet Euch von seiner ersten, konstituierenden Sitzung nach unserem 20. Par¬ 
teitag brüderliche und schwesterliche Grüße. 

Mit großer Sympathie verfolgen wir aus einem der imperialistischen Hauptzentren der EU den Abwehrkampf 
der Werktätigen Zyperns gegen das erpresserische Diktat des Internationalen Währungsfonds, der Europäi¬ 
schen Zentralbank und der Europäischen Kommission, welche im Bunde mit der neuen Rechtsregierung Eures 
Landes die Folgen der tiefen Krise des Finanz- und Monopolkapitalismus auf die breiten Massen abwälzen will. 
Die Politik der„Troika“ steht in derTradition der kolonialistischen und neokolonialistischen Unterdrückung 
und Ausbeutung Zyperns. Sie richtet sich gegen die nationale Souveränität der vom Imperialismus in ökono¬ 
mischer und politischer Abhängigkeit gehaltenen Staaten und Völker an der Peripherie, die zu Dienstleistern 
und Absatzmärkten für diese kapitalistischen Großmächte degradiert werden sollen.Die Krise des europä¬ 
ischen Finanz-, Banken und Währungssystems ist nicht einfach das „Versagen“ einzelner Politiker Finanz¬ 
institute oder von „gierigen Managern“. Sie ist Ausdruck der Gesetzmäßigkeiten des Kapitalismus, und die 
geplanten Schritte zur Eindämmung der Krise bewegen sich ebenfalls in der Logik des Kapitalismus, die da 
lautet: Gewinne privatisieren und Verluste „sozialisieren“. 

Der Widerstand des zypriotischen Volkes gegen die asoziale Anmaßung auch die Bezieher kleiner Einkom¬ 
men und Besitzer nur kleiner Sparguthaben für die Krise des kapitalistischen Finanz- und Bankensystems 
haftbar zu machen, hat einen ersten Teilerfolg erzielt. 

Unter dem Druck der von der AKEL, EDON, PEO, POGO, EKA und anderer fortschrittlicher Organisationen ent¬ 
wickelten Massenprotesten und Großdemonstrationen hat das zypriotische Parlament die ursprünglichen 
Pläne der Rechtsregierung gestoppt. 

Dies ist eine wichtige Botschaft für alle Völker Europas: Der Widerstand und Protest gegen die anmaßenden 
und antisozialen Pläne dervom deutschen Imperialismus dominierten Politikder EU ist nicht vergeblich. Die 
Aktionseinheit der Arbeiterbewegung und das Bündnis mit den breiten nichtmonopolistischen Schichten 
des Volkes können zu Kurskorrekturen zwingen. 

In diesem Kampf stehen wir deutschen Kommunistinnen und Kommunisten an der Seite der AKEL und der 
anderen progressiven Kräfte Zyperns. 

Wir fühlen uns ermutigt, den Widerstand im eigenen Land gegen die asoziale Politik der Merkel-Schäuble- 
Rösler-Regierung fortzusetzen und zu intensivieren. Denn auch in der BRD leiden die Werktätigen unter der 
antisozialen Offensive des Monopolkapitals, vertieft sich die Kluft zwischen Arm und Reich, bangen die ar¬ 
beitenden Menschen um die Sicherheit ihrer Arbeitsplätze und Ersparnisse. 

Wir bekunden Euch unsere Solidarität und wünschen Euch weitere Erfolge. 

Es lebe der proletarische Internationalismus! 

Parteivorstand der Deutschen Kommunistischen Partei 
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und Ohnmacht in Bewegung 

Zwei Buchempfehlungen von Lothar Geisler 


Macht 


Der gut situierte , gebildete und (mehr oder 
weniger) durchsetzungsfähige „Wutbürger“ 
und die (mehr oder weniger) bewegten Er¬ 
werbslosen sind Gegenstand zweier Neuer¬ 
scheinungen, die ich -über Detailkritik hin¬ 
weg - allen politisch aktiven UZ-Leserlnnen 
empfehlen möchte, die nicht nur genauer wis¬ 
sen wollen, was in den verschiedensten sozia¬ 
len Bewegungen los ist, sondern auch ihr Ver¬ 
hältnis zu diesen sozialen Bewegungen und 
die eigene mögliche Rolle als Kommunistin¬ 
nen in ihnen bestimmen wollen, - fundiert, 
differenziert und präzise. Das eine Buch ist 
die BP-Gesellschaftsstudie von Franz Wal¬ 
ter „Die neue Macht der Bürger - Was moti¬ 
viert die Protestbewegungen? “ und das ande¬ 
re: „Dreißig Jahre Erwerbslosenprotest“ von 
Harald Rein. 

„Spätestens zwischen 2015 und 2035 werden sich 
Hunderttausende hochmotivierter und rüstiger 
Rentner mit dem gesamten Rüstzeug der in den 
Jugendjahren reichlich gesammelten Demonst¬ 
rationserfahrungen in den öffentlich vorgetra¬ 
genen Widerspruch begeben.“ (S. 9f.) Der von 
den Medien so getaufte „Wutbürger“ ist bei al¬ 
lem Auf und Ab des Widerstandes offensichtlich 
kein Schmetterling, der nur einen Sommer lebt. 


den Beobachtung“ der Bürgerstimmung, könne 
das Internet stärker als „Seismograph für die öf¬ 
fentliche Meinung“ dienen. Auch andere Fachleu¬ 
te für „Strategische Kommunikationsberatung“ 
empfehlen das Buch als „Pflichtlektüre für alle 
Kommunikatoren“ rund um Großprojekte oder 
kritische Themen. Ich möchte ergänzen: auch für 
alle kommunikativen Kommunistinnen, die ja ei¬ 
gene Schlussfolgerungen aus der Pflichtlektüre 
ziehen können. 

Was hat BP untersuchen lassen? 

Zuerst einmal: nicht auf dem Arbeitszettel stan¬ 
den die „in der Protestgeschichte schon beinahe 
etablierten Ostermärsche, die Aktivitäten der 
Friedens- sowie Umweltbewegung oder die De¬ 
monstrationen gegen Rechtsextremismus“ (S. 18), 
also das politische Terrain auf dem auch wir Kom¬ 
munistinnen als Teil der Arbeiterbewegung tradi¬ 
tionell zuhause sind, uns auskennen, unumstritten 
aktiv, mitgestaltend und anerkannt in Bewegung 
sind. Gleichwohl betont die Studie die Spät- und 
Fernwirkungen dieser, auch früherer Protestbe¬ 
wegungen und Kämpfe für die heutigen, (siehe 
auch Kasten ) 

Auf dem Arbeitszettel von BP standen neuere, 
aktuelle Bewegungen und Initiativen. Konkret 
folgende: Bürgerproteste an und um den öffent¬ 
lichen Raum, Infrastruk¬ 
tur und Stadtentwicklung, 
(konkret das Netzwerk 
.Recht auf Stadt“ in Ham¬ 
burg, die vorerst gescheiter¬ 
te Bewegung gegen das Bahn¬ 
hof sprojekt Stuttgart 21 und das 
erfolgreiche Bündnis gegen die 
Flughafenerweiterung in Mün¬ 
chen); Bürgerproteste gegen 
Bauprojekte im Zuge der Ener¬ 
giewende (Geothermie, Strom- 
trassen, Windparks); Proteste 
im Bereich der Bildungspolitik, 
die Anti-Atomkraft-Bewegung, 
Occupy und andere systemkri¬ 
tische Proteste, Anti-Euro-Pro- 
teste, Protestkampagnen im und 
ums Internet (Stichwort ACTA) 
und sogar Satirische Protest¬ 
gruppen am Beispiel von DIE 
PARTEI und „Front deutscher 
Äpfel“. Ins Auge springt: die sehr 
breiten Bürgerproteste gegen 
das umstrittene Fracking - für 
Ölkonzern wie BP ja nicht ganz 
uninteressant - kommen in der 
Veröffentlichung nicht vor. 



Bürgerinnen demonstrieren gegen Bankenherr¬ 
schaft und Windparks, Stromtrassen, städtische 
„Leuchtturmprojekte“ aller Art, bei denen sie 
ihre Interessen berührt, übergangen, missachtet 
sehen. Verständlich also, dass sich Politiker, Pro¬ 
jektmanager und Profiteure für die Motive, Wert¬ 
vorstellungen, Haltungen und Biografien dieser 
widerständigen Bürgerinnen interessieren.* Na¬ 
türlich um Gefährdungspotenziale für ihre kon¬ 
kreten Projekte, als auch ihr krisengeschütteltes 
System zu erkunden; natürlich, um daraus stabili¬ 
sierende Schlussfolgerungen zu ziehen; natürlich 
orientiert an den eigenen Profit-und Machtinte¬ 
ressen. Der Ölkonzern BP hat also eine eigene 
„BP-Gesellschaftsstudie“ initiiert und finanziert. 
Das Göttinger Institut für Demokratieforschung 
um Professor Franz Walter war gern zu Diensten. 
Die Ergebnisse sind -anders als sonst meist üb¬ 
lich- nicht in einem Fachverlag für akademische, 
wirtschaftliche oder politische Insider erschienen, 
sondern - wohl wegen erwünschter Breitenwir¬ 
kung - verständlich formuliert als bezahlbares Ta¬ 
schenbuch bei Rowohlt. 

„Pflichtlektüre für Kommunikatoren“ 

Auf der Webseite der „Gesellschaft für Projekt¬ 
management“ lobhudelt Professor Dr. Heinz 
Schelle: „Eine Stakeholderanalyse von einem 
Detaillierungsgrad wie ich ihn noch nie vorher 
gesehen habe. Verglichen damit sind alle bisheri¬ 
gen Untersuchungen ... geradezu grobschlächtig 
zu nennen. Die Resultate sind teilweise verblüf¬ 
fend“. (Stakeholder meint „Betroffene“ mit ihren 
Interessen, Ansprüchen, Erwartungen) Schelle rät 
seiner Klientel in Politik und Wirtschaft („wollen 
wir nicht, dass wichtige Projekte auf der Strecke 
bleiben“): Bei großen Projekten genüge es nicht, 
„als Stakeholder die inhomogene Masse der Be¬ 
völkerung zu identifizieren. Es sind Stakeholder¬ 
analysen von größerem Feinheitsgrad notwen¬ 
dig.“ Nur so lasse sich auch die „Kommunikati¬ 
onspolitik stärker auf verschiedene Zielgruppen 
abstimmen“. Informationen müssten „verständ¬ 
lich, früh und nicht scheibchenweise bereitgestellt 
werden“. Und: „bei der frühen Identifikation von 
verschiedenen Gegnergruppen“ und der „laufen¬ 


Aktivistinnen an der Zunge gezogen 

Das Team um Professor Walter hat sich im ersten 
Halbjahr 2012 auf den Weg gemacht, um für sei¬ 
ne großangelegte Studie den „zentralen Akteu¬ 
ren und Aktivisten“ solcher Protestbewegungen 
zwischen Hamburg und München an der Zunge 
zu ziehen. Seine Fragen u.a.: Was motiviert die 
Protestler? Was treibt sie an? Welche Ressourcen, 
Wissensbestände und Routinen bringen sie mit 
ein? Welche zurückliegenden Erfahrungen ha¬ 
ben sie gemacht? Wie wirken sich die aus? Gibt 
es Lernprozesse, die sich tradieren lassen? Welche 
Vorstellungen von Demokratie, Parteien, Politik 
und Gesellschaft leiten die Aktivisten? Was ver¬ 
binden sie mit zentralen Werten wie Verantwor¬ 
tung, Gerechtigkeit, Gleichheit oder auch Frei¬ 
heit? Und schließlich ermittelten sie auch, wie 
sie sich organisieren, wie sie Entscheidungen ... 
treffen, welche Hierarchien, Strukturen und Or¬ 
ganisationsrealitäten sich ausbilden und wie sie 
Erfolge und Niederlagen verarbeiten. 

Die Methoden: teilnehmende Beobachtungen auf 
Demonstrationen und Versammlungen, Einzelin¬ 
terviews (insgesamt 80) und arrangierte Gruppen¬ 
gespräche (insgesamt 18) mit insgesamt rund 200 
„Trägern zivilgesellschaftlichen Protestes“. Dabei 
kamen 1300 Seiten transkribiertes Material her¬ 
aus, das dann analytisch aufgearbeitet und zu ei¬ 
nem 350 Seiten starken Buch verdichtet wurde. 
Anmerkung: Dass „Bürgerprotest“ heute - anders 
als vor 30, 40 Jahren - völlig normal, aber nicht 
automatisch „links“ oder „fortschrittlich“ ist, illus¬ 
trieren insbesondere die Einzelstudien zum bür¬ 
gerlichen Widerstand gegen die Bildungsreform 
in Hamburg und zum Euro-Protest von „Bünd¬ 
nis Bürgerwille“, „Bürgerkonvent“, „Liberaler 
Aufbruch“ etc. 

Verkürztes Medienecho 

Ob und in welchem Maße die Studie wissen¬ 
schaftlich tragfähig, aussagekräftig und repräsen¬ 
tativ ist, darüber wird gestritten. „Die Welt“ sieht 
die Studie auf „dünner Basis“ stehen und poltert 
mit (r)echtem Beißreflex: „Das ist schon mehr 
als ein Hauch linker Fliegenbeinzählerei. Eine 
Art Schmetterlingsforschung, die nur an wenigen 


Stellen dem prinzipiellen Anspruch kritischer Ge¬ 
sellschaftswissenschaft genügt.“ (Reinhard Mohr, 
7.2.2013) Sei’s drum. Interessant, Horizont erwei¬ 
ternd und Diskussionen anregend ist die Lektüre 
auf jeden Fall. Spannend fände ich übrigens auch 
zu erfahren, was die durchleuchteten Aktivistin¬ 
nen selbst zu den Ergebnissen bzw. der interpre¬ 
tierenden Darstellung ihrer „Kohorte“ sagen. 

Die Medien haben sich auf die Studie gestürzt, 
aber nur sehr verkürzt, schlaglichtartig und ein¬ 
dimensional auf ganz wenige Ergebnisse konzen¬ 
triert. Da lohnt auf jeden Fall genaueres Hingu¬ 
cken, selber Nachlesen und Abgleichen mit eige¬ 
nem Wissen, eigener Bewegungserfahrung. „Der 
deutsche Protest ist alt, klug und männlich“ (dpa), 
„Der Wutbürger ist um die 60, wohlhabend und 
hat viel Zeit“ (Immobilienzeitung), „Wutbürger 
machen das Regieren schwieriger“ (greenpeace 
magazin), „Die neuen engagierten Demonstran¬ 
ten sind vor allem Bildungsbürger, eher Männer 
und älter, sie haben meist ein geregeltes Einkom¬ 
men und sind oft in technischen Berufen tätig.“ 
(spiegel-online) „Unterschicht bei Bürgerprotes¬ 
ten kaum vertreten“ (Handelsblatt und Stern, der 
lieber für „Kleine Leute“ schreibt.) 

Ganz buchstäblicher Bürgerprötest? 

Rentner und Pensionäre prägen freilich nicht 
überall das Bild, wenn Bürger aufbegehren, belegt 
die Studie, was für Aktivisten ja keine Neuigkeit 
ist. Im Bildungsbereich seien überwiegend Frau¬ 
en aktiv. Ironische Happenings der „satirischen 
Oppositionskonventikel“ begeistern vor allem die 
sonst im Protestspektrum eher rar vertretenen 
Vierundzwanzig- bis Vierzigjährigen. Noch jün¬ 
ger präsentiere sich die „Schwarmintelligenz im 
Internet“. Hier scheine sich geradezu „eine neuar¬ 
tige Schülergeneration mit originären Protestfor¬ 
men und politischen Anliegen zu formieren. Wir 
treffen, kurzum auf viele Vierzehn- bis Zwanzig¬ 
jährige. Ein wenig älter, aber ebenfalls vom Ru¬ 
hestand noch einige Jahrzehnte entfernt sind die 
Campisten von Occupy.“ Hier finde man freilich 
auch „etliche Altkader des linken Radikalismus, 
die seit den siebziger Jahren zwischen den Orten 
wechselnder Systemunzufriedenheit vagabun¬ 
dierten, um die Aktionen zu steuern und weltan¬ 
schaulich auf Kurs zu bringen“, so Franz Walter im 
Abschlusskapitel „Bürgerlichkeit und Protest in 
der Misstrauensgesellschaft“. Sein Resümee: Der 
Bürgerprotest der jüngsten Zeit sei „ganz buch¬ 
stäblich ein Protest von Bürgern im soziologischen 
Sinne“. Statt der „Auseinandersetzung zwischen 
Kapital und Arbeit“ beherrschten heute „vielfach 
innerbürgerliche Kontroversen“ die Konfliktkul¬ 
tur der kapitalistischen Gesellschaft. Nicht dieje¬ 
nigen, „die am stärksten Opfer der ökonomischen 
Umstrukturierungen und staatlich implementier¬ 
ten Sozialstaatskürzungen geworden sind“, gingen 
auf die Barrikaden, sondern „vornehmlich Bür¬ 
ger mit hoher Bildung, ordentlichem Einkommen, 
vielseitigen sozialen Kontakten, anspruchsvollen 
Berufstätigkeiten“. Anmerkung: Die ja an sich 
auch zur Klasse der arbeitenden und abhängig Be¬ 
schäftigten gehören, „ehrbare kleine Leute, nicht 
mehr mit von der Partie“. 

Neu sei keineswegs, dass „aus Verelendung und 
bitterer Armut nicht die Kraft und der Plan für 
eine radikale und zäh betriebene Insurrektion 
(d.h. Aufruhr) erwachsen.“ Aber neu sei doch, im 
Vergleich zum 20. Jahrhundert, „dass die Schicht 
dazwischen, gewissermaßen die ehrbaren klei¬ 
nen Leute mit respektablen Qualifikationen für 
die manuelle Arbeitswelt, nicht mehr mit von der 
Partie sind, wenn Staatsbürger sich zusammen¬ 
schließen, um sich öffentlich zu verweigern.“ Da¬ 
bei „erweitert sich die Kluft zu den Zugehörigen 


Zum Nachdenken 

„Schon aus der Geschichte wissen wir, dass 
es zur Revolte vor allem dort kommt, wo der 
Protest eine Vorgeschichte hat. In der Kul¬ 
tur der Aufständigkeit herrscht offensichtlich 
in den Nationen ebenfalls eine Pfadabhän¬ 
gigkeit. Erfolgreiches Aufbegehren ermutigt 
auch die nächste Generation zum aktiven 
Widerstand und zur radikalen Kritik an den 
Verhältnissen.... Eine lange zurückreichende 
Familientradition des Protests ist Polster und 
Ausgangsort für die jeweils Heranwachsen¬ 
den, widerständige Lebensformen und Hand¬ 
lungsweisen als selbstverständlich auch für 
die eigene Lebensgeschichte anzusehen. Die 
Revolten werden immer weiter erzählt, be¬ 
gründen einen familieneigenen oder ortsspe¬ 
zifischen Mythos, sind verflochten mit Wert¬ 
maßstäben und Sozialisationsnormen, die von 
Gerechtigkeitsmaximen bis zu Solidaritätser¬ 
wartungen reichen und bereits den Kindern 
Sinn und Ziel eines an Prinzipien orientierten 
Lebens vermitteln sollen. Das trifft in erster 
Linie für explizit politische und weltanschau¬ 
liche, in aller Regel eher von linken Einstel¬ 
lungen motivierte Bewegungen zu. Ihre histo¬ 
rische Konstanz ist oft beträchtlich. Denn ein 
wertgebundenes Engagement hat, so zeigen 
auch Forschungen in der Psychologie, eine 
größere Stabilität und Dauer als eine reine in¬ 
teressengeleitete, nutzenorientierte Aktivität. 
Wesentlich ist zudem, dass die proklamierten 
Werte in verlässlichen Gemeinschaften über¬ 
zeugend vorgelebt worden sind.“ 

Aus Franz Walter „Die neue Macht der Bür¬ 
ger“ (Seite 320) 

Das Buch ist bei Rowohlt erschienen, hat 346 
Seiten und kostet 16,95 Euro. Erhältlich auch 
beim Neue Impulse Versand, Hoffnungstr.18, 
45127 Essen. Tel.: 0201-2486482; E-Mail: 
info@neue-impulse-verlag.de 

nichtakademischer Schichten... Die neue Partizi¬ 
pationsdemokratie fördert keineswegs die zivilge¬ 
sellschaftliche Integration, sie öffnet vielmehr die 
Schere zwischen ,unten 4 und ,oben 4 noch mehr, 
vertieft also die soziale Ungleichheit, statt sie 
einzudämmen. Im Akt der Partizipation und des 
aktiven, professionalisierten Protestes steckt gar 
ein Katalysator der UngleichheitsVerschärfung.“ 
(S. 309f.) Anmerkungen: ist ja kein Naturgesetz; 
ist auch nicht in allen Bewegungen in gleichem 
Maße so, wie insbesondere manch Stadteilinitia¬ 
tive belegt; muss auch nicht so bleiben, wenn da 
(klassen)bewusst gegengesteuert wird für ein „gu¬ 
tes Leben für alle“ und wirkliche Demokratie, was 
ja für uns immer noch „Herrschaft des arbeiten¬ 
den Volkes“ meint und natürlich nicht ohne das 
Bündnis mit anderen, z.B. der wissenschaftlichen, 
technischen, künstlerischen Intelligenz funktio¬ 
nieren kann und dauerhaft auch nicht auf dem 
Boden der jetzigen Eigentumsverhältnisse. 

Fußnote 

Vor 1989, als es das Institut für Marxistische Stu¬ 
dien und Forschungen noch gab, haben sich auch 
bundesdeutsche Kommunistinnen intensiver und 
im Detail mit Bewegungsforschung befasst, um 
Schlussfolgerungen für ihre Politik zu ziehen. Sie¬ 
he auch IMSF „Keine Startbahn West“ (1981),„Die 
Alternativen der Alternativbewegung“ (1984) und 
Robert Steigerwald „Protestbewegung“ (1984). 
Alles auf dem USB-Stick der Edition Marxistische 
Blätter:„ioo Bücher aus 50 Jahren“. 


Harald Rein (Hg.) 

Dreißig Jahre Erwerbslosenprotest, Dokumentation, Analyse und Perspektive 
AG SPAK-Bücher, 262 Seiten, 22 Euro 


Im Dezember 2012 war es 
dreißig Jahre her, dass sich Er¬ 
werbslose in der Bundesrepub¬ 
lik zusammengefunden haben, 
um ihre Interessen und For¬ 
derungen in der Öffentlich¬ 
keit sichtbar zu machen. Es 
ist im klassischen Sinne keine 
Erfolgsgeschichte, aber in der 
langen Zeitspanne Anlass ge¬ 
nug, den Widerstandskampf 
von Erwerbslosen in all seinen 
Facetten darzustellen und zu 
bewerten, aber auch ihre pha¬ 
senweise Unsichtbarkeit oder 
Duldsamkeit zu begreifen... 
Es soll deutlich werden, war¬ 
um Erwerbslose nur in beson¬ 
deren Augenblicken Geschich¬ 


te schreiben, aber dennoch 
tagtäglich einen individuellen 
Kampf um Würde und Aner¬ 
kennung führen. 

Aktive Erwerbslose, Vertre¬ 
terinnen von bundesweiten 
Organisationen, incl. Gewerk¬ 
schaftlicher Erwerbslosenin¬ 
itiativen, und Wissenschaftle- 
rlnnen, die sich inhaltlich mit 
dem Aufbegehren armer Leu¬ 
te beschäftigen, haben in die¬ 
sem interessanten - punktuell 
auch zum Widerspruch heraus¬ 
fordernden -Sammelband über 
Erfahrungen und Einschät¬ 
zungen, Forderungen, Erfolge, 
Niederlagen und Perspektiven 
des Erwerbslosenprotestes ge¬ 


schrieben. Eine ausführliche 
Rezension für die UZ ist in 
Arbeit. 
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... ich bin vielleicht komisch, 
aber ich mache keine Scherze 


ln Bremen läuft eine Ausstellung mit dem Titel „Gnadenlos. Künstlerinnen und das Komische“ 



Trockel, die Maschinengestricktes in 
Bildrahmen spannt und zu Kunst 
erklärt. 

Als wirklich gnadenlos entpup¬ 
pen sich vor allem die feminis¬ 
tischen Künstlerinnen der 
späten 60er bis 80er Jahre: 
Jürgenssen, VALIE EX¬ 
PORT, die Guerilla Girls, 
Martha Rosler. Politi¬ 
siert durch Vietnam¬ 
krieg, Friedens- und 
Studentenbewe¬ 
gung nutzen sie 
Humor als Waf¬ 
fe. Sarkastisch, 
satirisch, ironisch 
und selbstironisch 
ziehen sie über alles 
her, was Frauen an ei¬ 
nem selbstbestimmten, 
menschlichen Leben 
hindert: fehlende 
Gleichberechti¬ 
gung, Rollen¬ 
zuweisungen, 
patriarchale 
Hierarchien, 
Sexismus, 
idiotische 
Schönheits¬ 
ideale, Mo¬ 
dediktate - 
die gesell¬ 
schaft¬ 
lichen 
Verhält¬ 


„Müssen Frauen nackt sein um ins Museum zu kommen?“ fragen die Guerilla 
Girls. 


Künstlerinnen fast völlig fehlten, ent¬ 
steht 1989 ein schreiend gelbes Plakat, 
darauf ein edler Rückenakt von Ingres, 
versehen mit einem Gorilla-Kopf - 
dem Markenzeichen der Gruppe. Da¬ 
neben die Frage: „Müssen Frauen nackt 
sein, um ins Metropolitan-Museum zu 
kommen?“ Darunter der erläuternde 
Hinweis: „3 % der im Museum vertre¬ 
tenen Künstler sind Frauen, aber 83 % 
der Akte sind weiblich.“ 

„Unsere Situation als Frauen und far¬ 
bige Künstler in der Kunstwelt war so 
erbärmlich, dass wir uns nur noch lus¬ 
tig darüber machen konnten“, erinnert 
sich eine Mitstreiterin. „Es fühlte sich 
gut an, das bestehende System, das uns 
ausschloss, lächerlich zu machen. Und 
dann war da noch die abgestandene 
Vorstellung, dass Feministinnen kei¬ 
nen Sinn für Humor hätten.“ In Bre¬ 
men hängt nun eine Neuauflage des 
Plakats von 2011. Die aktualisierten 
Zahlen belegen: Die Museumsleitung 
änderte bisher - nichts. 

Leider hält die Ausstellung diese Schär¬ 
fe nicht durch. Vor allem die Auswahl 


Ausstellung leicht zusätzlich Pfeffer 
verleihen können. In ihren wandfüllen¬ 
den Netzen aus Wollfäden, alten Feu- 
deln, Spielzeug und Illustriertenfotos 
von Übermüttern ä la Maria Furtwäng- 
ler entlarvt sie das von Politikern und 
Medien noch immer idealisierte Mut¬ 
terdasein als alptraumhaftes Gespinst, 
in dem sich Frauen nach wie vor ret¬ 
tungslos verfangen. Und ihre lieblos 
zusammengetackerte große Rolle wei¬ 
ßen, billigen Schaumstoffs mit dem Ti¬ 
tel „Knut“ dürfte einer der witzigsten 
Kommentare zur alltäglichen bewusst- 
seinsabtötenden Medienmaschinerie 
sein, mit deren billigen, schnell gemach¬ 
ten Medienhypes um Eisbären und an¬ 
dere Kinkerlitzchen. 

Die Leistung der von der Kunsthalle 
Heilbronn organisierten Ausstellung 
aber bleibt es, erstmals umfangreich 
vorgestellt zu haben, dass es überhaupt 
komische Künstlerinnen gibt und die¬ 
se bereits eine lange Tradition besitzen. 
Dass ausgerechnet viele Arbeiten der 
gnadenlosen Feministinnen aus den 
60er bis 80er Jahren bis heute aktuell 


as ist nicht komisch! Direkt am 
Eingang zur Ausstellung ver¬ 
sperrt ein großer Paravent den 
in den Saal. Die libanesische 
Künstlerin Mona Hatoum schuf ihn 
2008 in Form einer gigantischen Kü¬ 
chenreibe. Zwei Meter hoch und aus 
geschwärztem Stahl gleicht er mit 
seinen messerscharfen Rändern, Lö¬ 
chern und Schlitzen einem martiali¬ 
schen Sinnbild für das Zurechtstutzen 
der Frau auf Hausfrauenformat, auf 
ein Dasein, das ihr den Blick auf die 
Welt versperrt, den Weg in ein selbst¬ 
bestimmtes Leben. 

Dabei kann das Hausfrauenleben so 
schön sein! 1975 entwickelte die ös¬ 
terreichische Künstlerin Birgit Jür¬ 
genssen für die ökonomisch abhängi¬ 
ge 24-Stunden-Dienstmagd eigens ei¬ 
nen Herd, den Frau sich vor den Bauch 
binden kann wie eine Schürze. Egal wo 
und wann es ihn nach etwas gelüstet - 
sie steht mit ihrem mühlsteinschweren 
Joch bereit. Einen Braten in der Röhre 
hat sie schon. Und mit etwas guter Pla¬ 
nung lässt sich sicherlich noch irgend¬ 
wie ein Minijob unterbringen. Zwecks 
Zuverdienst. 

Schnell wird deutlich: Hier geht es 
nicht um den schnellen Lacher, hier 
geht es ans Eingemachte. Die versam¬ 
melten Künstlerinnen sind komisch, 
weil Frauen seit Jahrhunderten wenig 
zu lachen haben. Also reißen sie garsti¬ 
ge Witze darüber. Das machen sie nicht 
erst seit heute. Die ältesten der etwa 80 
Arbeiten von knapp 30 internationalen 
Künstlerinnen sind Slapstickfilme der 
Filmpionierin Alice Guy-Blache und 
entstanden um 1900. Darunter befindet 
sich eine grandiose kleine Geschichte 
über eine Schwangere, die auf einem 
Spaziergang mit ihrem Ehemann all 
ihren Gelüsten freien Lauf lässt und 
damit - zu seiner Pein - permanent ge¬ 
gen alle für Frauen geltenden Regeln 
verstößt. Wie gestrig wirken dagegen 
die Strickbilder der auf dem aktuellen 
Kunstmarkt hochdotierten Rosemarie 


D 
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Birgit Jürgenssen: Hausfrauen-Küchenschürze, 1975 


nisse. Gnadenlos zerpflücken sie, was 
Frauen (und Männer) einengt, beengt, 
zurichtet und passend macht für das 
weitere Funktionieren der bestehen¬ 
den Gesellschaft. 

Die US-Amerikanerin Martha Rosler 
lässt in ihren Collagen aus den späten 
60er und frühen 70er Jahren Vietnam¬ 
krieg und bürgerliche „Privatsphäre“ 
aufeinanderprallen: Soldaten robben 
in vollem Wichs durch eine riesige 
Küche, in der sich die Hausfrau ganz 
dem Putzen hingibt, blind für die Welt 
um sie herum. Rosler enthüllt so den 
Rückzug ins Private, das Weggucken 
und Schweigen auch als eine Voraus¬ 
setzung für Krieg. 

Oder die Guerilla Girls. In bester Agit¬ 
prop-Manier entwirft die anonym ar¬ 
beitende US-amerikanische Künstle¬ 
rinnengruppe Plakate für Hauswände, 
Busse, Zeitschriften. Anlässlich einer 
großen Ausstellung zeitgenössischer 
Kunst im Metropolitan-Museum, in der 


der aktuellen Arbeiten suggeriert, es 
gäbe für Künstlerinnen heute keine 
Gründe mehr, Komik noch entlarvend 
und aufklärerisch zu nutzen. Anke 
Eilergerhard etwa treibt dekorative 
Formspielereien, indem sie altes Por¬ 
zellan auftürmt. Christiane Möbus prä¬ 
sentiert rätselhafte Installationen, die 
alles bedeuten können und nichts, zum 
Beispiel zwei Hüte an einer Wand, un¬ 
ter denen ein großes Ei liegt. - Ja und? 
Dabei hätte z.B. eine ätzend-gallige 
Künstlerin wie Alexandra Bircken der 


und provozierend wirken, zeigt da nur, 
wie viel wir noch zu erledigen haben. 
Zu diesen Gnadenlosen gehört auch 
VALIE EXPORT. Wie keine andere 
beherrscht die Österreicherin die Mit¬ 
tel der Provokation, der Überspitzung 
und Umkehrung, die blitzartig die Ab¬ 
surdität gesellschaftlicher Rollenzuwei¬ 
sungen und patriarchaler Verhältnisse 
enthüllen. In ihrer 1968 entstandenen 
Aktion „Die Mappe der Hundigkeit“ 
die durch Fotos und Videos überliefert 
ist, führt sie ihren Kollegen Peter Wei¬ 
bel durch die Innenstadt Wiens. Nicht 
an der Hand, sondern an einer Hunde¬ 
leine. Weibel musste auf allen Vieren 
durch die Straßen krabbeln. Die Frau 
führte und sagte, wo es langgeht. 
Fassungslos beobachteten Passanten 
diese Umkehrung seit Jahrhunderten 
festgeschriebener Herrschaftsverhält¬ 
nisse. 

„Durch das Komische können philoso¬ 
phische Denksysteme, politische Welt¬ 
anschauungen ... unterlaufen, der Lä¬ 
cherlichkeit preisgegeben, kritisiert, 
hinterfragt“ werden, heißt es im Kata¬ 
log. Einigen der in Bremen versammel¬ 
ten Künstlerinnen gelingt genau dies. 
Daraus entsprechende Schlüsse zu zie¬ 
hen, ist Aufgabe der Betrachterinnen. 

J. Sastra 


Gnadenlos. Künstlerinnen und das Ko¬ 
mische. 

Zu sehen in den Kunstsammlungen 
Böttcherstraße/Paula Modersohn-Be- 
cker Museum, Bremen. Bis 9. Juni 2013 



Valie Export: Aus „Die Mappe der Hundigkeit“ ,1968 



Mit Schockeffekt 
gegen Doppelmoral 

Thomas Vinterbergs neuer 
Spielfilm „Jagten“ 

Ein Themenbereich scheint den däni¬ 
schen Filmregisseur Thomas Vinter¬ 
berg mehr als alles andere zu beschäfti¬ 
gen: familiäre Konflikte um Beziehun¬ 
gen, Sucht und sexueller Missbrauch 
und die Unterscheidung zwischen Sein 
und Schein. Mit nicht einmal 30 Jahren 
drehte er 1998 „Festen“ („Das Fest“), 
in welchem die pompöse Geburtstags¬ 
feier des Firmenpatriarchen Helge in 
einem zerfleischenden Familienstreit 
endet, nachdem einer seiner Söhne 
ihm Vergewaltigung und Inzest vor¬ 
wirft. „Submarino“ (2010) erzählt vom 
lebenslangen Trauma zweier erwachse¬ 
ner Männer, die sich für den Tod ihres 
von der alkoholkranken Mutter ver¬ 
nachlässigten jüngsten Bruders verant¬ 
wortlich fühlen. In Vinterbergs neues¬ 
tem Film „Jagten“ („Die Jagd“) geht 
es erneut um Kindesmissbrauch, doch 
diesmal um einen, der gar nicht statt¬ 
gefunden hat und der doch Freund¬ 
schaften und Leben einer Kleinstadt 
zerstört. 

Der Kindergärtner Lucas (von Dä¬ 
nemarks genial wandelbarem Super¬ 
star Mads Mikkelsen in allen Facetten 
seines Schicksals brillant verkörpert) 
hat nach der Trennung von Frau und 
Sohn und dem Verlust seines Arbeits¬ 
platzes als Lehrer gerade wieder Auf¬ 
wind bekommen: Sein Sohn will wie¬ 
der bei ihm einziehen, im Kindergar¬ 
ten der Kleinstadt ist er inzwischen so 
beliebt wie unter seinen Jagdfreunden 
und sogar eine neue Liebe bahnt sich 
an. Umso verstörter reagiert Lucas, als 
ihn seine Chefin eines Tages mit dem 
Vorwurf konfrontiert, er habe eines 
der ihm anvertrauten Kinder sexuell 
belästigt. Ausgerechnet Klara, die klei¬ 
ne, schüchterne Tochter seines besten 
Freundes Theo, hat bei älteren Jungs 
ein paar Worte und Internet-Porno- 
bilder aufgeschnappt und plappert sie 
arglos nach, weil sie über Lucas 4 kühle 
Abweisung ihres Geschenks verärgert 
ist. Einmal in die Welt gesetzt, zieht 
das böse Gerücht Kreise: Auch andere 
Kinder stimmen in den Anklagechor 
mit ein, dem die Eltern allzu bereitwil¬ 
lig glauben. Lucas wird zum Geächte¬ 
ten, er verliert fast alle Freunde, wird 
bedroht und zusammengeschlagen, 
obwohl Klara längst, aber vergeblich 
ihre Anschuldigung zu dementieren 
versucht. 

Nicht um die moralische Verurteilung 
einer - zudem fiktiven - Tat geht es 
Vinterberg hier, sondern um die la¬ 
tente Doppelmoral, die sich so leicht 
zum Richter erhebt. Nicht dem „Täter“ 
Lucas gilt sein Hauptinteresse, sondern 
den fatalen Folgen kollektiver Vorver¬ 
urteilung. Das Fehlverhalten von Kla¬ 
ras übermäßig besorgter Mutter, die 
Klara die falsche „Erinnerung“ förm¬ 
lich einredet, zeigt Vinterberg noch 
beinahe mit Verständnis, die Haud- 
rauf-Typen aus dem Supermarkt, die 
Lucas nicht mehr als Kunden dulden 
wollen, zeichnet er dagegen als dumpf- 
backige Rüpel, die auf Kommando 
auch für jedes Pogrom bereitstehen 
würden. Doch je härter die Vorwürfe 
gegen Lucas werden, desto offenbarer 
werden auch die Widersprüche in der 
zur Hetzkampagne gesteigerten Akti¬ 
vität seiner Umgebung. 

Allmählich wird das Zerplatzen der 
üblen Blase unausweichlich und Lucas 4 
Unschuld, die dem Zuschauer von An¬ 
fang an klar ist, kann auch von der Poli¬ 
zei nicht mehr in Zweifel gezogen wer¬ 
den. Ein Friede-Freude-Eierkuchen- 
Happyend scheint unvermeidlich. 
Doch für derlei billige Versöhnlichkeit 
ist der Däne nicht zu haben und just 
hier zeigt sich Vinterbergs dramaturgi¬ 
sche Meisterschaft: Der aus der U-Haft 
entlassene Lucas richtet sich mit Sohn 
Marcus und getreuem Hund daheim 
wieder häuslich ein und alles scheint 
sich zum Guten zu wenden - da häm¬ 
mert ein klassischer Schockeffekt dem 
Zuschauer ein, dass gar nichts gut ist 
und von der moralischen Entrüstung - 
auch der eigenen! - zur unmoralischen 
Entladung nur ein kleiner Schritt. 

Hans-Günther Dicks 
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Widerstand gegen das 
kommunale Spardiktat 

Kölner wehren sich gegen Kürzungen und einseitige zerstörerische Sparpoltik 


er anzuheben und eine Vermögenssteu¬ 
er einzuführen. Die Erstausstattung 
für Schüler in Familien mit Köln-Pass 
müsse erhalten bleiben. Darüber hin¬ 
aus müssen endlich Sozialtarife für 
RheinEnergie-Kunden, das gebühren¬ 
freie Guthabenkonto für den gleichen 
Berechtigtenkreis sowie der Nulltarif 
für KVB-Benutzung für Köln-Pass-In- 
haber her und das nicht nur, weil es in 
anderen Städten längst schon solche 
Regelungen gibt. 


Ende April will der Kölner Stadtrat 
den Doppelhaushalt 2013/14 verab¬ 
schieden. Mit weiteren Aktionen zur 
Verabschiedung des „Spar“-Doppel- 
haushaltes am vergangenem Dienstag 
und Mittwoch (nach Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe der UZ) vor dem Rat¬ 
haus und der UmFAIRteilungs-Aktion 
am 13. April auf dem Eigelstein wird 
der Widerstand gegen die einseitige 
Kürzungsorgie der Stadt Köln fortge¬ 
setzt werden. Hans-Peter Keul 



A m vergangenem Samstag haben 
auf dem Kölner Neumarkt etwa 
1 200 Menschen gegen geplan¬ 
te Kürzungen im städtischen Haushalt 
demonstriert, die insbesondere soziale 
und kulturelle Einrichtungen betreffen 
würden. 

Aufgerufen hatte ein breites Bündnis 
aus Vereinen und Initiativen, darunter 
Arsch huh, Attac oder die Gewerk¬ 
schaft Erziehung und Wissenschaft; 
die Partei „Die Linke“; DKP, SDAJ, 
Gesprächskreis Nachdenk-seiten, Frei¬ 
denker und einzelne prominente ver. 
di-Mitglieder sowie Sozialdemokraten 
u.a. 

Unterstützt wurde die Veranstaltung 
von bekannten Künstlern wie Brings 
oder Klaus dem Geiger. 


Vorgesehen sind „Einsparungen“ in 
Höhe von insgesamt ca. 37 Millionen 
Euro. Betroffen wären zahlreiche Bür¬ 
ger- und Jugendzentren, Bildungsein¬ 
richtungen oder Seniorenberatungen. 
„Zahlreiche Gesetze wie der Fiskal¬ 
pakt oder die Schuldenbremse treffen 
besonders die Städte und Gemeinden“, 
sagte Klaus Stein, Vorstand des Träger¬ 
vereins der Alten Feuerwache, „das ist 
nicht hinnehmbar.“ 

Jörg Detjen von der „Linken“ im Rat 
kritisierte, dass die Stadt „Millionen 
für die Flora oder den Rheinboule¬ 
vard“ ausgebe, bei Themen wie sozia¬ 
ler Gerechtigkeit, Bildung und Teilha¬ 
be dagegen den Rotstift ansetze. „Das 
ist der Stadtspitze offenbar nicht wich¬ 
tig.“ Detjen forderte, die Gewerbesteu¬ 


Was geht? 

Kommunalpolitische Beratung der DKP in Baden-Württemberg 


Die nächste Million bitte... 

Am Wassertag gegen die Zerschlagung der Öffentlichen Daseinsvorsorge aufgetreten 


DKP-Mitglieder aus Heidenheim, 
Stuttgart, Karlsruhe und Zollern-Alb 
berieten am 16. März nach sorgfälti¬ 
ger Vorbereitung und unter der Lei¬ 
tung des langjährigen Heidenheimer 
DKP-Stadtrats Ulli Huber über die 
aktuellen kommunalen Probleme so¬ 
wie neue Entwicklungstedenzen (z. B. 
„Gentrifizierung“ von Arbeiterwohn¬ 
gebieten in sogenannten gehobenen 
Wohnungsbau mit explosiven Miet¬ 
erhöhungen und Vertreibung der Be¬ 
wohner) und tauschten ihre Erfahrun¬ 
gen aus, einschließlich Erfahrungen im 
Jugendgemeinderat. Es wurden Ideen 
gesammelt, z. B. zum geplanten bundes¬ 
weiten Aktionstag gegen Stuttgart 21. 
Der vom 20. Parteitag beschlossene 
Antrag zur Kommunalpolitik wurde 
als wertvolle Grundlage zum Handeln 
erachtet. 

„Jeder kann Kommunalpolitik machen, 
lasst uns das als zweites Standbein un¬ 
serer kommunistischen Interessenver¬ 
tretung vor Ort anpacken“, so war der 
Tenor der Beratung. Dabei können die 
Erfahrungen der Heidenheimer Ge¬ 
nossinnen genutzt werden, die schon 
seit fast 40 Jahren im Gemeinderat ver¬ 
treten sind und ihr Mandat nutzen, um 


kontinuierlich mit den Menschen vor 
Ort für reale Verbesserungen und die 
Abwehr von Verschlechterungen zu 
kämpfen und damit zugleich das Be¬ 
wusstsein um die großen Zusammen¬ 
hänge im Klassenkampf zu schärfen. 
Die Kommunalwahlkandidatur in Ba¬ 
den-Württemberg 2014 soll nun vorbe¬ 
reitet werden, um in möglichst vielen 
Kreisen anzutreten. Ein Grundgerüst 
mit kommunalpolitischen kommunis¬ 
tischen Positionen bzw. Bausteinen, 
die vor Ort aufgegriffen und ausgebaut 
werden können, soll vom Bezirksvor¬ 
stand der DKP erstellt werden. In den 
Kreisen soll jeweils ein/e kommunalpo¬ 
litisch Verantwortliche/r benannt und 
möglichst ein kommunalpolitischer Ar¬ 
beitskreis eingerichtet werden. 

Dabei zeichnet Kommunistinnen aus, 
dass sie die durch systematische kapi¬ 
talistische Umverteilungspolitik von 
unten nach oben erzeugte Finanznot 
der Kommunen nicht als Sachzwang 
anerkennen. Von der Beratung sollte 
der Impuls ausgehen, mehr Genossin¬ 
nen zu motivieren, die Möglichkeiten 
für konkrete Politik vor der Haustür zu 
nutzen und die DKP zu profilieren und 
zu stärken. Konni Lopau 


„Totenschein für eine Republik“ 

Chronik des Hofer Arbeiterwiderstands 


Auf großes Interesse stieß die Ver¬ 
anstaltung der DKP Hof mit dem in 
Oberfranken bereits gut bekannten 
Prof. Dr. Kurt Pätzold am 23. März. 
Vor rund 25 Teilnehmenden beschäftig¬ 
te sich der Berliner Historiker mit der 
Reichstags-Zustimmung zum faschis¬ 
tischen „Ermächtigungsgesetz“: Die¬ 
ser ,Totenschein für eine Republik 4 sei 
faktisch als „faschistische Konterrevo¬ 
lution“ zu bezeichnen. Es sei aus wis¬ 
senschaftlicher Sicht nicht ausgemacht, 
dass selbst gemeinsamer Widerstand 
der Arbeiterparteien dagegen erfolg¬ 
reich hätte sein können. 

Nach ausgedehnter, lebhafter Diskussi¬ 
on ging es dann genau um dieses The¬ 


ma Arbeiterwiderstand, bezogen auf 
die lokale Ebene. Randolph Oechslein 
(DKP-Kreisvorstand Oberfranken) 
stellte die neue Publikation der DKP 
Hof vor: „Der antifaschistische Wider¬ 
stand in Hof“. Hierbei handelt es sich 
um die auszugsweise Neuauflage des 
Bandes III der in der Saalestadt oft zi¬ 
tierten „Hofer Geschichte der Arbei¬ 
terbewegung“ von dem früheren KPD- 
Stadtrat Rudolf Macht. 

Besonders beeindruckend war, dass 
sich unter den Veranstaltungs-Teilneh¬ 
menden auch ein Sohn des kommunis¬ 
tischen Hofer Widerstandskämpfers 
Anton Bär befand. Eva Petermann 

Bestellungen bei R.0echslein@t-online.de 


Es gibt ein nettes satirisches Liedchen 
von Wolf Brannasky aus den 80ern, wo 
eine revolutionär gestimmte Menge in 
München einen DKP-Infostand hin¬ 
weg trägt zur Theresienwiese, auf der 
das Volk schon ungeduldig wartet (weil 
die DKP leider nicht gemerkt hat, dass 
schon Revolution ist). 

Nein, so weit ist es nicht, keine Angst. - 
Aber es hat sich bewusstseinsmäßig 
doch etwas getan in Deutschland. Und 
zwar nicht beim Nichtraucher- oder 
Tierschutz, sondern bei der zentralen 
Profitscheffelstelle des vorherrschen¬ 
den Neoliberalismus, der Privatisierung 
der Öffentlichen Daseinsvorsorge. 
Beim Wasser merken es die 
Menschen nämlich am sen 
sibelsten. Bereits seit 
vielen Jahren wehren 
sich in deutschen Städten 
Bürgerinnen und Bürger ge 
meinsam mit ver.di und an¬ 
deren Organisationen wie 
attac gegen geplante Pri¬ 
vatisierungsmaßnahmen 
ihrer Wasserversorgung ^ 
oder ihrer Abwasserent- * — 
sorgung. - Nein, nicht 
immer und überall, aber 
immer öfter. Und mit 
immer größerem Erfolg. 

Ausgehend von der Priva¬ 
tisierungswelle in den letzten 
15 Jahren, der allein in Deutsch¬ 
land ca. ein Drittel der Kläran¬ 
lagen zum Opfer fielen, gibt es 
jetzt eine zunehmend klare Abwehr¬ 
haltung, wenn es um die bevorstehen¬ 
de Privatisierung unseres wichtigsten 
Lebensmittels geht. 

In München veranstaltete ver.di zum 
Beispiel gemeinsam mit anderen Bünd¬ 
nispartnern seit vielen Jahren erfolg¬ 
reich den internationalen Wassertag 
am 22. März mit einem großen Bürger¬ 
fest und mit Aktionen gegen die Was¬ 
serprivatisierung - oft unter dem Titel 
„Unser Wasser darf nicht gelb werden“. 
Begonnen hat die Liberalisierung des 
Wassermarktes in Europa bereits in 
den 90ern. Zwei Global Player aus 
Frankreich (einer davon hat sich später 


nach Konzernumwandlung unter dem 
Namen „Vivendi“ auch die Wasserver- 
und entsorgung von Berlin unter den 
Nagel gerissen) hatten begonnen, quer 
durch Europa Kläranlagen zu kaufen 
oder komplette Wasserversorgungsun¬ 
ternehmen. Die Folgen waren immer 
und überall genau diejenigen, die alle 
Menschen von Privatisierungen der Öf¬ 
fentlichen Daseinsvorsorge kennen: die 
Gebühren ziehen irgendwann drastisch 
an, die Beschäftigten werden weniger, 
die Löhne und sozialen Leistungen 
für sie nicht besser, ihr Arbeitsdruck 
steigt. Beim Wasser 



kommt 
hinzu, dass 
die War¬ 
tungsar¬ 
beiten ver¬ 
nachlässigt, sa¬ 
nierungsbedürftige 
Anlagen und Rohrlei¬ 
tungen nicht mehr repa¬ 
riert werden. 

Bekanntestes Beispiel dafür ist die 
Londoner Wasserver- und entsorgung. 
Früher bei Thames Water angesiedelt, 
später von RWE gekauft, danach wie¬ 
der verkauft, weil die Investitionen zu 
groß waren und so weiter. 

Seit dem letzten Jahr gibt es eine eu¬ 
ropäische Initiative eines breiten Was¬ 
serbündnisses (in Deutschland wird sie 
u.a. von ver.di und attac unterstützt), 
die unter eine europäische Petition 
zum Schutz des Wassers vor Privatisie¬ 
rung Unterschriften sammelt. 

Es geht um folgende Forderungen: 


1. Die EU-Institutionen und die Mit¬ 
gliedstaaten haben die Aufgabe, dafür 
zu sorgen, dass alle Bürger und Bürge¬ 
rinnen das Recht auf Wasser und sani¬ 
täre Grundversorgung haben. 

2. Die Versorgung mit Trinkwasser und 
die Bewirtschaftung der Wasserres¬ 
sourcen darf nicht den Binnenmarkt¬ 
regeln unterworfen werden. Die Was¬ 
serwirtschaft ist von der Liberalisie¬ 
rungsagenda auszuschließen. 

3. Die EU verstärkt ihre Initiativen, 
einen universellen Zugang zu Wasser 
und sanitärer Grundversorgung zu er¬ 
reichen. 

Deutschland liegt mit dem Soll der zu 
leistenden Unterschriften bei über ei¬ 
ner Million weit an der Spitze. In fünf 
europäischen Ländern muss das Soll 
noch erreicht werden. Interessanter¬ 
weise gehören diejenigen dazu, bei 
denen die Privatisierung des Wassers 
schon lange voll durchgeschlagen hat, 
wie Spanien und Großbritannien. 

Die Gewerkschaft ver.di hat vor kur¬ 
zem die Losung ausgegeben, die zwei¬ 
te Million an Unterzeichnerinnen in 
Deutschland zu organisieren. Eine gute 
Gelegenheit war der diesjährige Welt¬ 
wassertag am 22. März. 

In Erlangen wurden am letzten Sams¬ 
tag an einem Info-Stand in der Innen¬ 
stadt mehr als 200 Unterschriften ge¬ 
sammelt. Die Erreichung der zweiten 
Million ist realistisch und wichtig: und 
zwar für die Petition, für das Bewusst¬ 
sein und das Handeln der Bürgerin¬ 
nen und Bürger bei möglicherweise 
bevorstehenden lokalen Kämpfen um 
ihr Wasser - und um einen Beitrag zu 
leisten, dass sich das politische Klima 
im Land gegen die Zerschlagung der 
Öffentlichen Daseinsvorsorge nachhal¬ 
tig ändert. 

Werner Lutz 

Die Petition kann online unterschrieben wer¬ 
den, wichtig ist, dass alle abgefragten Infor¬ 
mationen korrekt eingetragen werden, sonst 
ist die Unterschrift ungültig. Nähere Informa¬ 
tionen und die Unterzeichnungsmöglichkeit 
unter www.right2water.eu/de. 
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unsere zeit 


I n den vergangenen drei Monaten 
ist Nordirland in die Schlagzeilen 
zurückgekehrt. Der „Fahnenstreit“ 
(ARD-Tagesschau) und die ihm fol¬ 
genden schweren Unruhen, bei denen 
bisher über 100 Polizisten sowie eine 
wie so oft statistisch nicht erfasste An¬ 
zahl von Zivilisten verletzt und Sach¬ 
schaden in zig Millionen Höhe ange¬ 
richtet wurde, haben den Mini-Teilstaat 
im Norden der irischen Insel für die 
auf Spektakel und Gewalt gebürstete 
„Mainstream“-Presse wieder interes¬ 
sant gemacht. 

Da bürgerliche Medien und in die¬ 
sem konkreten Fall leider auch einige 
fortschrittliche oft tiefere Gründe und 
oberflächlichen Anlass verwechseln 
oder gar wissentlich vertauschen, ist 
es notwendig, diese erst mal zu entwir¬ 
ren, um hinter die Kulissen schauen zu 
können. 

Der lächerlich wirkende Anlass für den 
massiven Gewaltausbruch war eine 
Abstimmung im „City Council“ (Stadt¬ 
rat) von Belfast am 3. Dezember 2012. 
In deren Ergebnis wurde die Stadt ver¬ 
pflichtet, den „Union Jack“ (Fahne des 
Vereinigten Königreichs) nicht wie bis¬ 
her 365 Tage im Jahr auf dem Rathaus 
wehen zu lassen, sondern nur noch an 
den etwa 20 Tagen (diese Zahl wird oft 
neu festgelegt), an denen in ganz Bri¬ 
tannien geflaggt wird: also am Geburts¬ 
tag und am Hochzeitstag der Königin, 
am Geburtstag ihrer Mutter ... Mit an¬ 
deren Worten: Belfast soll seine Zuge¬ 
hörigkeit zum Vereinigten Königreich 
genau so zeigen, wie dies die anderen 
Regionen (Wales, Schottland) und in 
der Tat alle anderen Städte in Nordir¬ 
land - auch militant pro-britische - seit 
Jahren tun. Nichts Besonderes eigent¬ 
lich und eine längst überfällige Ent¬ 
scheidung. 

Am selben Abend, um genau zu sein: 
eine Stunde (!) nach der Ratssitzung 
fanden in zehn Orten und in mehreren 
Teilen Belfasts „Protestkundgebun¬ 
gen“ mit ungewöhnlich großen Teilneh¬ 
merzahlen statt, die von Beginn an äu¬ 
ßerst gewalttätig waren. Brandflaschen, 
Pflastersteine, brennende Fahrzeuge - 
das ganze Programm der „Troubles“ 
war gleich vom Anfang an die Norm. 
Das hat sich bis heute nicht geändert. 
Ebenso deutet die Tatsache auf lang¬ 
fristige Vorbereitung hin, dass bereits 
am ersten Abend der Unruhen ein gro¬ 
ßes Aufgebot an Journalisten von Nah 
und Fern zugegen war. Auch diese hohe 
Medienpräsenz hält bis heute an. Wer 
hatte da wem Hinweise auf „bloody 
ears“ (blutige Ohren), wie gewalttätige 
Auseinandersetzungen hier im Volks¬ 
mund genannt werden, gegeben? 

Der unionistische Belfaster Parlament¬ 
sabgeordnete Nigel Dodds entblödete 
sich am folgenden Tag nicht, Journalis¬ 
ten auf die Frage, wer denn die Unru¬ 
hen organisiere, zu antworten: „Social 
media“ (= Facebook etc.). Darauf hin¬ 
gewiesen, dass in den „sozialen Medi¬ 
en“ Leute aus Fleisch und Blut schrei¬ 
ben, sagte er: „Die kennt man nicht“ - 
und das war‘s. 

Diese Strategie der unbekannten Orga¬ 
nisatoren im Hintergrund wird bis jetzt 
weitergefahren. Zwar distanzieren sich 
die „gesetzestreuen“ Politiker von den 
parlamentarisch repräsentierten Schat¬ 
tierungen der pro-britischen Szene wie 
„Democratic Unionist Party“ (DUP), 
„Ulster Unionist Party“ (UUP) und 
„Traditional Unionist Voice“ (TUV) 
von deren Brutalität, um aber gleich¬ 
zeitig „Verständnis für den Wunsch der 
Bürger, ihr Britisch-Sein zu demonst¬ 
rieren“ (Premier Peter Robinson) zu 
betonen. 

Die Tatsache, dass die Fäden der Ge¬ 
walt zu einem nicht unerheblichen Teil 
von Faschisten gezogen werden, wird 
nicht erwähnt oder schnellstens aus 
den Medien katapultiert, falls doch 
einmal etwas davon in die Nachrich¬ 
ten dringt. 

Als zwei bekannte Aktivisten der 
„British Nationalist Party“ (BNP), der 
Schwesterpartei der NPD, eine der 
„Kundgebungen“ in Ost-Belfast an¬ 
meldeten und dort auch sprachen und 
wenige Tage später ein weiterer behör¬ 
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denbekannter Neofaschist wegen ge¬ 
walttätiger Aktionen festgenommen 
wurde, berichtete die BBC einmal ganz 
kurz in den Morgennachrichten im Ra¬ 
dio, dann verschwand die Meldung. 
Auch Hinweise an die Medien, dass 
bekannte Figuren aus der „White Na¬ 
tionalist Party“, und noch schlimmer, 
von der mörderischen Kameradschaft 
„Combat 18“ bei den Auseinanderset¬ 
zungen beobachtet werden, stoßen bei 
der Journaille auf taube Ohren. 


Neu ist das Engagement der Nazis nicht, 
vor gut drei Jahren vertrieben die Com- 
bat-18-Horden alle rumänischen Mig¬ 
ranten Belfasts aus ihren Häusern, und 
zwar an einem Tag (siehe „Die Vertrei¬ 
bung“ UZ vom 26.6.2009). Die von die¬ 
ser Szene betriebene Internetseite „red 
watch“ (Roten-Beobachtung) gibt regel¬ 


mäßig Linke zum Abschuss frei, zur Zeit 
steht ein Genosse der KP Irlands drauf. 
Die ganze Organisation der „Fah¬ 
nenproteste“ trägt deutlich sichtbar 
den Stempel neofaschistischer Taktik: 
Keine „bekannten“ Frontleute, mo¬ 
bile kleine Gruppen von hoher Ge¬ 
waltbereitschaft, die sich an die Spitze 
der Aktionen setzen. Hier scheint die 
langfristig angelegte „Kaderarbeit“ 
der Nazis giftige Früchte zu tragen. So 
schult beispielsweise der Ex-Anführer 


der loyalistischen Paramilitärs in West- 
Belfast, „Mad Dog“ Johnny Adair, seit 
geraumer Zeit neofaschistische Kame¬ 
raden in England und, wie neuerdings 
bekannt wurde, auch in Deutschland. 
„Mad Dog“ versteht sein Handwerk, 
das hat er jahrelang in Belfast bewie¬ 
sen. Als ihn einmal ein Journalist fragte, 


ob er denn je mit den verhassten katho¬ 
lischen Iren Kontakt gehabt hätte, ant¬ 
wortete er: „Regelmäßig, wenn sie tot 
im Kofferraum meines Autos liegen.“ 
Die Aktivitäten dieses Mannes und sei¬ 
ner Freunde sind den Behörden natür¬ 
lich bekannt und ihre alten Verbindun¬ 
gen zur militant pro-britischen Szene 
nach wie vor vorhanden. 

Der Union Jack ist nicht viel mehr als 
ein Vorwand für die Nazis, jede Situati¬ 
on, in der Menschen unzufrieden sind, 
vor allem die aus den mittlerweile völ¬ 
lig heruntergekommenen Arbeiter¬ 
wohngebieten in Teilen Belfasts, nut¬ 
zen sie, um Fuß zu fassen. Auch das war 
vorhersehbar, seit geraumer Zeit war¬ 
nen antifaschistische Publikationen wie 
das Magazin „Searchlight“, dass Nord¬ 
irland in der „europäischen rechten 
Offensive“ der Kameradschaften eine 
strategisch wichtige Rolle spielt. 

Die Bedingungen sind günstig - kaum 
eine andere Bevölkerungsgruppe ist 
derart tief ins Loch der kapitalistischen 
Krise gefallen wie die Arbeiterklasse 
im Norden Irlands mit mehrheitlich 
pro-britischen Hintergrund. 

Von den fünf traditionellen Hauptin¬ 
dustrien Seilherstellung, Schiffsbau, 
Textilmaschinenproduktion, Leinen¬ 
herstellung und Flugzeugbau - al¬ 
lesamt bis in die 80er Jahre das 20. 
Jahrhunderts weltweit führend - ist 
mit Ausnahme des Flugzeugbaus fast 
nichts übrig geblieben. 

Als Beispiel mag die Leinenindustrie 
dienen: Belfast hatte in den Spinne¬ 
reien und Tuchfabriken über 100 000 
Beschäftigte, im gesamten Nordirland 
war sicher noch mal die gleiche Anzahl 
von Arbeitern, meist Frauen, tätig. Seit 
2007 die letzte große Spinnerei in Bel¬ 
fast ihre Produktion einstellte, gibt es 
dort außer einer sehr kleinen Webe¬ 
rei nichts mehr, im ganzen Land ist die 
Zahl der Textilarbeiter auf knapp 2 000 
gesunken. 

In den 90ern und bis in die ersten Jah¬ 
re des 21. Jahrhunderts waren die Pro¬ 
bleme noch nicht in voller Schärfe 
sichtbar: Das Propagandagefasel von 
der „Dienstleistungsgesellschaft“ griff 
noch und man erhoffte sich Rettung 
durch die „peace-dividend“ (Friedens¬ 
dividende), jene rosig gemalte Vision 
von neuen Investoren in Nordirland, 
wenn die sektiererischen Kämpfe ein¬ 
gestellt und die alten paramilitärischen 
Gruppen zu Traditionsvereinen um¬ 
strukturiert würden. Diese Hoffnung 
wurde durch die Krise zu Grabe ge¬ 
tragen. Selbst die schmalen Zuschüs¬ 


se zum täglichen Leben und Wohnen 
werden jetzt noch weiter zusammen¬ 
gestrichen. Die nordirischen Unionis- 
ten - oder Protestanten, wie sie oft ge¬ 
nannt werden -, die zur Arbeiterklasse 
gehören, sind nicht mehr „privilegiert“, 
wenn sie es denn je waren. Sie sind ver¬ 
armt, verloren und tragen das verhäng¬ 
nisvolle Erbe mit sich, durch ihre Lo¬ 
yalität den Kapitalisten astronomische 
Profite, ihrer Majestät Soldaten und der 
Arbeiterbewegung Spaltung und damit 
Schwäche beschert zu haben. 

Wer so lebt, der ist für „neue“ Feinde 
wie Zuwanderer, die die wenigen ver¬ 
bliebenen Jobs „wegnehmen“, genauso 
anfällig wie für die alten Hassparolen 
gegen „Taigs“ oder „Fenian bastards“, 
wie die nationalistischen Iren genannt 
werden. Bei der Fahnenprotest-Show 
wird ihnen eine giftige Mischung von 
beidem angeboten: Die alte Liebe zum 
Union Jack, dabei immer neue Parolen 
und die Rückkehr zu „Stärke“, die die 
alten unionistischen Anführer nicht 
zur Genüge zeigten - könnte es den 
guten, loyalen Menschen denn sonst 
so schlecht gehen? 

Die herrschenden Eliten haben kein 
Interesse, den Status quo zu verändern, 
solange ihre Pfründe nicht in Gefahr 
sind. Es scheint die Regierenden im 
Moment nicht zu interessieren, dass 
rechtsradikales Gedankengut massiv 
zunimmt, im Gegenteil: Solange sich 
der Hass gegen imaginäre Feinde in¬ 
nerhalb der Arbeiterklasse austobt, 
bleibt der Kiezfrieden oben ungestört. 
Die Linken, auch die Kommunisti¬ 
sche Partei Irlands, sind trotz harten 
Kampfes um die Hirne vor allem sei¬ 
tens der KP, aber auch fortschrittlicher 
Kräfte besonders aus der Gewerk¬ 
schaftsbewegung, die die Probleme se¬ 
hen, noch immer zu schwach, um die 
notwendige Bewusstseinsänderung bei 
der Arbeiterklasse mit der gebotenen 
Geschwindigkeit zu befördern. Solange 
dieser Zustand anhält, wird Nordirland 
aus den Negativschlagzeilen nicht he¬ 
rauskommen. Das Pulverfass, das vie¬ 
le wohlmeinende Menschen nach den 
Abkommen in den 90er Jahren über ein 
Ende der sektiererischen Gewalt ent¬ 
schärft sahen, droht wieder zu explo¬ 
dieren. Das wissen die Faschisten - es 
ist dringend geboten, ihnen das Hand¬ 
werk zu legen. Hermann Glaser-Baur 

Unser Autor informiert über die Vorgänge in 
Nordirland am 8. April ab 19 Uhr in den Räu¬ 
men der Volkssolidarität, Torstraße 203, Ber¬ 
lin-Mitte. 







14 Freitag, 29. März 2013 


Anzeigen 
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Wir nehmen Abschied von unseren Genossen 

Horst Wilhelms 

geb.27. 09.1934 gest. 24. 02. 2013 

Unerwartet und mitten in der Arbeit für die Karl-Lieb- 
knecht-Schule und Kulturvereinigung Leverkusen e.V. riss 
der Tod ihn aus unserer Mitte und hinterlässt eine schwer zu 
schließende Lücke. 

Am 20. April um 15 Uhr wollen wir uns in den Räumen 
der Karl-Liebknecht-Schule versammeln und von Horst Ab¬ 
schied nehmen. 

Als Gießereiarbeiter fand er schon in jungen Jahren den Weg 
in die FDJ und KPD. Verbote und Gefängnishaft in der Ade¬ 
nauerzeit bestärkten ihn auf seinem Weg gegen Ausbeutung 
und für eine friedliche Zukunft. Seine praktischen und the¬ 
oretischen Erfahrungen in der Parteiarbeit brachten ihn an 
die Parteischule. Sie zu erhalten als Bildungs- und Begeg¬ 
nungsstätte, selbst in schweren Zeiten, galt sein Wirken. Dazu 
diente auch seine Initiative zur Bildung des Förderkreises 
Karl-Liebknecht-Schule. 

Als Vorsitzender der „KulturVereinigung Leverkusen e.V.“ 
sorgte Horst dafür, dass das Haus für Organisationen und 
Vereine, die sich der Arbeiterbewegung verbunden fühlen, 
offensteht. 

Wir trauern mit seiner Frau Hildegard, und den Angehörigen. 
Wir werden ihn in ehrender Erinnerung behalten 

Kulturvereinigung Leverkusen e.V. 

DKP/Karl-Liebknecht-Schule 
Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen 


Habt Dank! 

Euer Mitgefühl, Eure Trauer und Eure Sympathie haben 
mich tief bewegt und mir auch Mut gegeben. 

Dietrichs Text-Schubladen werden nicht ungelesen bleiben, 
die Erinnerung an ihn soll wach sein. 

Dietrich liegt auf einem schönen, alten Friedhof (in der En- 
gesohde, gleich beim Maschsee). Er hat sich immer schon 
gewünscht: Kommt mich mal besuchen. 

Es ist das Grab mit dem roten Stern. 

Eure Christel Kittner 


Nachruf 

Am 16. Februar verstarb 90jährig 
unsere Genossin 

Ingeborg Winkelmann 

Wir verlieren mit ihr eine liebenswerte, klassenbewusste Ge¬ 
nossin, die sich von Jugend an für Frieden und Sozialismus 
eingesetzt hat. 

Als ihre Kräfte nachließen, hat sie unsere Partei großzügig 
mit Spenden unterstützt. 

Wir werden Inges Humor und ihre Zuversicht vermissen. 

Ihre Genossinnen und Genossen der 
DKP-Gruppe 
Hamburg-Dulsberg 



Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs¬ 
und Begegnungsstätte in der Nordheide. 


Informationen und Buchung unter: 
www.heideruh.de 8 04181 - 8726 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 



Nazim Hikmet 

Für die Kinder dieser Erde 

auch für Jonathan 

Wir wollen ihnen den Erdball schenken , 
wenigstens für einen Tag, 
dass sie damit spielen können , 

wie mit einem bunten Luftballon: 

Spielen und singen unter den Sternen! 

Lasst uns den Kindern den Erdball schenken 
wie einen runden Apfel oder ein warmes Brot , 
dass sie satt werden können , 
wenigstens für einen Tag. 

Den ganzen Erdball sollen sie haben , dass sie , 
wenigstens für einen Tag , kennenlernen , 
was Freundschaft ist. 

Später werden sie uns das Land 

ohnehin aus den Händen nehmen , 
um unsterbliche Bäume daraufzu pflanzen. 

Den Eltern HANNAH und MALTE wünschen wir ein lan¬ 
ges gesundes Leben auf unserer kleinen Erde in Frieden und 
Gerechtigkeit für alle Erdenbürger! 

Die Urgroßeltern Rolf und Erica Wamcke 
Wedel, 16. März 2013 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Jochen Boczkowski 

zum 80. Geburtstag am 30. März! 

Jochen gehört zu den Gründungsmitgliedern der DKP in Kas¬ 
sel. Er war stellvertretender Kreisvorsitzender, lange Mitglied 
unseres Kreisvorstandes und der Kreisschiedskommission. 
Jochen ist immer aktiv für die Sache der Kommunisten. Auf 
ihn können wir nicht verzichten! 

Jochen, mach weiter so, wir stehen hinter und neben Dir! 
Deine Genossen der DKP Kassel 


Unsere liebenswürdige Genossin 

Anneliese Kampkötter 

wird heute , 28. März 2013, 85 Jahre alt. 

Wir gratulieren herzlich. 

Anneliese war viele Jahre in der Düsseldorfer Arbeitslosen¬ 
beratung aktiv. Sie ist in ihrem Stadtbezirk an vielen Info¬ 
ständen gegen alte und neue Nazis aufgetreten - und für den 
Frieden. Wir danken für dieses selbstlose Engagement! 

DKP Kreisorganisation Düsseldorf 
Die Genossinnen aus Eller 
DKP-Gruppe Gerresheim 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Anzeigen 
helfen 
der UZ 


Lenin-Werke 
zu verkaufen 

- alle 40 Bände plus 2 x Register 

- gut erhaltene Exemplare aus 
Bibliotheksbestand 

- Verkaufserlös zugunsten der UZ 
und eines Kulturprojekts 

- Preis: EUR 200,00 (VB), 
Lieferung frei Haus 

Infos/Bestellungen: 

verlag@unsere-zeit.de, 

Tel: 0251-26529639 


Toskana, nah am Meer 

mm.-bskini hwhsf.df | OOiS.HH. 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
tjToße helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Ha u$ oder Häuschen; 

Kinderpa radier 



Entschieunigung: 

Ruhe fit Natur aatt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granziß. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 [AB| 


Carlis 

Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 

02241/973111 
camatra@web. de 


Wir gratulieren! 

Unser Genosse 

Werner Krone 

feierte am 25. März 2013 
seinen 70. Geburtstag! 

Werner ist in Darmstadt kommunistisches Urgestein. Sozia¬ 
listischer Club während der Illegalität, bei der Gründung der 
DKP dabei, konnte ihn auch ein Berufsverbot bei der Bun¬ 
desbahn nicht von seinem Weg abbringen. 

Nach 1989 war Werner mit anderen daran beteiligt, die kom¬ 
munistische Partei im Kreis zu erhalten, er übernahm Verant¬ 
wortung im Kreisvorstand. 

Sein Hauptarbeitsschwerpunkt ist die Kommunalpolitik, 
über die Grenzen unserer Partei ist Werner als Experte für 
Verkehrs- und Städtebaufragen bekannt und ein geschätzter 
Gesprächspartner. Als Kreiskassierer erfüllt er eine wichtige 
Aufgabe, sichert die finanzielle Handlungsfähigkeit der Par¬ 
tei und hält den Kontakt zu vielen Mitgliedern in unserem 
Flächenkreis. 

Wir wünschen ihm weiterhin viel Kraft, Ausdauer und Ge¬ 
sundheit für unsere gemeinsame Sache. 

DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
DKP WG Darmstadt 


Wir gratulieren unseren Freunden , 
Friedensfreunden, Gewerkschaftlern 
und Genossen 


© 


Erica und Rolf Wamcke 
zum 60. Ehejubiläum 

am 2. April 2013 sehr herzlich und wünschen Ihnen so 
viel Gesundheit wie möglich und weiterhin so viel politi¬ 
schen Einsatz wie bisher! 

Euer Engagement und Eure Sachkenntnis wollen wir 
nicht missen. 

Marianne und Günther Wilke 
Irmgard und Wolfram Jasker 

Wedel im März 2013 
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DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar, Sa./So., 27728. April 

Thema: 

Die Aktualität der Marxschen Lehre 
Krisenanalyse, Zukunftsvorstellungen 

Referentin: Beate Landefeld 

'Verletzte Grund aller wirklichen Krisen bleibt immer die Armut und Kon¬ 
sumtionsbeschränkung der Massen gegenüber dem Trieb der kapitalis¬ 
tischen Produktion, die Produktivkräfte so zu entwickeln, als ob nur die 
absolute Konsumtionsfähigkeit der Gesellschaft ihre Grenze bilde." 

(MEW Bd. 25, S. 501) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 


57392 Schmallenberg- 

Grafschaft 

Hoch sauerland 


TeL: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhelag 


Hausprospekt 
an! ordern 


r 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Esser, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salalbüffet, 
FrühstücksbüM. Auch Senioren-Portionen. 
Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53€ p.P. 

HR 15,50 €p.P, • VP. 22,- € p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahrfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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Antifaschismus / Termine / Impressum 


Spurensuche im Landkreis Recklinghausen 

Hunderte politischer Gegner wurden Opfer der Nazi-Barbarei 


V or 80 Jahren erreichte die Verfol¬ 
gung politischer Gegner durch 
die NSDAP ihren Höhepunkt. 
Zahlreiche Mitglieder der KPD und 
der SPD wurden in den ersten Mo¬ 
naten nach der Machtübertragung an 
Adolf Hitler verhaftet, gefoltert und er¬ 
mordet. In den späteren Jahren setzte 
die Verfolgung aus religiösen Gründen 
gegen jüdische Bürger (innen), Bibel¬ 
forscher (heute: Zeugen Jehovas) und 
unliebsamen Christen sowie aus rassis¬ 
tischen Gründen gegen Sinti und Roma 
sowie Behinderte und psychisch Kran¬ 
ke ein. 

In einer Bekanntmachung vom 16. Ap¬ 
ril 1946 teilten der Landrat des Land¬ 
kreis Recklinghausen sowie der Bür¬ 
germeister der Stadt Recklinghausen 
im Auftrag der Militärregierung mit, 
dass 526 Frauen und Männer in der 
Zeit von Anfang 1933 bis zur Befreiung 
vom Faschismus 1945 aus politischen, 
rassistischen und religiösen Gründen 
der Verfolgung ausgesetzt gewesen 
waren. Von den 351 politisch Verfolg¬ 
ten gehörten 
301 der KPD, 

42 der SPD und 

8 dem Zentrum u.a. politischen Rich¬ 
tungen an. 

Davon waren 279 Personen wegen ih¬ 
rer ablehnenden Haltung und wegen 
ihres Widerstandes gegen das faschis¬ 


tische Regime von Gerichten zu Ge¬ 
fängnis- und Zuchthausstrafen abge¬ 
urteilt worden. 

Die 526 Verfolgten erhielten insgesamt 
455 Jahre und 4 Monate Konzentrati¬ 
onslagerhaft, 

51 Jahre und 1 Monat Zuchthaus, 

309 Jahre und 5 Monate Gefängnis. 
Die Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes (VVN) hatte es sich un¬ 
mittelbar nach 1945 zur Aufgabe ge¬ 
macht, die Interessen der Verfolgten 
und ihrer Angehörigen auch hinsicht¬ 
lich einer materiellen Entschädigung 
wahrzunehmen. Die VVN sammelte 
deren Entschädigungsanträge und er¬ 
stellte für den Landkreis und die Stadt 
Recklinghausen (ohne Datteln, Cast¬ 
rop-Rauxel und Gladbeck) entspre¬ 
chende Listen. Jeder nachweisbare Mo¬ 
nat Freiheitsentzug soll den Verfolgten 
des Naziregimes mit 150 DM entschä¬ 
digt worden sein. 

Die Listen der VVN enthalten insge¬ 
samt 550 Namen. Danach können fol¬ 
gende Zahlen in folgenden Städten als 
gesichert gelten: 


Dorsten: 

Haltern: 

Herten: 

Marl: 

Oer-Erkenschwick: 

Recklinghausen: 

Waltrop: 


51 Verfolgte 
17 Verfolgte 
111 Verfolgte 
107 Verfolgte 
60 Verfolgte 
182 Verfolgte 
22 Verfolgte 


Die Kreisvereinigung der VVN-BdA 
veröffentlicht erstmals diese Listen 
der VVN mit entsprechenden Hinter¬ 
grundinformationen. Sie können von 
der Homepage der VVN-BdA (www. 
vvn-bda-re.de) heruntergeladen wer¬ 
den. 

„Die damaligen Listen der VVN sind 
eine gute Grundlage für weitere kon¬ 
krete Forschungen durch noch lebende 
Angehörige oder Organisationen und 
Institutionen in den Städten des Krei¬ 
ses Recklinghausen.“, meint der Vor¬ 
sitzende der Kreisvereinigung, Detlev 
Beyer-Peters. 

Akten der entsprechenden Entschädi¬ 
gungsausschüsse des Kreises Reckling¬ 
hausen mitsamt den Entschädigungs¬ 
anträgen und Unterlagen der Verfolg¬ 
ten bzw. ihrer Angehörigen stehen 
jedoch zu Forschungszwecken nicht 
mehr zur Verfügung. Detlev Beyer-Pe¬ 
ters dazu: „Gut informierte Kreise äu¬ 
ßern die Vermutung, dass die genann¬ 
ten Akten beim Umzug vom alten in 
das neue Kreishaus vernichtet worden 
seien.“ Die VVN-BdA gibt jedoch die 
Hoffnung nicht ganz auf, dass sich in 
irgendeinem anderen Archiv in NRW 
noch Akten der Entschädigten befin¬ 
den. 

Detlev Beyer-Peters 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 29. MÄRZ 


Dortmund: Gedenkveranstaltung zu Ehren 
der ermordeten Antifaschisten am Karfrei¬ 
tag 1945. Die DKP trifft sich am Stand im 
Eingangsbereich des Rombergparks, um 
mit Fahnen und Transparenten zum Denk¬ 
mal in der Bittermark zu gehen, 14.00 Uhr. 


SA ★ 30. MÄRZ 


Buchholz in der Nordheide: „Nie wieder 
Faschismus - Schluss mit den Kriegen!“ 
Heideruher Friedensfest 2013 im Wohn- 
und Ferienheim Heideruh, Ahornweg 45. 
Buffet in Heideruh - auch vegetarisch und 
vegan,18.00 Uhr, Osterfeuer 19.00 Uhr 
Gruppe Gutzeit (politische Spott-, Hetz- und 
Lästersongs) 20.30 Uhr. _ 

Pelkum: „Gedenken gegen das Verges¬ 
sen“, Veranstaltung des Jahrestages der 
„Schlacht bei Pelkum“. Veranstalter: Ar¬ 
beitskreis Blumen für Pelkum. Gastred¬ 
ner: Günter Gleising, Bochum. Gedenken 
am Mahnmal, Friedhof Pelkum, Treffpunkt 
Parkplatz Bönener Straße, 14.00 Uhr. 


SO ★31. MÄRZ 


Buchholz in der Nordheide: „Nie wieder 
Faschismus - Schluss mit den Kriegen!“ 
Heideruher Friedensfest 2013 im Wohn- 
und Ferienheim Heideruh, Ahornweg 45. 
Frühstück um 9.00 Uhr, Eröffnung des 
Heideruher Friedensfestes mit Klavier und 
Gesang für den Frieden (Lennart und Feli) 
11.00 Uhr, im Anschluss viele weitere Ak¬ 
tivitäten. 


Dl ★ 2. APR 


München: „Water makes Money“, Filmvor¬ 
führung auf einem Gruppenabend der DKP 
Neuhausen-Süd, Waldfriedhof. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


SA ★ 6. APR 


Moos: Mitgliederversammlung der DKP 
Bodensee-Hochrhein. Themen u.a.: Aus¬ 
wertung des 20. Parteitages der DKP sowie 
Gewerkschaftsarbeit im Handwerksbe¬ 
reich. Gewerbestraße 4b, 14.30 Uhr. 


DO ★ 11 . APR 


Essen: „Solidarität mit Kuba - Freiheit für 
die Miami 5!“ Öffentliche Mitgliederver¬ 
sammlung der Freundschaftsgesellschaft 
BRD-Kuba e.V. mit den Themen Aktions¬ 
planungen, Internationales Kulturfest auf 
Zeche Carl am 1. Mai (FG zum 20. Mal da¬ 
bei!), Fiesta Moncada, SDAJ-Brigaden u.a. 
Gaststätte Linker, Oberdorfstr. 34, Essen- 
Altendorf (Nähe Haltestelle Helenenstr.), 
18.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 



Spendet für die Arbeiterjugend! 

Wir suchen (Dauer-) Spender für die SDAJ 

Der Parteivorstand der DKP hat am vergangenen Wochenende einen Spendenaufruf für die Sozialistische Deutsche Ar¬ 
beiterjugend beschlossen. Ab Juni 2013 soll dem Jugendverband von der DKP ein Betrag von 451,00 Euro monatlich zur 
Verfügung gestellt werden, damit die SDAJ einen Minijob finanzieren kann. 

Gesucht werden Mitglieder und Gliederungen der DKP, die helfen, diesen Zuschuss der DKP an die SDAJ abzusichern. Das 
ist möglich durch einmalige oder besser durch monatliche Dauerspenden. 

Werner Sarbok 

Spenden bitte auf das Konto: DKP Parteivorstand, Kto.-Nr. 400 2487 502 bei der GLS Bank Bochum, BLZ: 430 609 67 - 
Stichwort: SDAJ. 




Dampf machen für die UZ! 


Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 


Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


von den Schienen zu räumen. Rückfragen: 0201/225447 


Nur Mut! unsere zeit 

Jetzt 4 Wochen testen! Woche für Woche Originalton DKP 


Testabonnement ■ 


Ja, ich will die Wochenzeitung unsere zeit 
vier Wochen kostenlos testen. 

Das Testabonnement endet automatisch. 


Abonnement 


Ja, ich abonniere die Wochenzeitung 
unsere zeit für mindestens ein Jahr. Das 
Abonnement verlängert sich um jeweils ein Jahr, 
wenn es nicht bis sechs Wochen vor Beendigung 
des Bezugszeitraums schriftlich gekündigt wird. 


Name/Vorname 


Straße/Nr. 


PLZ/Ort 


Telefon 


E-Mail 


Datum/Unterschrift 


Abonnementpreise im 
Rechnungsversand Bitte ankreuzen! 

Normalabonnement 

□ jährlich 126,— Euro 

□ halbjährlich 64,— Euro 

Förderabonnement 

□ jährlich 160,— Euro 

Ermäßigtes Abonnement 

□ jährlich 72,— Euro 

□ halbjährlich 37,— Euro 


Ich ermächtige den CommPress-Verlag 
hiermit, den Betrag von meinem Konto 
abzubuchen. 


Kontoinhaber/in 


Geldinstitut 


Abonnementpreise mit 
Einzugsermächtigung 


Ermäßigtes Abonnement 


□ 

jährlich 

66,— Euro 

□ 

halbjährlich 

33,50 Euro 

□ 

vierteljährlich 

17,—Euro 

□ 

monatlich 

6,— Euro 

Normalabonnement 


□ 

jährlich 

120,—Euro 

□ 

halbjährlich 

61,— Euro 

□ 

vierteljährlich 

32,—Euro 

□ 

monatlich 

11,—Euro 

Förderabonnement 


□ 

jährlich 

160,— Euro 

□ 

halbjährlich 

80,—Euro 

□ 

vierteljährlich 

40,—Euro 

□ 

monatlich 

14,— Euro 


□ Lieferung im Umschlag 

20,- Euro pro Jahr zusätzlich 


Bankleitzahl 


Kontonummer 


Datum/Unterschrift 

Ja, ich bin damit einverstanden, dass Sie mich zwecks einer 
Leserbefragung zur Qualität der Zeitung, der Zustellung und 
der Fortführung des Abonnements kontaktieren. Der Verlag 
garantiert, dass die Daten ausschließlich zur Kundenbetreu¬ 
ung genutzt werden. Das Einverständnis kann ich jederzeit 
widerrufen (per E-Mail: vertrieb@unsere-zeit.de oder per 
Post: CommPress Verlag GmbH, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen). Dies bestätige ich mit meiner Unterschrift. 

Coupon einsenden an: 
CommPress Verlag 
Hoffnungstraße 18 - 45127 Essen 
oder faxen an 0201/2 486484 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 16. bis 22. März 


Die Jakobiner von Mainz 

Die erste bürgerliche Republik in Deutschland 



Versammlung des Mainzer Jakobinerklubs 1793 


Sonntag 

Der Mann hat seit Mittwoch ein neues 
Amt und steht seitdem im Scheinwer¬ 
ferlicht der Weltöffentlichkeit, er hat nett 
guten Abend gewünscht, ein paar Leu¬ 
ten außer der Reihe die Hand geschüt¬ 
telt und nennt sich Franz statt Paul, Jo¬ 
hannes oder Benedikt. Irgendein Wort 
darüber, was er denkt, welche Vision er 
hat, hat er noch nicht verlauten lassen. 
Ein Blick in seine Vergangenheit fördert 
Widersprüchliches, darunter auch Frag¬ 
würdiges vor allem während der Mili¬ 
tärdiktatur in Argentinien zu Tage. 

Was Papst Franziskus tatsächlich tun 
wird, steht völlig in den Sternen. Auch 
aus Gründen, die er selbst gar nicht zu 
verantworten hat. Wer ihn realistisch, 
ungewöhnlich offen und ziemlich re¬ 
volutionär nennt, spekuliert offensicht¬ 
lich - wie ja schon die im Zusammen¬ 
hang mit einer Institution des Glaubens 
nebulösen Begriffe zeigen. 

Kein Kardinal ist etwas Anderes als ein 
Mann des Apparates Kirche, wie er sich 
in 2000 Jahren heraus gebildet hat. Die 
Herren sind handverlesen. Wenn Franz 
Revolutionäres will, hätte er das bis¬ 
her bestens verborgen - unwahrschein¬ 
lich. Wenn doch, hätte er geheuchelt. 
Im Zweifel gilt für Franziskus, was für 
Amtsträger verschiedenster Provenienz 
weltweit gilt - kennste einen, kennste 
alle. 

Montag 

Es gibt neue Studien, die beweisen et¬ 
was, was kein Spatz, der auf Originalität 
hält, freiwillig noch vom Dache pfeifen 
würde: Frauen, die einmal in Minijobs 
stecken, kommen nicht mehr da raus. 
Das hat man im Auftrag des Bundesfa¬ 
milienministeriums, verantwortlich Frau 
Schröder, heraus gefunden. Potztausend, 
ich falV um. Ei, Mamma, hoV mir mei ( 
Troppe. 

Genau so aufregend ist eine Unter¬ 
suchung des Rheinisch-Westfälischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung, die 
NRW-Arbeitsminister Guntram Schnei¬ 
der (SPD) in Auftrag gegeben hat: Jeder 
zweite Minijobber verdient weniger als 
8,50 Euro. 

Weder die Bundes- noch die Landesbe¬ 
hörde verliert bei der Vorstellung „ ihrer “ 


Studie ein Wort darüber, dass sie für die¬ 
se Missstände mitverantwortlich an vor¬ 
derer Stelle sind. Die Überlegung, was 
ein ausgewachsenes Ministerium gegen 
diese Zustände tun könnte, liegt anschei¬ 
nend hinter dem Ereignishorizont der 
Dame und des Herrn. Zumindest finde 
ich hierüber kein Wort. 

Angesichts der sattsam bekannten Situa¬ 
tion der sieben Millionen Minijobberln- 
nen können sich diese von den Minis¬ 
terien in den (teils nicht vorhandenen) 
Bart gespuckt und mit den Worten „ Opa 
ett reechnet“ verarscht fühlen. Der Rest 
ist aber auch im Boot und darf mitru¬ 
dern. Bekanntlich zahlen solche kost¬ 
spieligen Studien wir Steuerzahlerlnnen. 

Dienstag 

Wer ist schon gern sektiererisch? Ge¬ 
genüber Sozialdemokratinnen sind 
wir Kommunistinnen aus prinzipiellen 
und historisch unwiderlegbaren Grün¬ 
den nachsichtig, freundlich und hilfsbe¬ 
reit - die reinen Pfadfinder. 

Aber wenn die Doris vom Gerd, die 
Schröder-Köpf, mit dem Brecheisen in 
die Politik drängt, nachdem sie einst für 
Rossmann-Chappi Reklame gemacht 
hat; wenn sie jetzt Integrationsbeauf¬ 
tragte in Nieder Sachsen werden soll, 
wenn sie sich gegen Rassismus stark 
macht, während ihr Mann Gas-Milli¬ 
onen scheffelt; wenn Erdogan dann in 
einem Migranten-Blog schreibt: Herr¬ 
jemine, wer will denn da der Integration 
schaden? Darf man da nicht, muss man 
da nicht denken: der Mann hat Recht? 
Man darf und man muss. 

Mittwoch 

Die dänische Stadt Aarhus verbie¬ 
tet ihren Angestellten das Rauchen im 
Dienst. Viele Firmen und Betriebe pla¬ 
nen, die Regelung zu übernehmen. Ein 
Beispiel, das Schule machen wird. Als 
bekennender Nichtraucher sage ich: 
Das Wesen der Antiraucherkampagne 
sind Repression und Arbeitshetze. Die 
Gesundheitsdiskussion ist der reine 
Schmu. Die vorgeblichen Ziele könnte 
man leicht jenseits von Verboten errei¬ 
chen. Nichts bleibt von der Systemfrage 
unberührt. 

Adi Reiher 


A m 30. März 1793 beschloss der 
revolutionäre französische Kon¬ 
vent den Anschluss der Mainzer 
Republik an Frankreich. Damit gab er 
einem Antrag statt, den der Mainzer 
Konvent am 21. März beschlossen und 
den eine Delegation unter Leitung des 
Gelehrten Georg Förster in Paris ge¬ 
stellt hatte. 

Am 18. März hatten 124 Deputierte aus 
ebenso vielen Ortschaften des Rheini¬ 
schen - das gesamte Gebiet zwischen 
Bingen und Landau - einstimmig zum 
deutschen Freistaat erklärt und jede 
Verbindung mit dem deutschen Reich 
aufgehoben. 

Zu dieser Zeit war das Gebiet von fran¬ 
zösischen Truppen besetzt. Doch preu¬ 
ßisch-österreichische Verbände der ge¬ 
genrevolutionären (1.) Koalition wa¬ 
ren bereits im Anmarsch. Am 27. und 
28. März 1793 stießen die Preußen bei 
Bingen und Kreuznach vor. Bis Mitte 
April ging dem Freistaat sein gesamtes 
Territorium bis auf Mainz verloren. Die 
zur Festung erklärte Stadt wurde nun 
belagert und hielt sich tapfer, musste 
am 23. Juli aber schließlich kapitulie¬ 
ren. Wie in solchen Fällen üblich war 
die Rache der Konterrevolution erbar¬ 
mungslos. 

Trotz ihrer Kurzlebigkeit und trotz der 
Abhängigkeit von der französischen 
Waffenhilfe war die Mainzer Republik 
ein Ereignis großer nationaler Bedeu¬ 


tung. Nach anfänglichem Zögern hat¬ 
ten sich dem Jakobinerklub wesentli¬ 
che Teile der bürgerlichen Intelligenz 
angeschlossen. Dies geschah nicht zu¬ 
letzt, weil die unteren Stände begon¬ 
nen hatten, ihr Geschick selbst in die 
Hand zu nehmen. An den öffentlichen 



Unter dem Namen „Gesellschaft der 
Freunde der Freiheit und Gleichheit“ 
gründeten 20 Bürger der Stadt schon 
am Tag nach deren Besetzung den 
Mainzer Jakobinerklub. Nach anfäng¬ 
lichem Bedenken trat ihm auch der 
Universitätsbibliothekar und Natur¬ 
forscher Georg Förster (Bild) bei. 


Sitzungen des Clubs nahmen bis zu 
1000 Menschen teil. Auch die Wahlen 
zum Konvent bedeuteten ein Lehr¬ 
stück in Demokratie, wie es auf deut¬ 
schem Territorium bis dahin noch nicht 
aufgeführt worden war. 

Auch wenn die Mainzer den Anschluss 
an Frankreich gesucht und gefunden 
hatten, blieben sie deutsche Patrioten. 
Unter den Bedingungen des Fürsten¬ 
deutschland war die Hinwendung zu 
Demokratie und Weltoffenheit Vor¬ 
aussetzung um Borniertheit und Klein¬ 
staaterei ideologisch und politisch zu 
durchbrechen. Letzteres gelang vorerst 
nur linksrheinisch und nur vorüberge¬ 
hend. Umso beispielhafter und ermu¬ 
tigender war die Gründung des demo¬ 
kratischen Freistaates. 

In den folgenden Jahren kam es in zahl¬ 
reichen deutschen Städten zu Demons¬ 
trationen, Streiks und Straßenkämpfen, 
bei denen die Forderungen deutscher 
Einheit, Freiheit und Gleichheit neben 
konkreten Aktionszielen standen. 

AR 


Der rote Kanal 


Moliere, F/l 1978 

Biografischer Spielfilm über den gro¬ 
ßen französischen Komödiendichter 
Moliere (1622-1673). Wer „Der ein¬ 
gebildete Kranke“ liebt, wird den 
Film mögen. 

Mo., 1.4., 20.15-0.25 Uhr, arte 

Der Kampf ums Netz 

Themenabend, der sich in zwei 
Dokumentationen mit der Inter¬ 
netsuchmaschine Google und der 
Tauschbörse The Pirate Bay ausein¬ 
andersetzt. 

Do., 4.4., 20.15-23.10 Uhr, arte 

Die Bankiersfrau, F1980 

Angelehnt an die Geschichte der 
französischen Anlagebetrügerin 
Marthe Hanau (1886-1935). Trotz 
inszenatorischer Schwächen wird 
deutlich, dass Banken schon immer 
verbrecherisch waren. Die Titelrolle 
spielt die dafür eigentlich zu schöne 
Romy Schneider. 

Do., 4.4., 23.35-1.35 Uhr, mdr 


Rassismus verschwindet nicht wie Kopfschmerz 

Kevin-Prince Boateng vor der Uno in Genf 


K evin-Prince Boateng hielt am 
Donnerstag, dem 21. März, eine 
Rede vor den Vereinten Natio¬ 
nen im Rahmen des Internationalen 
Tages für die Beseitigung der Rassen¬ 
diskriminierung in Genf. 

Der in Berlin geborene Deutsch-Gha¬ 
naer war hierzulande viel geschmäht 
worden, weil er sich den vom DFB 
geforderten Verhaltensweisen nicht 
anpassen konnte oder wollte. Heute 
spielt er erfolgreich beim AC Mailand. 
Dort führte er während eines Freund¬ 
schaftsspieles einen Spielabbruch her¬ 
bei, nachdem Fans des gegnerischen 
Vereins rassistisch auftraten. 

Boateng erhielt für dieses Verhalten 
international viel Lob. Bisher wur¬ 
den provozierte Spielabbrüche - egal 
aus welchen Gründen - hart bestraft. 
Angesichts des immer massiver wer¬ 
denden Rassismus in den Stadien ent¬ 
schlossen sich die Verantwortlichen zu 
Recht, Boatengs Zivilcourage zum Vor¬ 
bild zu erklären. Wir dokumentieren im 
Folgenden Auszüge aus Boatengs Rede 
vor der Uno, in einer eigenen Überset¬ 
zung aus dem Englischen: 

„Wir haben auf Video gesehen, was am 
3. Januar bei bei einem Freundschafts¬ 
spiel zwischen meinem Verein Milan 
und Busto Arsizio, Vierte Liga, ge¬ 
schah. Ich beschloss, das Spiel zu been¬ 
den und kickte den Ball in die Ränge, 
weil ich zutiefst verärgert war und mich 
durch die rassistischen Beleidigungen 
von der Tribüne gekränkt fühlte. Diese 
Geste allein hätte nicht diese Resonanz 
gehabt. Doch meine Teamkollegen 
verließen sofort mit mir das Spielfeld, 
ohne einen Augenblick zu zögern. Die- 


Zeig 1 

Rassismus 

die 

Rote Karte! 



ser Schritt des gesamten Teams gegen 
Rassismus machte Schlagzeilen auf der 
ganzen Welt. Deswegen bin ich heute 
hier. Es ist eine Ehre für mich heute 
hier sprechen zu können. 

Meine Damen und Herren, wir sind 
im Jahr 2013 und Rassismus ist immer 
noch unter uns und ist immer noch ein 
Problem. Es ist nicht einfach nur ein 


„ Wir sind im Jahr 2013 und 
Rassismus ist immer noch unter 
uns und ist immer noch ein 
Problem“ 


Thema für den Geschichtskanal oder 
etwas, das in der Vergangenheit ge¬ 
schah oder nur in anderen Ländern ge¬ 
schieht. Rassismus ist real, er existiert 
hier und jetzt. Sie können ihn auf den 
Straßen finden, in Ihrem Büro und in 
Fußballstadien. 


Es gab Momente in meinem Leben, 
als ich mich dem Problem nicht stellen 
wollte. Ich versuchte, es zu ignorieren 
wie Kopfschmerzen, die früher oder 
später gehen würden. Ich musste nur 
warten. 

Das ist aber eine Illusion. Es geht nicht 
von selbst. Wir haben die Pflicht dem 
Rassismus zu begegnen und ihn zu be¬ 
kämpfen. Ein bisschen Rassismus gibt 
es nicht. Es gibt keine tolerierbaren 
Mengen von Rassismus. Er ist inakzep¬ 
tabel, egal wo und wie er auftritt. Es 
geht nicht nur um Schwarz und Weiß. 
Es gibt viele verschiedene Arten von 
Rassismus gegen Menschen verschie¬ 
dener Farben und Nationalitäten. Es 
gibt keinen Impfstoff dagegen und 
keine Antibiotika. Es ist ein gefährli¬ 
ches und ansteckendes Virus, der durch 
Gleichgültigkeit und Untätigkeit ge¬ 
stärkt wird. 

Als ich für Ghana spielte, lernte ich, 
dass im Kampf gegen Malaria einfache 
Impfstoffe nicht ausreichen. Genug. 
Auch in „ausgetrockneten“ Gebieten 
vermehrt sich das Virus. Ich denke, dass 
Rassismus und Malaria eine Menge ge¬ 
meinsam haben. 

Stadien können Orte sein, wo Men¬ 
schen unterschiedlicher Farbe Zusam¬ 
menkommen, um ihre Teams zu un¬ 
terstützen. Sie können aber auch Orte 
sein, in denen gesunde Menschen durch 
Rassismus infiziert werden. Wir können 
nicht zulassen, dass dies vor unseren 
Augen geschieht. 

Fußballstadien und andere Orte sind 
voll von jungen Menschen. Wenn wir 
den jetzigen Zustand nicht bekämpfen, 
könnten viele von denen, die heute ge¬ 


sund sind, mit einer der gefährlichs¬ 
ten Krankheiten unserer Zeit infiziert 
werden. Wer von uns ständig in der Öf¬ 
fentlichkeit steht, hat mehr Verantwor¬ 
tung. Wir können es uns nicht erlauben, 
gleichgültig oder passiv zu sein. Viele 
Sportler wie ich und meine Teamkol¬ 
legen, Künstler und Musiker haben die 
einmalige Chance und Verantwortung, 
sich Gehör zu verschaffen. Wir haben 
die Möglichkeit, die Teile, die politische 
Reden nie erreichen zu erreichen. 

Die Geschichte zeigt uns, wie wichtig 
die Beiträge berühmter Sportler sein 
können. Ich kann sagen, dass der Prä¬ 
sident der USA meine Hautfarbe hat, 
hat nicht nur mit Martin Luther King, 
sondern auch mit Muhammad Ali zu 
tun. 


Eines der intensivsten und bewegends¬ 
ten Momente meines Lebens war, als 
ich Nelson Mandela während der WM 
in Südafrika im Jahr 2010 traf. Ein un¬ 
glaublicher Mensch, sowohl nach Ver¬ 
stand als auch Charakter. Sein Leben 
hat gezeigt, dass es weniger gefährlich 
ist, seine Stimme gegen Rassismus zu 
erheben als stumm zu bleiben. 

Es ist heute genauso wichtig, sich ge¬ 
gen Rassismus zu erheben, wie in der 
Vergangenheit. Wir haben das Vorbild 
derjenigen, die ihr Leben in dieser Sa¬ 
che riskiert haben. 

Ich bin davon überzeugt, dass es falsch 
ist,Rassismus zu ignorieren und zu 
hoffen, dass er verschwindet wie Kopf¬ 
schmerzen. Das wird nicht passieren. In 
jedem Moment, wenn uns Rassismus 
begegnet, müssen wir uns erheben und 
handeln. Danke für Ihre Aufmerksam¬ 
keit.“ 


Kevin-Prince Boateng und seine Mannschaftskameraden verlassen das Spielfeld 
aus Protest gegen rassistische Beleidigungen. 














